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Vorwort

Liebe Leserinnen und Leser,

auf der Kabinettklausur in Meseberg wurde beschlossen,
unsere technologische Leistungsfähigkeit auszubauen
und verstärkt für eine ambitionierte Klimapolitik zu nut-
zen. Das ist eine wirtschaftspolitische Aufgabe, zu der wir
mit der „Exportinitiative Energieeffizienz“ beitragen, wie
der erste Artikel erläutert. Denn Deutschland geht mit
Energie sparsamer um als die meisten anderen Länder
weltweit. Deutsche Produkte werden auf den Weltmärk-
ten als überaus energieeffizient wahrgenommen, und
unser Land ist Markt- und Innovationsführer bei den
Energieeffizienztechnologien. Weil auch andere Indus-
trieländer und viele Schwellenländer daran interessiert
sind, Energieressourcen sparsamer zu nutzen, entstehen
erhebliche Marktpotenziale für unsere Unternehmen.

Doch gerade in Schwellen- und Entwicklungsländern
fehlt es oft an politischer Stabilität und Rechtssicherheit.
Ausländische Investitionen können dort mit erheblichen
politischen Risiken verbunden sein, die für einzelne Unter-
nehmen nicht tragbar sind. Um es unseren Unternehmen
trotzdem zu ermöglichen, sich neue Märkte in solchen
Ländern zu erschließen, hat die Bundesregierung ein ab-
gewogenes System von Investitionsgarantien geschaffen.
Für deutsche Direktinvestitionen im Ausland wurden im
vergangenen Jahr Garantien in Höhe von vier Milliarden
Euro bereitgestellt. Nach welchen Kriterien das geschah,
erfahren Sie im zweiten Artikel der „Schlaglichter“.

Bevor wir technologisch anspruchsvolle Produkte ver-
markten können, müssen Ideen aus der Forschung patent-
rechtlich verwertet und geschützt werden. Darum küm-
mern sich sogenannte Patent- und Verwertungsagenturen
als Dienstleister der Hochschulen. Wie die Bundesregie-
rung deren Arbeit verbessert, um jedem Forscher und Er-
finder professionelle Patentberatung zu verschaffen, ist
Thema des dritten Artikels.

Einer der innovativsten Wirtschaftszweige ist die
Telekommunikationsindustrie. Den Wettbewerb dieser
Branche im Inland zu entwickeln, ist erklärtes Ziel unserer
Wirtschaftspolitik. Das Wirtschaftsministerium hat im
Juli eine Studie veröffentlich, nach der die Konkurrenten
der Deutschen Telekom AG bei Fernverbindungen inzwi-
schen über einen Marktanteil von 48 Prozent verfügen –
ein klares Zeichen für funktionierenden Wettbewerb. Im
vierten Artikel wird die Studie vorgestellt, und Sie erfah-
ren, wie sich die Wettbewerbsintensität auf das Preisni-
veau ausgewirkt hat und wie sich die deutschen Unter-
nehmen weltweit auf Mobilfunk- und Festnetzmärkten
behaupten. 

Auch dieses Mal wünsche ich Ihnen eine unterhalt-
same Lektüre und vor allem neue Einsichten!

Michael Glos
Bundesminister für Wirtschaft und Technologie



4 Monatsbericht 09-2007 BMWi



5Monatsbericht 09-2007 BMWi

Inhalt

I. Aktuelle Themen und Analysen

1. Die Exportinitiative Energieeffizienz – Wettbewerbsvorteile im Ausland nutzen . . . . . . . 7

2. Investitionsgarantien des Bundes – erfolgreiche Unterstützung deutscher
Unternehmen im Ausland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 12

3. Die Verwertungsoffensive – ein wichtiger Baustein der Innovationspolitik . . . . . . . . . . . . 16

4. Benchmark „Internationale Telekommunikationsmärkte“ – ein Marktvergleich. . . . . . . 21

II. Wirtschaftliche Lage

Überblick. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 28
Internationale Wirtschaftsentwicklung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 30
Wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 32

III. Übersichten und Grafiken

1. Gesamtwirtschaft . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 42
2. Produzierendes Gewerbe. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 50
3. Privater Konsum . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 58
4. Außenwirtschaft . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 60
5. Arbeitsmarkt. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 62
6. Preise . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 68
7. Monetäre Entwicklung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 72

Erläuterungen zur Konjunkturanalyse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 74



Monatsbericht 09-2007 BMWi

I.
Aktuelle Themen und Analysen



7Monatsbericht 09-2007 BMWi

In Zeiten knapper fossiler Energieträger und kontinu-
ierlich steigender Energiepreise hängen Wohlstand
und Wettbewerbsfähigkeit einer Volkswirtschaft mehr
denn je von der Fähigkeit ab, den Einsatz von Energie
effizienter zu gestalten – nicht nur in Deutschland,
sondern weltweit. Die Energieeinsparpotenziale durch
den Einsatz innovativer Techniken sind in allen Anwen-
dungsbereichen enorm. Unternehmen, private Haus-
halte und Staat müssen Energie einsparen und effizi-
enter nutzen. Deutschland genießt weltweit in Bezug
auf qualitativ hochwertige technische Produkte und
Umsetzungs-Know-how, insbesondere auch im The-
menfeld Energieeffizienz, einen hervorragenden Ruf.
Dies eröffnet Exportchancen für deutsche Unterneh-
men, die energieeffiziente Produkte oder Dienstleis-
tungen zur Steigerung der Energieeffizienz anbieten.
Mit der neuen „Exportinitiative Energieeffizienz“ des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie
(BMWi) sollen Unternehmen sowohl bei der Erschlie-
ßung der großen, strategischen Industrie- und Wachs-
tumsmärkte als auch beim Aufbau, der Ausweitung
und langfristigen Stabilisierung ihrer Exporttätigkeit
unterstützt werden.

Energieeffizienz im Brennpunkt der weltweiten
Energiepolitik

Das Thema Energieeffizienz gewinnt derzeit als Beitrag
zur Ressourcenschonung und zum Klimaschutz interna-
tional erheblich an Bedeutung. Insbesondere in den
Schwellenländern wächst der Energiebedarf rapide – bei-
spielsweise in den privaten Haushalten und im industriell-
gewerblichen Sektor. Nach Vorausberechnungen der
Internationalen Energieagentur (IEA) wird sich der Enden-
ergiebedarf von China und Indien bis zum Jahr 2030 ver-
doppeln, der von Russland um rund ein Drittel steigern.

Dabei zeichnen sich insbesondere diese großen Märkte
durch sehr hohe Wachstumsraten in allen Sektoren bei
gleichzeitig sehr niedriger Energieeffizienz in den einge-
setzten Technologien und Techniken aus. Die rasche Zu-
nahme des Energieverbrauchs in diesen Ländern stellt
jedoch die Nachhaltigkeit des nationalen wirtschaftlichen
Wachstums und die Stabilität der Weltwirtschaft in Frage.
Vielfach hat man aber bereits erkannt, dass die Einspar-
potenziale durch zeitgemäße, innovative Techniken und

anspruchsvollere Standards in allen Anwendungssekto-
ren sehr hoch sind. Viele Staaten haben sich daher gerade
in letzter Zeit ehrgeizige Energieeinsparziele gesetzt und
wollen diese durch gezielte Maßnahmen erreichen.

Steigerung der Energieeffizienz – mehr als reine
Klimaschutzpolitik

Es wird immer deutlicher, dass der rationelle Energieein-
satz auf der Erzeugungsseite und die rationelle Energie-
nutzung auf der Verbrauchsseite erhebliche Potenziale
als Wettbewerbsfaktoren besitzen, zu einer Reduktion
von Treibhausgasemissionen beitragen und eine sichere
Energieversorgung unterstützen können.

Deutschland geht mit Energie effizienter um, als dies
in den meisten anderen Ländern innerhalb und außer-
halb Europas geschieht. Die Berechnungen zum Energie-
verbrauch des Jahres 2006 bestätigen das erneut. Der Pri-
märenergieverbrauch lag danach 2006 um 3 % unter dem
Niveau von 1990, obwohl das reale Bruttoinlandsprodukt
(BIP) im gleichen Zeitraum um mehr als ein Viertel zuge-
nommen hat. Mit einem Primärenergieverbrauch von
weniger als 7 Gigajoule pro 1.000 € BIP gehört Deutsch-
land – bezogen auf den Energieverbrauch – zu den pro-
duktivsten Industrieländern.

Diese Fakten werden auch in Auslandsmärkten gese-
hen. Deutsche Produkte sind weltweit für ihre Qualität
bekannt. Zunehmend werden sie auch als überdurch-
schnittlich energieeffizient wahrgenommen. Unser Land
ist internationaler Markt- und Innovationsführer im Be-
reich Energieeffizienztechnologien und Energieberatung.
Diesen komparativen Vorteil im Bereich Energieeffizienz
gilt es verstärkt zu nutzen. Die Bemühungen anderer In-
dustrieländer wie auch der Schwellen- und Entwicklungs-
länder um mehr Energieeffizienz eröffnen erhebliche
Marktpotenziale für deutsche Unternehmen. 

1. Die Exportinitiative Energieeffizienz –
Wettbewerbsvorteile im Ausland nutzen
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Die Exportinitiative Energieeffizienz – Ziele

Genau hier setzt die Exportinitiative Energieeffizienz an:
Die Aktivitäten dieser Initiative werden deutsche Unter-
nehmen sowohl bei der Erschließung der großen, strate-
gischen Industrie- und Wachstumsmärkte als auch beim
Aufbau, der Ausweitung und langfristigen Stabilisierung
ihrer Exporttätigkeit, unterstützen. 

Ziel der Initiative ist es:

3 die Marktchancen und Absatzmöglichkeiten deut-
scher Produkte, Technologien und Dienstleistungen
im Bereich Energieeffizienz in relevanten Zielmärkten
zu verbessern,

3 Energieeffizienzmärkte in den großen Industrie- und
Wachstumsmärkten (zum Beispiel China, Indien,
Russland, USA etc.) zu entwickeln und auszubauen,

3 bestehende deutsche Initiativen in diesem Handlungs-
feld zu bündeln, zu konzentrieren und auszubauen,

3 Know-how-Transfer für politische Entscheidungsträger,
Multiplikatoren und Marktteilnehmer in den Ziel-
märkten zu leisten, um so die Rahmenbedingungen
zu verbessern und damit auch

3 einen Beitrag zur Verbesserung des Klimaschutzes in
anderen Regionen der Welt zu leisten.

Energieeffizienz soll als eigenständiges Qualitätsmerk-
mal der deutschen Wirtschaft in den Zielmärkten in Zu-
kunft noch stärker wahrgenommen werden. 

Die Exportinitiative Energieeffizienz –
Ausrichtung

Für die Ausrichtung der Initiative ist eine strategische Vor-
gehensweise entscheidend. Es müssen Zielgruppen in
Deutschland und Schwerpunkte für die Zielländer festge-
legt werden.

Strategische Marktentwicklung
Viele der Zielländer der Exportinitiative befinden sich
derzeit in einer Phase der Entwicklung grundlegender
Standards und Methoden (z.B. gesetzlicher Mindestan-

forderungen für Gebäude) und der Konzeption von Um-
setzungsschritten für Energieeffizienz in wichtigen Hand-
lungsbereichen. Beratung und ein kontinuierlicher und
koordinierter Know-how-Transfer für Entscheidungsträ-
ger und Multiplikatoren sind daher wichtige Instrumente,
um frühzeitig auf Entscheidungs- und Normungsprozesse
Einfluss zu nehmen und hochwertige Standards, die sich
an deutsche Ansätze anlehnen, auf den Zielmärkten zu
etablieren. Eine internationale Durchsetzung solcher Stan-
dards bietet Wettbewerbsvorteile für deutsche Unterneh-
men. Zudem bleiben auf diese Weise deutschen Unter-
nehmen aufwändige und kostenträchtige (zusätzliche)
Standardisierungs und Normungsverfahren für ihre Pro-
dukte in Zielländern erspart. Auch Unternehmen, die Be-
ratungsdienstleistungen im Bereich Energieeffizienz an-
bieten, können so ihre Leistung anbieten, ohne auf gänz-
lich anderen Grundlagen aufbauen zu müssen. Auch dies
führt zu deutlichen Wettbewerbsvorteilen für deutsche
Unternehmen.

Versorgungssicherheit, Klimaschutz und nach-
haltiges Wachstum
Die enorme wirtschaftliche Dynamik in vielen Zielmärkten
birgt hohe Umwelt- und Klimarisiken, aber auch hohe
Vermeidungspotenziale im Energieverbrauch und bei
der Emission von Treibhausgasen. Für den globalen Klima-
schutz, aber auch für die Gewährleistung eines nachhalti-
gen wirtschaftlichen Wachstums, ist die Steigerung der
Energieeffizienz insbesondere in den großen Industrie-
und Wachstumsmärkten von zentraler Bedeutung. Dabei
sind die Vermeidungskosten in vielen Zielländern sehr
viel geringer als in Deutschland. Die Reduktion von Emis-
sionen und die Senkung des Energieverbrauchs ist nicht
nur ein wesentlicher Beitrag zum globalen Klimaschutz,
sondern trägt auch dazu bei, langfristig ökonomische
Stabilität und wirtschaftliches Wachstum zu gewährleis-
ten.

Zielländer
Die Exportinitiative Energieeffizienz wird sich grundsätz-
lich auf alle relevanten Märkte beziehen. Einen besonde-
ren Schwerpunkt werden Aktivitäten in Ländern mit
hohem Wirtschaftswachstum und Industriemärkten von
strategischer Bedeutung für die Exportwirtschaft bilden.
Hierzu zählen zum Beispiel China, Indien, Russland, die
USA aber auch Brasilien, Mexiko oder Südafrika. 
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Zielgruppen der Exportinitiative
Energieeffizienz
Die Exportinitiative Energieeffizienz ist vorrangig auf
Anbieter von Produkten, Systemen und Dienstleistungen
im Kontext „Energieeffizienz“ aus dem Kreis der kleine-
ren und mittleren Unternehmen (KMUs) ausgerichtet. Sie
soll aber auch für andere Unternehmen offen gehalten
werden, da diese Unternehmen häufig KMUs mit in Aus-
landsmärkte bringen. 

Die Exportinitiative Energieeffizienz –
Strukturkonzept und Akteure

Akteure in der Exportinitiative Energieeffizienz
In die Aktivitäten der Exportinitiative werden grundsätz-
lich alle interessierten Akteure einbezogen, die eigene
Beiträge einbringen möchten. Im Steuerungskreis, dem
zentralen Entscheidungs- und Koordinierungsgremium
der Exportinitiative Energieeffizienz, werden zunächst
die Ressorts der Bundesregierung und die im Themenfeld
tätigen Institutionen des Bundes vertreten sein. Auch die

Dachverbände der Wirtschaft sollen in die Koordinierung
einbezogen werden. Der Vorsitz des Steuerungskreises
liegt beim BMWi als dem für Energieeffizienz und Außen-
wirtschaftsförderung zuständigen Ressort. Zur operati-
ven Durchführung der Exportinitiative Energieeffizienz
wird vom BMWi ein Sekretariat der Exportinitiative ein-
gerichtet (zum Strukturkonzept der Exportinitiative Ener-
gieeffizienz s. Grafik).

Bündelung von Aktivitäten unter einer
Dachmarke
Eine Dachmarke wird die Aktivitäten unterschiedlicher
Akteure unter einem gemeinsamen Motto verbinden und
verstärkt so Synergieeffekte. Sie macht die „Kernkompe-
tenz“ der deutschen Beratungs-, Produkt- und Dienst-
leistungsangebote im Bereich Energieeffizienz deutlich.
Es wird eine projekt- und akteursübergreifende Informati-
onsinfrastruktur geschaffen sowie ein umfassendes Infor-
mationsangebot zu wichtigen Handlungsfeldern. Dies
gewährleistet, dass länder- und projektspezifische Aktivi-
täten zum Beispiel der Auslandshandelskammern (AHKs),
der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW), der Gesellschaft

Zentrale länderübergreifende Informationsinfrastruktur:
Internet-Plattform; Kurzinformationen (Fact-Sheets); Zentrale Veranstaltungen

Dachmarke „Efficiency made in Germany“

Steuerungskreis
(entscheidet)

Sekretariat
(setzt die Entscheidungen des Steuerungskreises um)

Landes-, themen- oder akteurspezifische Module:

Politikberatung
Schaffung

von Rahmen-
bedingungen

BMWi

Geschäftsreisen
Auslandsmesse-

programm/
Einkäuferreisen/

Qualifizierung

DIHK / AHKs /
BAFA / bfai / BMWi

Energie-
effizienz in 
Gebäuden

BMVBS

Technische
Zusammenarbeit
Energieeffizienz

BMZ/gtz

Klimaschutz-
Projekte: Clean
Development

Mechanism/ Joint
Implementation
(Kyoto-Prozess)

BMU

Pilotprojekte /
Einzelvorhaben

Unternehmen/
AHKs/

Verbände/
alle Projektpartner

Finanzierung /
Infrastruktur-

förderung

KfW

Weitere Module nach Bedarf

Grafik: Strukturkonzept der Exportinitiative Energieeffizienz
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für technische Zusammenarbeit (gtz), der Deutschen Ener-
gie-Agentur (dena) oder der verschiedenen Bundesmini-
sterien und der beteiligten Unternehmen in einem ge-
meinsamen Auftritt und unter einem griffigen Motto prä-
sentiert werden. 

Die Exportinitiative Energieeffizienz –
Einzelmodule

Die Exportinitiative umfasst auf der landes-, themen- und
akteurspezifischen Ebene eine Reihe von Einzelmodulen.
Drei der vom BMWi getragenen Module sind bereits an-
gelaufen, eine Reihe weiterer Module ist geplant.

Modul „Auslands Messeprogramm“
Entsprechend dem Ansatz der „Systemkompetenz“ profi-
tieren deutsche Hersteller und Dienstleister auf ausgewähl-
ten internationalen Messen in besonderem Maße von ei-
ner koordinierten Gesamtpräsentation unter dem Dach
einer übergreifenden Struktur im Rahmen des BMWi-Aus-
landsmesseprogramms. Neben der Ausstellung von Ein-
zeltechnologien durch die teilnehmenden Unternehmen
wird die technologische Vorreiterrolle Deutschlands mit
produktübergreifenden Beispielprojekten und einem ent-
sprechenden Rahmenprogramm dargestellt. Das Messe-
programm für den Bereich Energieeffizienz ist mit vier
Messen im Jahr 2007 angelaufen. Im Jahr 2008 wird inter-
essierten Unternehmen die Möglichkeit zur Beteiligung
an neun Auslandsmessen (u.a. in Brasilien, China, Indien,
den USA und den Vereinigten Arabischen Emiraten) zum
Thema Energieeffizienz angeboten.

Modul „AHK-Geschäftsreisen“ – Systematische
Anbahnung von Geschäftsbeziehungen
Auf zahlreichen Auslandsmärkten besteht Bedarf im Be-
reich energieeffizienter Technologien, die systematisch
für deutsche Unternehmen erschlossen werden können.
Es kommt darauf an, dass Nachfrager zielgerichtet ange-
sprochen werden und der Kontakt zu einer Auswahl mög-
licher deutscher Anbieter hergestellt wird. Hierzu werden
im AHK-Geschäftsreiseprogramm deutsche Unternehmen
im jeweiligen Land direkt mit Bedarfsträgern und poten-
ziellen Kooperationspartnern zusammengebracht. Dieses
Modul wird in Zusammenarbeit mit dem Deutschen In-
dustrie- und Handelskammertag (DIHK), den Industrie-
und Handelskammern (IHKs) in Deutschland, den Aus-
landshandelskammern (AHKs) und dem Bundesamt für

Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) durchgeführt.
Die ersten elf Projekte für 2007 sind angelaufen (Anmel-
dungen waren zum Zeitpunkt der Drucklegung noch
möglich). Weitere 20-25 Projekte sind für 2008 vorgese-
hen.

Modul „Informationsveranstaltungen und
Einkäuferreisen“
In gezielten Informationsveranstaltungen werden export-
willige Unternehmen in Deutschland über ihre Markt-
chancen in ausgewählten Ländern informiert. Bei so ge-
nannten Einkäuferreisen werden ausländische Einkäufer
direkt zu deutschen Anbietern gebracht.

Dieses Modul wird in Zusammenarbeit mit der Bun-
desagentur für Außenwirtschaft (bfai) und den im Rah-
men einer Ausschreibung von der bfai ausgewählten
Projektdurchführern angeboten. Die ersten Projekte wer-
den noch in diesem Jahr konzipiert und Anfang 2008
durchgeführt. Sofern zusätzliche Haushaltsmittel für die
Exportinitiative Energieeffizienz bereitgestellt werden,
soll in einer späteren Phase das Modul um Multiplikato-
renreisen ergänzt werden. Hierbei sollen – ähnlich wie
bei Einkäuferreisen – Multiplikatoren zu deutschen Her-
stellern gebracht werden, um bei ihnen energieeffiziente
deutsche Produkte bekannt zu machen und zu verankern.
Unter Multiplikatoren sind in diesem Zusammenhang
Personen zu verstehen, die ihre Meinung und ihr Wissen
über deutsche Effizienztechnologien an eine große Men-
ge oder eine (entscheidende) Teilmenge von Personen
weitergeben und so zur Verbreitung deutscher Technolo-
gie im jeweiligen Zielland beitragen. Dies können z. B.
Dozenten an Hochschulen, politische oder administrati-
ve Entscheidungsträger sein.

Modul „Durchführung von Klimaschutzprojekten
(JI/CDM)“
Mit der Durchführung von Klimaschutzprojekten in In-
dustrie- und Entwicklungsländern im Rahmen des Clean
Development Mechanism (CDM) und der Joint Implemen-
tation (JI) des Kyoto-Prozesses können häufig kostengün-
stig Emissionsminderungen erzielt und diese als „Emis-
sionsgutschriften“ wirtschaftlich verwertet werden. Diese
Projekte im Ausland sind ein Instrument, um auch dort
die notwendige Umstrukturierung hin zu einer nachhal-
tigen Energieversorgung zu erreichen.
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Die Nutzung der projektbezogenen Kyoto-Mechanis-
men „CDM“ und „JI“ eröffnet vielfältige Möglichkeiten
für deutsche Investitionen im Ausland sowohl im Ener-
giesektor als auch bei verschiedenen industriellen Pro-
zessen. Für den Zeitraum 2008 bis 2012 können deutsche
Investoren Vorhaben durchführen, die bis zu insgesamt
450 Mio. Zertifikate – im Wert von mehreren Milliarden
Euro – generieren. Nach einer konservativen Schätzung
folgt hieraus ein maximales Gesamtinvestitionsvolumen
von gut 50 Mrd. Euro. Dies kann die Marktposition deut-
scher Unternehmen in den Wachstumsmärkten erheb-
lich stärken. Im Rahmen der Exportinitiative werden sys-
tematisch entsprechende Informationsdefizite abgebaut,
die Zusammenarbeit mit Partnerländern ausgebaut, in-
teressante Projektportfolios entwickelt, Matching-Veran-
staltungen zur Zusammenführung kooperationswilliger
und zueinander passender Unternehmen durchgeführt
und die Abwicklung erleichtert. Das BMWi beteiligt sich
bereits seit 2005 finanziell an zwei diesbezüglich ausge-
richteten Fonds, dem Klimaschutzfonds der KfW und dem
so genannten BASREC-Fonds für Klimaschutzprojekte im
Rahmen der Ostseeraumenergiekooperation in den Be-
reichen Erneuerbare Energien und Energieeffizienz.
Weitere Projekte werden zukünftig voraussichtlich aus
dem Haushalt des Bundesumweltministeriums finanziert.

Weitere Module
Sofern zusätzliche Haushaltsmittel bereitgestellt werden,
soll die Exportinitiative Energieeffizienz in einer späteren
Phase durch weitere Erfolg versprechende Module er-
gänzt werden:

3 „Leuchtturmprojekte“:
Bei deutschen Institutionen und Einrichtungen im
Ausland werden zusammen mit interessierten deut-
schen Unternehmen Vorzeigeprojekte im Bereich
Energieeffizienz realisiert und anschließend für ein
effektives Marketing deutscher Technologie einge-
setzt.

3 „Know-how-Transfer-Projekte“ für Multiplikatoren
und Entscheidungsträger:
Diese Projekte werden in Zusammenarbeit mit deut-
schen Unternehmen durchgeführt und deutlich zur
Verbesserung der politischen und administrativen
Rahmenbedingungen in Zielländern beitragen.

3 „Qualifizierungsprojekte“ für Fachpersonal und
zukünftige Entscheidungsträger 

Fazit

Die Steigerung der Energieeffizienz ist unabdingbar, um
eine Beeinträchtigung von Wohlstand und Wettbewerbs-
fähigkeit durch knapper werdende fossile Energieträger
und steigende Energiepreise so weit wie möglich abzu-
wenden. Dabei sind die Energieeinsparpotenziale durch
Einsatz innovativer Techniken weltweit in allen Anwen-
dungsbereichen enorm.

Das BMWi bietet seit langem eine breite Palette von
Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz in
Deutschland an. Diese wird nun durch die Exportinitia-
tive Energieeffizienz ergänzt, um deutsche Anbieter aus
diesem Sektor bei ihrem Export in Auslandsmärkte zu un-
terstützen. Gleichzeitig stellt der verstärkte Einsatz ener-
gieeffizienter Produkte und Dienstleistungen im Bereich
Energieeffizienz – insbesondere in rasch wachsenden
Schwellenländern – einen wichtigen Beitrag zum Klima-
schutz dar.

Das Angebot dieser Initiative steht. Es ist nunmehr
Sache der beteiligten Akteure, dieses Angebot zu kom-
munizieren, und der deutschen Unternehmen, die hier
angebotenen Chancen ebenso erfolgreich zu nutzen wie
bei der bereits seit mehreren Jahren bestehenden „Export-
initiative Erneuerbare Energien“. Das BMWi wird ihnen
im Rahmen der Exportinitiative Energieeffizienz gleicher-
maßen aktiv zur Seite stehen.
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Ein signifikanter Teil deutscher Auslandsinvestitionen
konzentriert sich heute auf Weltregionen, die durch
politische Instabilität und fehlende Rechtssicherheit
gekennzeichnet sind. Unternehmen können sich selbst
kaum gegen die daraus resultierenden Risiken ab-
sichern. Hier setzt die deutsche Außenwirtschaftsför-
derung mit den Investitionsgarantien an. Durch
eine effektive Absicherung gegen diese Risiken, för-
dert sie Auslandsengagements und stärkt damit die
Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen.

Erschließung von Auslandsmärkten und
Bezugsquellen

Die deutsche Wirtschaft stellt sich erfolgreich den He-
rausforderungen der Globalisierung. Zur Festigung der
Spitzenposition im internationalen Wettbewerb ist es
heute auch für kleinere und mittelständische deutsche
Unternehmen (KMU) meist unumgänglich, sowohl auf
der Abnehmer- als auch auf der Zulieferseite global zu
agieren. Die Erschließung ausländischer Märkte allein
aus Deutschland heraus ist nicht mehr ausreichend. Viel-
mehr werden heute Produktionsstätten sowie Vertriebs-
und Servicegesellschaften im Ausland errichtet, die sowohl
den regionalen Markt bedienen als auch nach Deutsch-
land liefern. So können letztlich günstige Bezugsquellen
für Vor- und Endprodukte nachhaltig erschlossen sowie
Kundenbeziehungen zu ausländischen Abnehmern lang-
fristig gefestigt werden. 

Politische Risiken

In Entwicklungs- und Reformländern gehen langfristige,
investive Engagements häufig mit politischen Risiken ein-
her, die von einzelnen Unternehmen nicht getragen wer-
den können. Private Versicherungen gegen politische
Risiken sind vielfach gar nicht erhältlich. Ohne staatliche
Unterstützung würden Investitionsprojekte in nur sehr
geringem Umfang realisiert werden bzw. ganz unter-
bleiben. 

Politische Risiken sind auf lange Sicht nicht planbar.
Entwicklungs- und Reformländer, deren Rechtssicher-
heit gegenwärtig stabil erscheint, können im weiteren

Zeitablauf völlig anders eingestuft werden. Gleiches gilt
für Risiken wie Krieg und Aufruhr. Als Beispiele für ent-
eignungsgleiche Eingriffe in diesen Ländern lassen sich
anführen, dass bereits rechtswirksam erteilte Konzessio-
nen bzw. Genehmigungen von staatlichen Stellen wieder
rückgängig gemacht, respektive erheblich eingeschränkt
werden, oder dass zentrale steuerliche oder zollrechtliche
Vorschriften des jeweiligen Landes nicht oder nicht im
vollen Umfang auf deutsche Unternehmen angewendet
werden. Darüber hinaus wäre u.a. auch die Einführung
von Devisenbewirtschaftungsmaßnahmen zu nennen. 

Grundlage unternehmerischer Tätigkeit ist es, sich
selbst ein möglichst genaues Bild über die Risiken aus der
Geschäftstätigkeit zu verschaffen. Auch der Gesetzgeber
hält Unternehmen zum sorgfältigen Risikomanagement
an. Das Gesetz über die Kontrolle und Transparenz im
Unternehmensbereich (KonTraG) verpflichtet die Unter-
nehmensleitung von Kapitalgesellschaften, ein internes
Risikofrüherkennungssystem einzurichten. Wird diese
Vorschrift missachtet, erweitert sich die Haftung der Ge-
schäftsleitung signifikant. Risiken, die den Fortbestand
des Unternehmens potenziell gefährden, müssen dem-
nach durch entsprechende Kontrollen rechtzeitig identi-
fiziert und bewertet werden. Bei hoch eingeschätzten
Risiken – wie dem politischen Risiko im Auslandsge-
schäft –, die weitgehend nicht durch eigene Maßnahmen
verringert werden können, muss die Möglichkeit der Risi-
koabsicherung durch Dritte in Betracht gezogen werden. 

Bei der Beurteilung landesspezifischer Risikofaktoren
fließt auch das so genannte Ballungsrisiko ein. Investiert
ein Unternehmen beispielsweise in großem Umfang in
ein Entwicklungs- und Reformland, so kann dies – auch
bei einer relativ stabil eingestuften politischen Situation
und entsprechend geringerem Länderrisiko – allein durch
das hohe Volumen der Investition potenziell Existenz ge-
fährdend sein. Auch in diesem Fall bieten sich die Investi-
tionsgarantien des Bundes als Absicherungsinstrument an. 

2. Investitionsgarantien des Bundes – erfolgreiche
Unterstützung deutscher Unternehmen
im Ausland
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Grundlagen der Investitionsgarantien

Durch die Investitionsgarantien bietet die Bundesregie-
rung eine Risikoübernahme für deutsche Direktinvesti-
tionen, die in Form von Beteiligungen an Unternehmen,
beteiligungsähnlichen Darlehen, Dotationskapital (Kapi-
talausstattung rechtlich unselbständiger Niederlassun-
gen) und anderen vermögenswerten Rechten (beispiels-
weise Ansprüche aus Konzessionen, Schuldverschreibun-
gen oder Rechte auf den Bezug von Rohstoffen) getätigt
werden. Der Katalog der gedeckten Risiken ist weitläufig
und umfasst Enteignung, enteignungsgleiche Eingriffe,
Bruch von Zusagen staatlicher oder staatlich kontrollier-
ter Stellen, Aufruhr, Krieg, terroristische Akte sowie Kon-
vertierungs- und Transferschwierigkeiten. 

Grundsätzlich kann jedes Unternehmen mit Sitz in
Deutschland sowie jeder Unternehmer mit hiesigem
Wohnsitz Investitionsgarantien erhalten. Die Risikoüber-
nahme hängt allerdings auch davon ab, in welchem Land
investiert wird. Voraussetzung ist grundsätzlich, dass zwi-
schen Deutschland und dem Zielland der Investition ein
völkerrechtlicher Investitionsförderungs- und -schutzver-
trag (IFV) existiert. Diese Verträge sind Ergebnis bilatera-
ler Verhandlungen, in denen die Bundesregierung mit
der Regierung des Anlagelandes die Rahmen- und Recht-
schutzbedingungen für wechselseitige Investitionen fest-
gelegt hat. Die Bundesrepublik Deutschland hat derzeit
insgesamt 140 IFV weltweit abgeschlossen, davon sind
122 Verträge in Kraft.

Der Interministerielle Ausschuss (IMA)

Der IMA ist das Entscheidungsgremium der Bundesregie-
rung für die Übernahme von Investitionsgarantien. Unter
dem Vorsitz des Bundesministeriums für Wirtschaft und
Technologie (BMWi) tagt der Ausschuss in der Regel etwa
alle acht bis neun Wochen. Das BMWi trifft die Entschei-
dungen im IMA mit Zustimmung des Bundesministeri-
ums der Finanzen sowie im Einvernehmen mit dem Aus-
wärtigen Amt und dem Bundesministerium für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (vgl. Tabelle 1).

Das Volumen der insgesamt übernommen Haftung des
Bundes beträgt gegenwärtig (30. Juni 2007) rd. 19 Mrd. Euro. 

Kriterien für Gewährung von
Investitionsgarantien 

Es werden nur Garantien für solche Investitionen über-
nommen, die positive Effekte für das jeweilige Zielland
haben und die zugleich positiv auf Deutschland zurück-
wirken. Dies setzt unter anderem voraus, dass im Ziel-
land Arbeitsplätze entstehen und die Investition insge-
samt zur Stabilisierung der politischen Verhältnisse bei-
trägt. Hier sind beispielsweise Weiterbildungsmaßnah-
men von lokalen Mitarbeitern, Transfer von modernem
Know-how und ein hoher inländischer Wertschöpfungs-
und Exportanteil der Vorhaben zu nennen. 

Ministerien

Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie – federführendes Ministerium
Bundesministerium der Finanzen
Auswärtiges Amt
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

PricewaterhouseCoopers AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
– federführender Mandatar –

Euler Hermes Kreditversicherungs-AG
Mandatare

Sachverständige
Industrie
Banken
Verbände

Tabelle 1: Interministerieller Ausschuss für die Übernahme von Investitionsgarantien der Bundesrepublik
Deutschland – IMA

Quelle: Jahresbericht Investitionsgarantien 2006
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Es werden ferner Investitionen nur dann abgesichert,
wenn sie im Zielland geringe Umweltauswirkungen haben
oder ihre Umweltauswirkungen in der Gesamtbetrach-
tung durch andere positive Effekte aufgewogen werden.
Um die Umweltauswirkungen von Projekten zu bewer-
ten, wendet die Bundesregierung ein einheitliches Prüf-
verfahren – mit den Phasen Screening, Review und Moni-
toring – an, welches international bewährten Standards
entspricht. Im Rahmen des Screening werden Projekte in
drei Kategorien – A (höchste Relevanz), B (mittlere Rele-
vanz) oder C (niedrigste Relevanz) – eingeteilt. In Abhän-
gigkeit davon, wie das Projekt eingestuft wird, sind im
weiteren Antragsverfahren in unterschiedlichem Umfang
nähere Angaben zu den Umweltauswirkungen erforder-
lich. Nach einer positiven Entscheidung im IMA sind In-
vestoren bei umweltrelevanten Projekten verpflichtet,
jährlich über die Entwicklung ihrer Vorhaben unter Um-
weltaspekten zu berichten. Die von der Bundesregierung
gestellten Anforderungen an die Umweltverträglichkeit
der Projekte konnten von den deutschen Unternehmen
im Rahmen dieses Prüfverfahrens bislang erfüllt werden.

Der Bund sieht sich in der Verantwortung, mit Investi-
tionsgarantien solche Projekte zu fördern, die positive
Rückwirkungen für Deutschland haben und die dem deut-
schen Standort Zukunftsperspektiven eröffnen. Aktuelle
empirische Untersuchungen1 zu deutschen Direktinvesti-
tionen im Ausland legen nahe, dass die Erschließung
neuer Absatz- und Einkaufsmärkte das zentrale Motiv
beim Gang ins Ausland darstellt. In diesem Fall kann mit
großer Sicherheit von positiven Effekten für die deutsche
Wirtschaft ausgegangen werden.

Aber auch für den Fall, dass über Direktinvestitionen
Produktionseinheiten aus Deutschland ausgelagert wer-
den, müssen die Auswirkungen auf die inländische Wirt-
schaft sorgsam abgewogen werden. Es stellt sich insbe-
sondere die Frage nach dem Alternativszenario. Vielfach
wird durch die Auslagerung die Wettbewerbsfähigkeit
von Produktionsbereichen und Arbeitsplätzen im Inland
gesichert, die ansonsten wegfallen würden. Ferner unter-
liegt eine Betrachtung der partiellen Effekte von Direktin-
vestitionen immer der Gefahr, dass der gesamtwirtschaft-

1 Das BMWi hat beispielsweise 2006 eine Studie zum so genannten Offshoring deutscher Unternehmen mit dem Titel "Analyse der Beweggründe, der
Ursachen und der Auswirkungen des so genannten Offshoring auf Arbeitsplätze und Wirtschaftsstruktur in Deutschland" beim Institut für angewandte
Wirtschaftsforschung in Tübingen (Frau Prof. Dr. Buch) und dem Seminar für Komparative Wirtschaftsforschung in München (Frau Prof. Dr. Schnitzer) in
Auftrag gegeben. Die Studie wurde 2007 veröffentlicht und in Auszügen in der Juni-Ausgabe 2007 der „Schlaglichter der Wirtschaftspolitik“ diskutiert.
Die vollständige Studie lässt sich kostenlos unter der folgenden Internetadresse abrufen: www.iaw.edu/pdf/offshoring_lang.pdf

Grafik 1: Höchsthaftung (Obligo) des Bundes aus dem valutierenden Garantiebestand 10-Jahresübersicht regional 
in Mio. EUR
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liche Nutzen durch die internationale Arbeitsteilung
nicht ausreichend berücksichtigt wird. Der Bezug günsti-
gerer Produkte aus dem Ausland stärkt die Kaufkraft der
heimischen Konsumenten auch in Bezug auf andere in-
ländische Güter. Auch andere Unternehmen am Standort
Deutschland können davon profitieren, dass das ausla-
gernde Unternehmen wettbewerbsfähig und preisgünstig
anbieten kann.

Entwicklung der Investitionsgarantien in 2006

2006 hat die Bundesregierung für deutsche Direktinvesti-
tionen im Ausland und deren Erträge Investitionsgaran-
tien in Höhe von 4,1 Mrd. Euro für insgesamt 77 Projekte
in 23 Entwicklungs- und Schwellenländern übernommen.
Dies übertrifft das ebenfalls sehr hohe Vorjahresvolumen
von 3,6 Mrd. Euro (74 Projekte / 18 Länder) nochmals um
14 % und ist das zweithöchste Ergebnis seit Bestehen des
Garantieinstruments. Jeder dritte genehmigte Garantie-
antrag im Jahr 2006 wurde von kleinen und mittleren Un-
ternehmen gestellt. Staatliche Investitionsgarantien an-
derer Länder haben eine weitaus geringere KMU-Quote
als Deutschland. 

Im Garantiebestand (16,8 Mrd. Euro) dominieren En-
de 2006 Garantien für Vorhaben in Asien mit rd. 41 % vor
Europa (35 %), Afrika (18 %) und Amerika (6 %) (vgl. Grafik
1). Die Investitionsgarantien des Bundes stehen im Wett-
bewerb zu Förderprogrammen für Auslandsinvestitionen
anderer Staaten. Mit Blick auf das Volumen der Investiti-
onsgarantien konnte das Instrument des Bundes im inter-
nationalen Vergleich seine zweite Position hinter dem
staatlichen japanischen Investitionsabsicherer, der NEXI2,
mit deutlichem Abstand behaupten. 

Die Investitionsgarantien sind auch 2006 inhaltlich
weiterentwickelt und an veränderte Marktbedingungen
flexibel angepasst worden. So haben die deutschen Un-
ternehmen aus der Öl- und Gasbranche den Bund gebe-
ten, den Deckungsschutz für ihre Investitionen zur Di-
versifizierung ihrer Rohstoffbezugsquellen zu erweitern.
Im Einklang mit den energiepolitischen Zielsetzungen
der Bundesregierung hat der IMA das Regelwerk der In-
vestitionsgarantien für diese Branche entsprechend an-
gepasst. Hierdurch konnten 2006 erhebliche Öl- und
Gas-Investitionen realisiert werden, für die eine Risiko-
deckung übernommen wurde3. 

Die Investitionsgarantien der Bundesregierung unter-
stützen deutsche Unternehmen bei ihrem internationalen
Engagement und tragen zur internationalen Wettbewerbs-
fähigkeit deutscher Unternehmen sowie zur Sicherung
der Beschäftigung in Deutschland bei. Sie sind zentraler
Bestandteil der deutschen Außenwirtschaftsförderung.

2 Nippon Export and Investment Insurance, Tokyo.
3 Nähere Informationen zur Entwicklung der Investitionsgarantien im Jahr 2006 können dem aktuellen Jahresbericht entnommen werden.

Druckexemplare können beim zuständigen Mandatar des Bundes, der PricewaterhouseCoopers Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft,
Hamburg (Telefon [0 40] 88 34-94 51, Telefax [0 40] 88 34-94 99, E-mail: investitionsgarantien@de.pwc.com) unentgeltlich angefordert werden.
Darüber hinaus steht der Bericht auch im Internet unter www.agaportal.de als Download zur Verfügung.
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Lange Zeit hatten Deutschlands Hochschulen in der
Kritik gestanden, produktfähige Ideen aus ihrer For-
schung brach liegen zu lassen. Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern fehle es an unternehmerischem
Denken, so lautete häufig der Vorwurf. Vor diesem
Hintergrund startete die Bundesregierung Ende 2001
die Verwertungsoffensive. Seitdem beteiligt sie sich
an der Finanzierung von 21 Patent- und Verwertungs-
agenturen. Ihre Aufgabe ist es, patent- und verwer-
tungsfähige Forschungsergebnisse der 200 Hoch-
schulen in Deutschland systematisch zu sichern und
Verwertungspartner aus der Wirtschaft zu finden. Ab
2008 sieht das neue Finanzierungskonzept des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Technologie unter
anderem einen stärkeren Wettbewerb unter den Agen-
turen vor, um die Verwertungsergebnisse noch weiter
zu steigern.

Verwertungsoffensive – Hochschulwissen in
Produkte umsetzen

Auf dem Weg ins 21. Jahrhundert ist Wissen zu einem der
wichtigsten Rohstoffe geworden. Der Erfolg einer moder-
nen Industrienation wie der Bundesrepublik Deutsch-
land im internationalen Wettbewerb bemisst sich immer
mehr daran, wie schnell es gelingt, Wissen in neue Produkte
und Verfahren umzusetzen. Dabei ist diese Geschwindig-
keit vom effizienten Zusammenspiel der Partner in Wissen-
schaft und Wirtschaft, zwischen Forschung, Entwicklung
und Produktion abhängig.

Deutschland verfügt über eine breit gefächerte und
in vielen Bereichen sehr leistungsfähige Forschungsland-
schaft, die sich international eines guten Rufes erfreut.
Doch gelingt es bislang noch zu wenig, neue Forschungs-
ergebnisse rasch in Produkte und damit in Wertschöpf-
ung am Markt umzusetzen. Zwar können sich die deut-
schen Hochschulen mit ihren Patentanmeldungen durch-
aus sehen lassen: Im Jahr 2006 waren es rund 650 Patent-
anmeldungen aus der Hochschulforschung. Doch noch
zu häufig werden Patente nur unzureichend weiterver-
folgt und die Patentrechte recht frühzeitig abgetreten, so
dass das volle Potenzial der patentierten Erfindung sich
nicht in den Erlösen widerspiegelt. 

Die Lizenzeinnahmen deutscher Hochschulen deuten
bei einem Vergleich mit amerikanischen Hochschulen
auf Steigerungsmöglichkeiten, vorausgesetzt die Verwer-
tung wird weiter professionalisiert. Auch an einer Reihe
von Forschungseinrichtungen könnte die wirtschaftliche
Verwertung von Forschungsergebnissen noch weiter ver-
bessert werden. Seit vielen Jahren weist Deutschland einen
negativen Saldo im internationalen Patent- und Lizenz-
handel auf. Die Zahlen belegen: Im Bereich der Verwer-
tung kann noch viel erreicht werden. 

Vor diesem Hintergrund hat die Bundesregierung
2001 die Verwertungsoffensive gestartet. Seitdem unter-
stützen im Rahmen dieser Initiative 21 Patent- und Ver-
wertungsagenturen die Hochschulen in Verwertungsfra-
gen, vor allem bei der Auswahl von patentgeeigneten
Erfindungen, ihrem rechtlichen Schutz und ihrer wirt-
schaftlichen Nutzung. 

Eine flächendeckende Patent- und
Verwertungsinfrastruktur schaffen

Bereits vor der Einführung der Verwertungsoffensive
verfügte Deutschland über eine Reihe erfolgreich arbei-
tender Transfereinrichtungen, vor allem im Bereich der
außeruniversitären Forschungseinrichtungen. Viele Hoch-
schulen und auch kleinere Forschungseinrichtungen ha-
ben diese Transfereinrichtungen mitgenutzt. Ihre Aufgabe
ist es, Forschungsergebnisse aus der Wissenschaft der
Wirtschaft vorzustellen und gemeinsam mit Unterneh-
men an neuen Produkten zu arbeiten. Sie muss sich sowohl
an den Bedürfnissen der Wissenschaftler (z. B. Patentie-
rungsmöglichkeit) als auch an den Bedürfnissen der Un-
ternehmen (z. B. Lizenzierung) orientieren. Angesichts
der Vielfalt ihrer Tätigkeiten können viele Transferstellen
die notwendige Professionalität in der Abwicklung und
Betreuung von Verwertungsfällen nicht immer sicherstel-
len. Zudem ist es für eine einzelne Hochschule oder For-
schungseinrichtung schwierig, die erforderliche kritische
Masse zu erreichen, um eine eigene spezialisierte Paten-
tierungs- und Verwertungsstelle wirtschaftlich zu recht-
fertigen. Die Bundesregierung hat hier mit der Verwer-
tungsoffensive für die Hochschulen eine Abhilfe geschaffen.

3. Die Verwertungsoffensive – ein wichtiger
Baustein der Innovationspolitik
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Reform des § 42 des Arbeitnehmererfindungs-
gesetzes
Zunächst ist Anfang des Jahres 2002 im Zuge der Reform
des Arbeitnehmererfindungsgesetzes das sog. „Hoch-
schullehrerprivileg“ weggefallen (§ 42 ArbNErfG a.F.). Es
gab Professoren damals das Recht, als freie Erfinder über
die Patentierung und Verwertung ihrer Forschungsergeb-
nisse selbst zu entscheiden. Die Folge war: Von den Ver-
wertungserlösen profitierte die Hochschule meist nicht.
Zudem patentierten viele Professoren ihre Erfindungen
erst gar nicht, unter anderem, weil sie die Patentierung
nicht als ihre Aufgabe ansahen oder weil sie das finanzi-
elle Risiko als zu hoch einstuften. 

Ein anderer häufiger Grund war, dass ihnen das Pa-
tentierungsverfahren zu langfristig erschien und sie eine
kurzfristige Veröffentlichung ihrer Forschungsergebnis-
se präferierten. Wird ein Forschungsergebnis aber vor
der Patentanmeldung publik, so ist eine Patenterteilung
wegen des absoluten Neuheitserfordernisses nicht mehr
möglich. Mit dem Privileg der Hochschullehrer, über ihre
Erfindungen selbst verfügen zu dürfen, lag erhebliches
Innovationspotenzial an den deutschen Hochschulen
brach. 

Der Gesetzgeber hat daher schon 2002 die Abschaf-
fung des „Hochschullehrerprivilegs“ beschlossen. Exklu-
sive, zweiseitige Vereinbarungen über die Verwendung
geistigen Eigentums zwischen Professoren und Unterneh-
men sind nun ohne Zustimmung der Hochschule nicht
mehr möglich. Das Recht über Erfindungen des Personals
verfügen zu dürfen, liegt ausschließlich bei der Hoch-
schule. Damit lastet auch der zeitliche, finanzielle und
administrative Aufwand für die Patentanmeldung auf
der Hochschule. Der Hochschullehrer braucht nur noch
seine Erfindungsmeldung anzuzeigen. Zusätzlich erhält
er im Verwertungsfall ein Drittel der Erlöse. 

Patent- und Verwertungsagenturen gründen
Für Schutz und Verwertung von Hochschulerfindungen
sind in erster Linie die Hochschulen selbst verantwortlich.
Nach der Reform des so genannten Hochschullehrerprivi-
legs galt es aber, insbesondere die Wissenschaftler über
die neue Rechtslage zu informieren und zu verhindern,
dass womöglich noch weniger Patente angemeldet wor-
den wären als vorher. Deshalb war es der Bundesregierung
wichtig, die Hochschulen in dieser Zeit des Paradigmen-
wechsels nicht alleinzulassen. Seit Ende 2001 unterstützt

die Bundesregierung daher den Auf- und Ausbau der nun-
mehr 21 Patent- und Verwertungsagenturen. Hierbei war
anfangs das Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) federführend. Seit 2006 liegt die Federführung
beim Bundesministerium für Wirtschaft und Technolo-
gie (BMWi). In der ersten Förderphase (2001-2003) sind
grundlegende Verwertungsstrukturen aufgebaut wor-
den, die in der zweiten Förderphase (2004-2007) weiter
etabliert und professionalisiert wurden. 

Jede Patent- und Verwertungsagentur repräsentiert
einen Verbund von Hochschulen und tritt für diese als
externer Dienstleister auf. Dabei sind viele Hochschulen
selbst zugleich Gesellschafter der Verwertungsagenturen.
Durch diese Organisationsform können die Hochschulen
zu einer erfolgreichen Verwertungsarbeit der Patent-
und Verwertungsagenturen beitragen. Die privatrechtli-
che Organisation der Agenturen erlaubt ein erheblich
flexibleres Handeln, als es vielen Akteuren im Hochschul-
patentgeschehen bislang möglich ist. Dementsprechend
finanzieren sich Verwertungsagenturen zum Teil durch
erfolgs- und leistungsbezogene Honorare.

In erster Linie wenden sich die Patent- und Verwer-
tungsagenturen als Dienstleister an die Institute und ko-
operieren – sofern vorhanden – mit den internen Techno-
logietransferstellen. Insgesamt werden so über 200 Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen bei der schutz-
rechtlichen Sicherung und Verwertung ihrer Erfindungen
unterstützt. Damit erschließen die Patent- und Verwer-
tungsagenturen für die Wirtschaft den Zugang zu den
Forschungsergebnissen von mehr als 100 000 Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern. Zugleich unterstüt-
zen sie die Hochschulen und Forschungseinrichtungen
in der Kooperation mit der Wirtschaft. 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung hat
für die Anschubfinanzierung dieser Agenturen möglichst
viele Freiheitsgrade offen gelassen, damit sich regional
und fachlich optimale Strukturen herausbilden konnten.
Nach über fünf Jahren Patent- und Verwertungstätigkeit
haben die Agenturen wertvolle Pionierarbeit bei der
Strukturbildung geleistet. Nichtsdestotrotz liegt für einen
langfristigen Erfolg noch eine weite Wegstrecke vor
ihnen.
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Entwicklungspotentiale erkennen
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie
(BMWi) strebt nun weitere Verbesserungen in den Ver-
wertungsleistungen der Patent- und Verwertungsagen-
turen an. Die vorliegenden Erfahrungen ermöglichen
erste Weichenstellungen für die weitere Entwicklung.
Das BMWi hat für die neue Förderperiode die Rahmenbe-
dingungen modifiziert und so den Akzent auf ein stärker
wettbewerbs- und nachfrageorientiertes Verwertungs-
system verschoben.

Oberstes Ziel ist, dass auch künftig jede Wissenschaft-
lerin und jeder Wissenschaftler einer Hochschule in
Deutschland in seiner Nähe einen professionellen An-
sprechpartner zu Fragen der Patentierung und Verwer-
tung hat. Dabei sollen hoch spezialisierte und patenterfah-
rene Mitarbeiter in den Verwertungsstellen ein umfang-
reiches Aufgabenfeld betreuen können. Hierfür können
sie idealerweise wirtschaftliche, juristische und wissen-
schaftliche Fragen bearbeiten, besitzen relevante Indus-
triekontakte und kennen das inhaltlich anspruchsvolle
Themenspektrum der Hochschule bis ins Detail. 

Noch ist das Entwicklungspotential groß. Es lässt aber
schon erkennen, in welche Richtung die künftige Entwick-
lung der Patent- und Verwertungsagenturen aus Sicht
eines angemessenen Verhältnisses zwischen Verwertungs-
quote und Finanzierung der Patent- und Verwertungs-
agenturen gehen sollte: 

3 Klare fachliche Spezialisierung der PVA: Gegen-
wärtig arbeiten die Patent- und Verwertungsagentu-
ren überwiegend regional ausgerichtet, bei erkenn-
barer fachlicher Spezialisierung einzelner Agenturen.
Das Konzept der regionalen Spezialisierung setzt vor-
aus, dass eine Agentur hochspezialisierte Verwertungs-
kompetenzen für sämtliche Technologiefelder anbie-
ten kann. Das ist ein kostenintensives Angebot, das
sich nicht immer ermöglichen lässt. Wirtschaftlicher
ist es dagegen, Spezialisten nur für einige wenige
Technologiebereiche anzuwerben und diese durch
gezielte Verwertung spezieller Technologieprojekte
mit einer „kritischen Masse“ auszulasten. 

3 Strategische Kooperationen zwischen PVA: Unwirt-
schaftlich wäre es auch, wenn nicht spezialisierte A-
genturen hochspezielle Technologien verwerten. Es
besteht die Gefahr, dass die Agentur das volle Verwer-

tungspotential nicht erfassen kann und die Erfindung
nur suboptimal verwendet. Bilden aber mehrere Agen-
turen überregionale Netzwerke und Kooperationen
zwischen spezialisierten Einheiten, so können alle
Beteiligten profitieren. Systematisch würden spezielle
Verwertungsaufträge durch Auftragsvergabe an die
richtige Partneragentur weitergegeben werden.

3 Wettbewerb zwischen den PVA: Eine Patent- und
Verwertungsagentur hat in der Regel in ihrem Bun-
desland eine Monopolstellung, da sich die wissen-
schaftlichen Institute für Patentierungshilfen nur an
die Verwertungsagentur des Landes wenden dürfen.
Wenn eine Hochschule die Agentur ihrer Wahl be-
auftragen kann, stärkt diese Wahlfreiheit das Wettbe-
werbselement im Hochschulverwertungssystem und
bringt dadurch mehr Qualität in das System ein. 

3 Selbstfinanzierung der PVA: Patent- und Verwer-
tungsagenturen sollten sich nach einer angemessenen
Zeit aus den Verwertungserlösen zum Teil selbst
finanzieren können. Je nach Aufgabenspektrum und
Geschäftsmodell der Agentur können, über Verkäufe
und Lizenzeinnahmen hinaus, mittels nachfrage-
orientierter und zukunftsfähiger Konzepte größere
Umsätze ermöglicht werden – bis hin zum return of
investment durch den Erwerb von Gesellschaftsantei-
len an Firmengründungen. 

3 Kompetentes und beständiges Personal: Durch
Kompetenzerweiterung sowie erfolgsorientierter Ver-
gütung kann eine Verstetigung des Personalbestandes
erreicht werden. Gleichzeitig sinkt die Gefahr einer
hohen Personalfluktuation und damit beständigen
Abfließens von Erfahrungswerten und Know-how.

3 Internationalisierung: In einem erfolgreichen euro-
päischen Binnenmarkt und angesichts der weiter vor-
anschreitenden Globalisierung sind rein national aus-
gerichtete Verwertungsstrukturen anachronistisch.
Chancen auf eine erfolgreichere Verwertung und auf
einen europäischen Mehrwert könnten so verpasst
werden. Die Hochschulen und insbesondere die Ver-
wertungsagenturen müssen sich daher in Zukunft
viel mehr um eine Verwertung bemühen, die nicht
nur national, sondern auch international ausgerich-
tet sein muss. 
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Reform der Verwertungsoffensive: 
Entwicklungspotentiale ausschöpfen

Zur Verstärkung dieser im Ansatz vorhandenen Entwick-
lungen führt das BMWi die Verwertungsoffensive auf Ba-
sis zweier Richtlinien fort. Die erste Richtlinie („Verwer-
tungsförderung“) zielt darauf ab, die für die Hochschulen
geschaffene Infrastruktur zur Patentverwertung mit einer
stabilen Finanzierung zu sichern. Damit wird anerkannt,
dass die Patent- und Verwertungsagenturen eine volks-
wirtschaftlich wertvolle Leistung erbringen. Die zweite
Richtlinie („Strategieförderung“) wird Hochschulen und
Agenturen dazu ermutigen, das junge System der Patent-
verwertung evolutionär weiterzuentwickeln und zu ver-
bessern. Weitere Finanzierungsmittel, die das BMWi im
Wettbewerbsverfahren vergeben wird, setzen Anreize
hierzu. 

Insgesamt darf nicht vergessen werden, dass die För-
derung nur ein Angebot an die Hochschulen ist, soweit
eine angemessene Patentverwertung nicht aus eigener
Kraft allein bewältigt werden kann. Die Hochschulen sind
nicht verpflichtet, auf das Bundesangebot einzugehen.
Hat eine Hochschule oder ein Hochschulverbund andere
Ansätze zur Patentverwertung oder will sie beispielsweise
die Patentverwertung ausschließlich intern organisieren,
steht ihr ein solcher Weg frei. Der Bund begrüßt es, wenn
auf Dauer mehr Hochschulen diese Aufgabe auch ohne
zusätzliche Hilfe des Bundes bewältigen. 

Neue Förderrichtlinie „Verwertungsförderung“:
Verwertungsinfrastruktur konsolidieren 

Die Einrichtung der Patent- und Verwertungsagenturen
hat sich bewährt. Daher geht es bei der Förderrichtlinie
„Verwertungsförderung“ darum, die existierenden Struk-
turen zu konsolidieren. Unter anderem hat sich bewährt,
Agenturen privatwirtschaftlich zu organisieren und eng
an die Hochschulen zu binden, so zum Beispiel über Ge-
sellschafterfunktionen der Hochschule, über Verträge
oder über finanzielle Förderung seitens der Hochschule. 

Auch sieht die Förderrichtlinie „Verwertungsförde-
rung“ hinsichtlich der öffentlichen Finanzierung der
Patent- und Verwertungsagenturen weiterhin Bundes-
mittel vor, die zum gleichen Teil durch Mittel der Länder

und Hochschulen ergänzt werden sollen. In Zukunft wird
der Verwaltungsaufwand für Antragsteller und Zuwen-
dungsgeber vereinfacht. 

Damit die Patentierungs- und Verwertungsagenturen
effizient arbeiten können, brauchen sie Mitarbeiter mit
einer professionellen Ausbildung und entsprechender
Arbeitserfahrung. Bislang haben die Mitarbeiter die be-
nötigten Kenntnisse und Fähigkeiten vielfach durch „lear-
ning by doing“ erworben. Gezielte Qualifizierungsmaß-
nahmen sind deshalb angezeigt und sollen daher auch
aus Mitteln dieser Förderrichtlinie ermöglicht werden.

Neue Förderrichtlinie „Strategieförderung“:
Verwertungskompetenzen fördern 

Die Richtlinie „Strategieförderung“ soll Hochschulen zu
grundsätzlich mehr Eigenengagement und auch kom-
merziell orientierten Geschäftsmodellen ermutigen. Da-
für sollen die Hochschulen neue Ansätze für Patent- und
Verwertungsstrategien entwickeln und bei deren Umset-
zung unterstützt werden. Sinnvoll ist dabei die Einbin-
dung externer Patent- und Verwertungsagenturen. 

Gegenwärtig ist die Verwertungslandschaft in Deutsch-
land noch stark fragmentiert, die Patent- und Verwertungs-
agenturen arbeiten weitgehend unabhängig voneinan-
der. Für die von ihnen bearbeiteten Patente suchen sie
eigene Lizenzpartner, in der Regel auf sich überschneiden-
den Gebieten. Von gemeinsamem Vorteil wäre eine stär-
kere Vernetzung und Zusammenarbeit bei der Suche nach
Lizenzpartnern in der Wirtschaft. Auf diese Weise könnte
eine „kritische“ Masse mit einem Synergiepotenzial er-
reicht werden. 

Um sich im Wettbewerb besser zu positionieren, sollen
Patent- und Verwertungsagenturen ihre Kostenseite opti-
mieren, zum Beispiel, indem sie ihre Verwertungskom-
petenzen auf ausgewählte Technologiefelder konzentrie-
ren und ihre Wettbewerbsposition durch strategische
Kooperation mit anderen Verwertungsagenturen stärken.
Ziel der Richtlinie „Strategieförderung“ ist entsprechend,
Kooperationen zwischen Verwertungsagenturen auch
über Landesgrenzen hinweg zu ermöglichen. 
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Hierbei scheint der Wettbewerb, der sich zwischen den
Patent- und Verwertungsagenturen ausbilden soll, in
einem Spannungsverhältnis mit der Anforderung der Zu-
sammenarbeit zwischen den Agenturen zu stehen. Tat-
sächlich aber ist zu erwarten, dass die Verwertungsagen-
turen mit anderen ausgewählten Agenturen kooperieren
werden, wenn sie durch die Zusammenarbeit ihr eigenes
Profil stärken und damit ihre Wettbewerbsposition ver-
bessern können. 

Die Betonung einer stärkeren Gewinnorientierung
der Patent- und Verwertungsagenturen heißt nicht, dass
sich die Verwertungsagenturen auf absehbare Zeit allein
durch ihre Einnahmen finanzieren sollen. Selbst Agen-
turen, die Zugang zu mehreren Hochschulen haben, er-
wirtschaften nur einen Teil ihrer Kosten über Verkäufe
und Lizenzeinnahmen. Dazu ist der benötigte Auf- und
Ausbauprozess zu langfristig. Das zeigen auch Erfahrun-
gen aus dem Ausland mit einer durchaus längeren Ver-
wertungstradition (USA, Großbritannien etc.). Letztlich
ist den volkswirtschaftlichen Kosten, die durch die Patent-
und Verwertungsagenturen verursacht werden, ihr ge-
samtwirtschaftlicher Nutzen entgegen zu rechnen. 

Ausblick

Mit der Verwertungsoffensive wird das Ziel verfolgt, den
Transfer von Forschungsergebnissen aus Hochschulen
und öffentlich geförderten Forschungseinrichtungen in
die Wirtschaft effektiver zu gestalten. Voraussetzung da-
für war die Schaffung einer professionellen Patent- und
Verwertungsinfrastruktur in Deutschland. Es liegen wei-
terhin erhebliche Chancen und ausschöpfbare Potenziale
in der Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und Wirt-
schaft. Am wichtigsten ist hierbei eine hohe gemeinsame
Bereitschaft in Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft,
neuen technologischen und organisatorischen Lösungen
zum Durchbruch zu verhelfen. 

Entscheidend für erfolgreiche Innovation ist das rei-
bungslose Zusammenwirken der Akteure in der Wert-
schöpfungskette von der Grundlagenforschung bis zur
Anwendung. In dieses Spektrum gehören auch die kleinen
und mittleren Unternehmen. Sie müssen dazu befähigt
werden, Erfindungen der Hochschulen und Forschungs-
institute in ihre Geschäftsstrategie zu integrieren. Eben-

so müssen die Forschungsaktivitäten der Wissenschaft
stärker auf ihre Möglichkeiten und Erfordernisse ausge-
richtet werden. Schließlich ist ein großer Teil der innovati-
ven mittelständischen Unternehmen an einer Zusammen-
arbeit mit der Wissenschaft interessiert, wird jedoch durch
verschiedene Hemmnisse davon abgehalten. Gerade in
der Kommunikation zwischen Wissenschaft und Wirt-
schaft, insbesondere dem Mittelstand kommt den Patent-
und Verwertungsagenturen eine wichtige Mittlerrolle zu.

Folglich sieht die dienstleistungsorientiert arbeiten-
de Patent- und Verwertungsagentur ihre Aufgabe in der
optimalen Ausbalancierung der verschiedenen Interessen-
gruppen. Ein Ausschöpfen der Entwicklungspotenziale
der Patent- und Verwertungsagenturen kann diese zu
noch gefragteren Partnern für Forschung und Wirtschaft
werden lassen. In den ersten beiden Förderphasen ist eine
flächendeckende Infrastruktur für den Technologietrans-
fer in die Wirtschaft geschaffen worden. In der dritten
Förderphase geht es für die Agenturen nunmehr darum,
hinsichtlich Transparenz, schnellen Reaktionsvermögens
und nationaler, aber auch internationaler Zusammenar-
beit Verbesserungspotenziale zu erschließen.



21Monatsbericht 09-2007 BMWi

4. Benchmark „Internationale Telekommunikations-
märkte“ – ein Marktvergleich

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technolo-
gie (BMWi) hat Anfang Juli 2007 den 5. Benchmark
„Internationale Telekommunikationsmärkte“ veröf-
fentlicht4. Dieser Marktvergleich der fünf größten EU-
Mitgliedstaaten zeigt, dass sich der deutsche Tele-
kommunikationsmarkt in den vergangenen Jahren
sehr positiv entwickelt und auch im internationalen
Vergleich gut behauptet hat. Erfreulich verläuft in
Deutschland insbesondere die Entwicklung des DSL-
Marktes, u. a. mit Blick auf Wachstum, Wettbewerb,
Marktdurchdringung und Preise. Der Festnetzmarkt
zeichnet sich durch eine vergleichsweise hohe Wett-
bewerbsintensität und weiterhin sehr günstige Preise
für Privat- wie für Geschäftskunden aus. Auch die Ent-
wicklung im Mobilfunkmarkt verläuft insgesamt po-
sitiv, bleibt allerdings bezüglich der Nutzungsinten-
sität von Handys noch deutlich steigerungsfähig.
Problematisch ist die nach wie vor unzureichende
Nutzung der deutschen Breitbandkabelnetze für den
Internetzugang. Die auch im internationalen Vergleich
sehr hohen Wachstumsraten in diesem Bereich lassen
allerdings erwarten, dass sich das Breitbandkabel in
Deutschland auf mittlere Sicht zu einer echten DSL-
Alternative entwickeln kann. 

Einführung

Ein aktueller Vergleich der Telekommunikationsmärkte
der fünf größten EU-Mitgliedstaaten Frankreich, Vereinig-
tes Königreich, Italien, Spanien und Deutschland anhand
verschiedener Benchmarkingindikatoren belegt, dass die
Liberalisierung des deutschen Telekommunikationsmarktes
deutliche Erfolge zeigt. Im innereuropäischen Vergleich
ist der deutsche Markt insgesamt hoch wettbewerbsfähig.
Dabei fällt die Beurteilung der verschiedenen Segmente
allerdings unterschiedlich aus. Im Folgenden werden die
Ergebnisse der BMWi- Benchmarking-Studie für die ver-
schiedenen Marktsegmente – Breitband, Festnetz und Mo-
bilfunk – im Einzelnen dargestellt.

Deutscher Breitbandmarkt gewinnt stetig an
Fahrt

Hohe Wachstumsdynamik 
Die Breitbandkommunikation ist derzeit einer der we-
sentlichen Treiber des Wachstums im Telekommunika-
tionssektor. Diese Technik dient der Übertragung von
großen Informationsmengen pro Zeiteinheit.5

Im Oktober 2006 gab es in Deutschland rd. 13,5 Mio.
Breitbandanschlüsse. Bezogen auf die Bevölkerung be-
deutet dies, dass mehr als 16 % der Bürger über einen Breit-
bandanschluss verfügen (so genannte Penetrationsrate).
Vor Deutschland liegen hier Großbritannien mit einem
Anteil von knapp über 20 % sowie Frankreich mit 19 %. Sehr
erfreulich ist in diesem Zusammenhang, dass der deut-
sche Breitbandmarkt zuletzt zwischen Juli 2005 und Juli
2006 um knapp die Hälfte und damit am stärksten von
allen fünf Vergleichsländern gewachsen ist. (Vgl. Grafik 1.)
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Grafik 1: Wachstumsraten im Breitbandsektor in
Prozent; Juli 2005 – Juli 2006

Quelle: Communications Committee (COCOM) der EU 06-29, Juli 2006

4 http://www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Service/publikationen,did=211170.html

5 Im Breitbandatlas des BMWI werden unter „Breitband“ solche Techniken subsumiert, die einen Download mit mehr als 128 Kilobit pro Sekunde und eine
Einwahl ins Internet mit mindestens 128 Kilobit pro Sekunde ermöglichen. Zusätzlich sollten die Techniken eine 24-Stunden-Nutzung zulassen.

Starke DSL-Fokussierung 
Die Breitbandentwicklung ist in Deutschland nach wie
vor sehr stark auf die DSL-Technologie fokussiert. DSL steht
für „Digital Subscriber Line“, eine breitbandige digitale
Internetverbindung über Kommunikationsnetze. Der
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deutsche DSL-Markt erreichte Ende 2006 in absoluten Zah-
len mit knapp 13 Mio. Anschlüssen hinter China und den
Vereinigten Staaten und noch vor Japan weltweit den drit-
ten Platz6. In Europa folgt an zweiter Stelle nach Deutsch-
land Frankreich (ca. 11 Mio. Anschlüsse) und an dritter das
Vereinigte Königreich (ca. 9 Mio. Anschlüsse). Auch bei
einem Vergleich der Penetrationsraten schneidet Deutsch-
land im DSL-Bereich gut ab; in der Vergleichsgruppe
kommt allein Frankreich auf einen höheren Wert. (Vgl.
Grafik 2.)

Infrastrukturbasierter DSL-Wettbewerb in
Deutschland am stärksten
Bei dem Marktanteil der Wettbewerber, die den ehemali-
gen Monopolisten Konkurrenz machen, liegt Deutsch-
land im DSL-Bereich hinter dem Vereinigten Königreich
auf Platz 2. Im Vereinigten Königreich haben diese Wett-
bewerber einen DSL-Marktanteil von 67% und in Deutsch-
land von 50%, gefolgt von Frankreich mit 49%. Italien und
Spanien weisen bei den Wettbewerberanteilen im DSL-

Glossar der technischen Begriffe

Breitband Technik zur Übertragung von großen Informationsmengen pro Zeiteinheit (Download mit
mehr als 128 Kilobit pro Sekunde und Einwahl ins Internet mit mindestens 128 Kilobit pro
Sekunde; 24-Stunden-Nutzung)

DSL „Digital Subscriber Line“, eine breitbandige digitale Internetverbindung über
Kommunikationsnetze

TAL Teilnehmeranschlussleitung bzw. „letzte Meile“: innerhalb eines Telefonnetzes die Ver-
bindung zwischen der Ortsvermittlungsstelle des Netzbetreibers und dem Telefonan-
schluss des Dienstnutzers (Teilnehmer, Subscriber) innerhalb des Hauses. Der Zugang zur
vollständig entbündelten TAL ermöglicht es dem Wettbewerber, Kontrolle über den An-
schluss des Kunden zu erhalten, indem er die sog. letzte Meile „anmietet“.

Triple Play Bündelung des Angebotes von Fernsehen, Telefonie und Internet. Diese Bündelung kann in
Verbindung mit dem Ausbau der Kabelnetze in Richtung Interaktivität und Telekommuni-
kationsdienste zu höheren Wachstumsraten bei der Internetnutzung über das Breitband-
kabel beitragen.

Call-by-call Betreiberauswahl: Möglichkeit, Telefongespräche (oder auch eine Internetverbindung)
mittels eines anderen Anbieters zu führen, als mit dem Vertragspartner, der den Telefon-
anschluss bereitstellt.

Preselection Betreibervorauswahl: Voreinstellung auf eine bevorzugte Telefongesellschaft für den
Aufbau von Telefongesprächen/ Internetverbindungen.

reines Anschlussresale Wiederverkauf von Anschlüssen auch ohne Verbindungsleistungen
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Grafik 2: DSL-Penetration in Prozent
(Anschlüsse/Gesamtbevölkerung, 10/2006)

Quelle: EU-Kommission, 12. Implementierungsbericht, März 2007

6 http://www.dslforum.org/dslnews/pdfs/YE06_Release.pdf
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Bereich mit 30% bzw. 29% deutlich niedrigere Werte auf.
Auch wenn die starke Zunahme des Marktanteils von Wett-
bewerbsunternehmen zu einem nicht unerheblichen Teil
auf ein Ansteigen des Resalesegments, also den Wieder-
verkauf von DSL-Anschlüssen des ehemaligen Monopoli-
sten zurückzuführen ist, bleibt der Wettbewerb im DSL-
Bereich in Deutschland stark infrastrukturbasiert: Über
50% aller DSL-Wettbewerberanschlüsse werden über die
so genannte vollständig entbündelte Teilnehmeranschluss-
leitung (TAL), die „letzte Meile“, realisiert, also den wert-
schöpfungsintensivsten Wettbewerberzugang (siehe hier-
zu das Glossar). Damit ist Deutschland im europäischen
Vergleich beim TAL-Wettbewerb mit Abstand führend.
Das Vereinigte Königreich weist demgegenüber einen
sehr hohen Resaleanteil auf. (Vgl. Grafik 3.)

Ähnliches Preisniveau in den untersuchten
Ländern
In den untersuchten Ländern liegen die Preise für breit-
bandiges DSL-Internet7 nicht allzu weit auseinander. Ende
März 2007 mussten in Deutschland für einen DSL-Anschluss
14 Euro und im Vereinigten Königreich sowie in Frank-
reich 15 Euro bezahlt werden. Auch die Gesamtkosten für
einen Analoganschluss inklusive DSL-Flatrate liegen nah
beieinander. Hier mussten in Deutschland 31 Euro und in
Frankreich sowie im Vereinigten Königreich 30 Euro be-
zahlt werden. 

7 Mindestens 1 Megabit/s, günstigster Wettbewerber, ohne Anschluss.
8 Vgl. WIK Consult: Kabelinternet in Deutschland, Bad Honnef, 2006.
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Grafik 3: Zugangsarten bei DSL-Anschlüssen, 10/2006; 

■ TAL           ■ Line Sharing            ■ Bitstrom            ■ Resale

Quelle: EU-Kommission, 12. Implementierungsbericht, März 2007

Gravierende Defizite in der Nutzung des
Breitbandkabels
Die sehr guten Ergebnisse für den deutschen DSL-Markt
dürfen allerdings nicht darüber hinwegtäuschen, dass
ein Wettbewerb zwischen den Technologien DSL und Ka-
bel nur ansatzweise existiert. Dieser fehlende so genann-
te intermodale Wettbewerb hat negative Auswirkungen
auf die Marktdurchdringung des Breitbandes. Fast alle
Länder mit einer deutlich höheren Gesamtpenetrations-
rate im Breitband als Deutschland weisen einen vergleichs-
weise höheren Nutzungsgrad von Breitbandkabelnetzen
für den Internetzugang auf. In Deutschland stellt die Fo-
kussierung auf die DSL-Technologie also eine Wachstums-
bremse der Breitbandentwicklung insgesamt dar. Der
geringe Beitrag, den die Kabelnetze im Breitbandbereich
leisten, bleibt unbefriedigend. Das außerordentlich hohe
Potenzial der Kabelnetze für den Internetzugang wird
bisher nur zu einem Bruchteil genutzt. Eine kürzlich ver-
öffentlichte Studie für den Deutschen Kabelverband
kommt zu dem Schluss, dass die Kabelinternetpenetra-
tion in Deutschland im Jahr 2004 rund 25 Mal höher hätte
liegen können als sie tatsächlich war8. An diesem Befund
hat sich nichts Wesentliches geändert.

Dies ist um so bedauerlicher, als Deutschland über
den mit Abstand größten TV-Kabelmarkt in Europa und
unter den betrachteten Staaten über den mit Abstand
höchsten prozentualen Anteil anschließbarer Kabelhaus-
halte verfügt. (Vgl. Grafik 4)

Dieses beachtliche Wachstumspotenzial mit Blick auf
das Kabelinternet muss kurz- bis mittelfristig in Deutsch-
land besser genutzt werden. Zuletzt deutlich ansteigende
Wachstumsraten bei der Internetnutzung über das Breit-
bandkabel weisen in die richtige Richtung. Vor diesem
Hintergrund und mit Blick auf die Entwicklung hin zum
so genannten Triple Play, dem gebündelten Angebot von
Fernsehen, Telefonie und Internet, ist davon auszugehen,
dass die Unternehmen in Deutschland mittelfristig ihre
Position auf dem Breitbandmarkt weiter deutlich verbes-
sern können.
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Wettbewerb auf dem Festnetzmarkt entwickelt
sich positiv 

Günstige Preise im Festnetz 
Die Festnetzpreise sind im internationalen Vergleich wei-
terhin sehr günstig, mit einer starken Tendenz zu so ge-
nannten Flatrateangeboten. Diese positive Wettbewerbs-
entwicklung im deutschen Festnetzmarkt hält an, wobei
sich der Wettbewerb zu Lasten des Call-by-call- und Pre-
selectionverkehrs mehr und mehr in Richtung eines so
genannten Anschlusswettbewerbs entwickelt (vgl. Glossar).

Vergleicht man die monatlichen Ausgaben von Privat-
kunden der ehemaligen Monopolunternehmen miteinan-
der, schneidet Deutschland sehr gut ab. Unter Zugrundele-
gung eines OECD-Verbrauchskorbs für Festnetzleistungen
zahlen deutsche Privatkunden des ehemaligen Monopolis-
ten mit monatlich 34 Euro am wenigsten. (Vgl. Grafik 5.)
Auch die monatlichen Ausgaben der deutschen Geschäfts-
kunden sind mit Abstand die geringsten.

Eine Untersuchung der günstigsten Minutenpreise
jeweils unterschieden nach Orts- und Ferngesprächen so-
wie nach Zeitdauer des Gesprächs ergab ebenfalls sehr
niedrige Werte für die deutschen Verbraucher. 

Zunächst nur aus dem Bereich des Internets bekannt,
gibt es inzwischen auch im Festnetzbereich zahlreiche
Flatrateangebote. Hier schneidet Deutschland weniger
gut ab und belegt beim Vergleich der Flatratepreise der
ehemaligen Monopolisten inklusive Analoganschluss mit
36 Euro pro Monat lediglich Platz vier vor Frankreich (48
Euro pro Monat). Ein Grund für die vergleichsweise hohen
Preise in diesem Segment liegt möglicherweise darin, dass
in Deutschland derzeit das so genannte reine Anschlussre-
sale (siehe Glossar) durch Wettbewerber (regulatorisch)
noch nicht eingeführt ist. Ab Mitte 2008 kann das An-
schlussresale nach dem Telekommunikationsgesetz (2004)
regulatorisch eingeführt werden.
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Grafik 4: TV-Kabelkunden in Prozent aller Haushalte
im Jahr 2002

Quelle: OECD Communications Outlook 2005

Quelle: EU-Kommission, 12. Implementierungsbericht, Berechnung auf Basis
OECD-Verbrauchskorb 2000 
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Grafik 5: Durchschnittliche monatliche Festnetzaus-
gaben von Privatkunden des Ex-Monopolisten, 9/2006
Euro/Monat
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Hohe Wettbewerbsintensität 

Ein wesentlicher Grund für die aus Kundensicht insge-
samt sehr erfreuliche Festnetzentwicklung liegt in der ho-
hen Wettbewerbsintensität im Festnetz: Bezogen auf
die Gesprächsminuten kommen die Wettbewerber der
Deutschen Telekom AG auf einen Anteil von rund 60 % im
Ortsnetzverkehr und auf 48 % im Fernverkehr. Damit er-
reicht Deutschland im Ortsnetzverkehr den höchsten
Wettbewerberanteil, im Fernverkehr hinter dem Verei-
nigten Königreich den 2. Platz.

Bei den Auslandsverbindungen ist der Wettbewerber-
anteil mit 69 % in Deutschland von allen Vergleichsländern
ebenfalls am höchsten. Im Vereinigten Königreich haben
die Wettbewerber einen Anteil von 68 %, in Spanien 58 %.
Es folgen Italien und Frankreich mit jeweils knapp 39 %.
(Vgl. Grafik. 6.)

Bei den Telefonkanälen halten die Wettbewerber in
Deutschland einen Marktanteil von 12 %. Damit liegt
Deutschland hinter dem Vereinigten Königreich (34 %)
und Spanien (14 %) auf Platz drei. In Italien und Frankreich
kommen die Wettbewerber auf Marktanteile von 9 %
bzw. 7 %. 

Quelle: EU-KOM, 12. Implementierungsbericht, 3/2007, eigene
Berechnungen
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Grafik 6: Marktanteile der Wettbewerber am Verbin-
dungsaufkommen in Prozent (Auslandsverbindungen,
Ende 2005)

Ungenutzte Potenziale im Mobilfunk 

Handynutzung noch ausbaubar
Die Entwicklung im deutschen Mobilfunk verläuft nach
wie vor recht gut. Gemessen in absoluten Zahlen hat
Deutschland den größten Mobilfunkmarkt in Europa. Al-
lerdings besteht noch Wachstumspotenzial hinsichtlich
der Marktdurchdringung. Deutschland liegt hier nur an
4. Stelle der Vergleichsländer, hinter Italien, dem Verei-
nigten Königreich und Spanien. 

Darüber hinaus nutzen die deutschen Mobilfunkkun-
den ihre Handys durchschnittlich weniger intensiv als
ihre europäischen Nachbarn: Deutschland erreichte 2005
ein Gesprächsvolumen von 45 Mrd. Minuten – und beleg-
te damit den letzten Platz. Die Franzosen telefonierten
im gleichen Zeitraum fast doppelt so viel mit dem Handy
(82 Mrd. Minuten).

Quelle: The International Communications Market 2006; OFCOM (britische
Regulierungsbehörde Office for Communication and Media), Stand: Ende
2005
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Grafik 7: Gesprächsvolumen Mobilfunk 
(in Mrd. Minuten)

Eine Erklärung für dieses Nachhinken des deutschen
Marktes bei der Nutzungsintensität liegt möglicherweise
in den recht niedrigen Festnetzpreisen und in bislang re-
lativ hohen Mobilfunkpreisen für Kunden mit hohem und
mittlerem Gesprächsbedarf. Bei diesem Nutzungsverhal-
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ten zahlen die Kunden in Deutschland die höchsten bzw.
zweithöchsten Preise.

In Frankreich, dem Land mit dem höchsten Gesprächs-
aufkommen, zahlen die Vielnutzer dagegen die zweitnie-
drigsten Preise, die Kunden mit einem mittleren Gesprächs-
aufkommen die geringsten Preise. 

Erfreulich ist allerdings, dass sich der Preiswettbewerb
in Deutschland im Mobilfunk zuletzt deutlich verschärft
hat9, was zu einer durchschnittlichen Preissenkung zwi-
schen 2005 und 2006 um 10,7% geführt hat. Dies ist der
stärkste Preisrückgang seit 1999. Die jüngsten Entwick-
lungen im Markt haben gezeigt, dass die Nachfrage auf
Preisänderungen spürbar reagiert. Es ist deshalb zu er-
warten, dass eine weitere Intensivierung des Preiswettbe-
werbs – mit entsprechenden Angeboten für Vielnutzer
und Nutzer mit mittlerem Gesprächsbedarf – im deut-
schen Mobilfunkmarkt zu einer deutlichen Steigerung
der Penetrationsrate und auch der Mobilfunknutzung
führen wird. 

9 Vgl. auch VATM Jahrbuch 2006.

Fazit

Die positive Entwicklung des deutschen Telekommunika-
tionsmarktes ist Beleg dafür, dass die Liberalisierung des
Telekommunikationsmarktes erfolgreich ist und die Regu-
lierung gut funktioniert. Insofern wird diese erfolgreiche
wettbewerbsorientierte Telekommunikationspolitik fort-
geführt und die Regulierung in wesentlichen Bereichen
beibehalten werden. Nichtsdestotrotz ist es mit Blick auf
die Überarbeitung des Richtlinienpaketes im Telekom-
munikationssektor wichtig, immer wieder die Frage nach
dem optimalen Grad der Regulierung auszuloten. Anlass
dafür bietet auch die anstehende 10-jährige Liberalisierung
des Telekommunikationsmarktes. Dabei sollten folgende
Anforderungen an eine gute Regulierung gestellt werden: 

1. Regulierung darf nur dort stattfinden, wo sie tatsäch-
lich notwendig ist, d. h., wo das allgemeine Wettbe-
werbsrecht zur Problemlösung voraussichtlich nicht
ausreicht. 

2. Regulierung sollte klar definierten Zielen folgen und
muss sowohl statische wie dynamische Effizienzaspe-
kte berücksichtigen. 

3. Regulierung ist und bleibt Ersatz für Wettbewerb,
den sie letztlich nie vollständig ersetzen kann. Man
muss sich insofern ihrer Unzulänglichkeiten bewusst
bleiben. 

4. Die Politik und die Entscheidungspraxis von Behörden
müssen berechenbar sein. 

An diesen Leitlinien orientiert sich die Politik der Bundes-
regierung.
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Die deutsche Wirtschaft befindet sich in einem robusten
Aufschwung. Dieser ist durch binnen- und außenwirt-
schaftliche Auftriebskräfte solide unterlegt. Durch die Tur-
bulenzen an den Finanzmärkten und die jüngste Entwick-
lung von Eurokurs und Ölpreis haben sich die Risiken für
die weitere Entwicklung zwar erhöht. Die Voraussetzun-
gen dafür, ihre Auswirkungen zu verkraften, sind jedoch
aufgrund der günstigen Gesamtkonstitution der deut-
schen Wirtschaft gegeben. 

Das Wirtschaftswachstum der deutschen Volkswirt-
schaft hatte sich im ersten Halbjahr etwas verlangsamt.
Zuletzt nahm das Bruttoinlandsprodukt im zweiten Quar-
tal gegenüber dem Vorquartal preis-, kalender- und sai-
sonbereinigt11 um 0,3 % zu. Die konjunkturelle Dynamik
wurde damit allerdings etwas unterzeichnet, weil die Früh-
jahrsbelebung nach dem milden Winter entsprechend
schwächer ausfiel als üblich. 

10 In diesem Bericht wurden statistische Daten verwendet, die bis zum 17. September 2007 vorlagen. 
11 Wenn nicht anders vermerkt, handelt es sich bei den in diesem Bericht verwendeten saisonbereinigten Angaben um Berechnungen nach dem

Verfahren Census X-12-ARIMA.
12 Dreimonatsvergleich: Veränderung Mai/Juni/Juli gegenüber Februar/März/April.
13 Zweimonatsvergleich: Veränderung Juni/Juli gegenüber April/Mai.

ten durch die Störungen an den Finanzmärkten auszuge-
hen, solange es bei einer weichen Landung der US-Wirt-
schaft bleibt. 

Der Aufwärtstrend der Erzeugung im Produzierenden
Gewerbe setzte sich bis zuletzt fort, wenngleich sich das
Expansionstempo etwas abschwächte. Im Juli blieb die Pro-
duktion im Produzierenden Gewerbe preis- und saisonbe-
reinigt praktisch unverändert (+0,1 %), erhöhte sich aber
im Dreimonatsvergleich12  weiter um 0,9 %. Eine überdurch-
schnittliche Anzahl von Ferientagen dämpfte im Juli den
Anstieg. 

Die Industrieproduktion nahm im Juli um 0,2 % zu. Sie
weist auch in der Tendenz weiter aufwärts (Zweimonats-
vergleich13 +0,7 %) und überschreitet den Vorjahresstand
deutlich (+6,1 %). Die Auftragseingänge erweisen sich wei-
terhin als ausgesprochen lebhaft. Im Juli kam es allerdings
nach dem starken Juni-Ergebnis zu dem erwarteten Rück-
pralleffekt (saisonbereinigt -7,1 %). Die Nachfrageschwan-
kungen wurden durch die Entwicklung der Großaufträge
ausgelöst. In den aussagekräftigeren Zwei- und Dreimo-
natsvergleichen erhöhten sich die Auftragseingänge in
der Industrie aber weiter (+2,8 % bzw. +3,2 %). Die stärke-
ren Nachfrageimpulse kamen aus dem Ausland (Zwei-
monatsvergleich: +5,1 %), die Inlandsnachfrage erhöhte
sich moderater (+0,5 %). Das ifo-Geschäftsklima im Verar-
beitenden Gewerbe schwächte sich im August angesichts
der Finanzmarktturbulenzen überraschend wenig ab.
Insgesamt erscheinen die Aussichten für die Industrie
damit weiter günstig. 

Die Erzeugung im Bauhauptgewerbe erhöhte sich im
Juli preis- und saisonbereinigt um 1,3 %. Die schwache Ent-
wicklung der Bauproduktion der vorangegangenen Mo-
nate, die auch auf witterungsbedingte Verschiebungen
und auf das Auslaufen von Sondereinflüssen zurückzufüh-
ren war, konnte damit aber nicht ausgeglichen werden
(Dreimonatsvergleich -6,0 %). Die Auftragseingänge gin-
gen im Juni saisonbereinigt erneut deutlich zurück (-6,1 %)
und tendieren auch im Zwei- und im Dreimonatsvergleich
schwach (-5,2 % bzw. -3,3 %). Impulse sind derzeit nur vom
gewerblichen Bau zu erwarten. 

Überblick 10

Bruttoinlandsprodukt
(Veränderungen in %, preisbereinigt)

BIP (Ursprung), gegen Vorjahresquartal

BIP (saisonbereinigt), gegen Vorquartal

Das robuste und regional breit angelegte weltwirt-
schaftliche Wachstum, der Verlauf des weitgehend span-
nungsfreien heimischen Aufschwungs sowie die vorliegen-
den Konjunkturindikatoren sprechen – auch angesichts
der bisherigen Finanzmarktturbulenzen – für eine Fort-
setzung des Aufschwungs in Deutschland. Seine Dynamik
dürfte allerdings nicht ganz an die des durch Sondereffek-
te begünstigten Vorjahres heranreichen. Bislang ist für
Deutschland nur von sehr begrenzten dämpfenden Effek-
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Die privaten Konsumausgaben stützen dagegen den
Aufschwung. Sie stiegen im zweiten Quartal preis- und
saisonbereinigt um 0,6 % gegenüber dem Vorquartal an
und erholten sich merklich vom umsatzsteuerbedingten
Einbruch im ersten Quartal. Das Umsatzvolumen im Ein-
zelhandel (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen und ohne
Tankstellen) erhöhte sich im Juli leicht um 0,6 % gegen-
über dem Vormonat. Auch bei den Neuzulassungen von
Personenkraftwagen setzte sich der Erholungskurs fort.
Die Stimmungsindikatoren für das Konsumklima und den
Einzelhandel zeichnen ein relativ freundliches Bild. Vor
allem sprechen der lebhafte Beschäftigungsaufbau und
die höheren Tariflohnabschlüsse für eine Zunahme der
privaten Konsumausgaben im weiteren Jahresverlauf. 

Die Aus- und Einfuhrdynamik liefert weiterhin wichtige
Impulse für die Wirtschaftsentwicklung, schwächte sich
im laufenden Jahr allerdings merklich ab. Die Warenaus-
fuhren in jeweiligen Preisen blieben im Juli gegenüber dem
Vormonat saisonbereinigt praktisch unverändert (-0,1 %),
der Vorjahresstand wurde mit 11,8 % (Ursprungswert) wei-
ter deutlich überschritten. Die Wareneinfuhren nahmen
im Juli preis- und saisonbereinigt um 2,4 % ab und lagen
nur noch 6,3 % über dem Vorjahr. Die weiteren Aussichten
für den Außenhandel bleiben nach der gegenwärtigen
Einschätzung aufgrund des robusten weltwirtschaft-
lichen Wachstums und der hohen Wettbewerbsfähigkeit
der deutschen Exporte gleichwohl recht günstig. Aller-
dings sind die Risiken und die Unsicherheit mit den Tur-
bulenzen an den Finanzmärkten merklich gestiegen. Ein
schwächerer Dollar dürfte sich dämpfend auswirken, soll-
te in der Bedeutung angesichts der Struktur und regiona-
len Aufteilung der Exporte aber auch nicht überschätzt
werden. 

Die Belebung am Arbeitsmarkt setzt sich – gestützt auf
den wirtschaftlichen Aufschwung – gegenwärtig mit et-
was schwächerer Dynamik fort. Die Beschäftigung erhöht
sich im Juli weiter recht kräftig (saisonbereinigt +39.000).
Der Aufbau der sozialversicherungspflichtigen Beschäfti-
gung (Juni: saisonbereinigt +7.000) und der Rückgang
der Arbeitslosigkeit (August: saisonbereinigt -15.000) ha-
ben sich demgegenüber verlangsamt. Insgesamt waren
3,705 Mio. Personen arbeitslos gemeldet, 666.000 weni-
ger als im Vorjahr. Am aktuellen Rand wirken sich auch
Sonderentwicklungen aus. So dürfte die verstärkte Über-
prüfung des Arbeitslosenstatus die Arbeitslosenzahl im

Verlauf nicht mehr verringern. Bei der Entwicklung der
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung wirkt wohl
die nach dem milden Winter etwas schwächere Frühjahrs-
belebung noch nach. Die Belebung des Arbeitsmarktes
sollte sich deshalb in den kommenden Monaten fortsetzen.

Die Verbraucherpreise gingen im August um 0,1 % ge-
genüber dem Vormonat zurück (Juli: +0,4 %). Ausschlag-
gebend hierfür waren rückläufige Preise für saisonabhän-
gige Nahrungsmittel. Hierdurch konnten auch die zum
Teil deutlichen Preiserhöhungen bei Milchprodukten
kompensiert werden. Darüber hinaus wirkten sich rück-
läufige Preise für Kraftstoffe sowie saisonbedingt für Pau-
schalreisen und Ferienwohnungen preisdämpfend aus.
Die Jahresrate der Verbraucherpreisinflation verblieb im
August bei 1,9 %. Der Ölpreis der Sorte Brent betrug Mitte
September rund 78 US-Dollar je Barrel. Für einen Euro
erhielt man nahezu 1,39 US-Dollar. 
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Nachdem das Wachstum der Weltwirtschaft auch im
ersten Halbjahr dynamisch verlief, sind die weiteren Kon-
junkturaussichten aufgrund der internationalen Finanz-
marktturbulenzen unsicherer geworden. Aus den aktuell
verfügbaren Daten lassen sich jedoch kaum Einschätzun-
gen über die realwirtschaftlichen Auswirkungen ableiten.
Internationale Organisationen gehen in ihren jüngsten
Prognosen insgesamt weiterhin von einer nur wenig
abgeschwächten Expansion der Weltwirtschaft aus. Der
bis zum Juli vorliegende Frühindikator der OECD signali-
siert ebenfalls ein moderates fortgesetztes Wachstum in
den größeren Volkswirtschaften. Die möglicherweise et-
was stärker gedämpfte Aktivität in den USA und in ande-
ren Industrieländern könnte durch die Dynamik der
Schwellenländer, die je nach Gewichtungsschema bis zu
50 % der Weltproduktion ausmachen, teilweise ausgegli-
chen werden. Darüber hinaus kann der erneut stark ge-
stiegene Ölpreis auch als Indiz für eine anhaltende Kon-
junkturdynamik in vielen Ländern gewertet werden. Im
Verbund mit den kräftig angezogenen Nahrungsmittel-
preisen stellt er allerdings zugleich ein Inflationsrisiko
dar. Insgesamt haben die Abwärtsrisiken für die Weltkon-
junktur zugenommen. So ist unter anderem noch unklar,
wie sich eine anhaltende Unsicherheit an den Finanzmärk-
ten auf den Abbau der globalen Ungleichgewichte aus-
wirkt.

Internationale Wirtschaftsentwicklung

An den internationalen Finanzmärkten hielt die Ver-
unsicherung auch in den Wochen nach dem Ausbrechen
der US-Hypothekenkrise an. Trotz der erheblichen Liqui-
ditätsspritzen durch die Notenbanken konnte die Abnei-
gung gegenüber längerfristigen Ausleihungen nicht kor-
rigiert werden. Aktien-, Anleihen- und Devisenmärkte
reagierten weiterhin sehr sensibel auf aktuelle Konjunk-
turmeldungen, die gegenwärtig offenbar einen bedeuten-
den Faktor für die Wiederherstellung des Vertrauens dar-
stellen. Positiv kann gewertet werden, dass die Aktien-
märkte Ende August auch aufgrund optimistischer Unter-
nehmensmeldungen vielfach wieder zulegen konnten,
dass die Kreditmärkte in vielen Segmenten weiterhin gut
funktionierten, die Zinskonditionen sogar teilweise gün-
stiger wurden und dass die Risikozuschläge für Anlagen
in Schwellenländern nur moderat anstiegen. 

Nachdem der US-Dollar im Zuge der Hypothekenkrise
zunächst effektiv leicht aufwertete, verlor er in den Wo-
chen danach vor allem gegenüber dem Euro deutlich an
Wert. Der japanische Yen wertete kräftig auf, was in Ver-
bindung mit der Rückabwicklung der so genannten Carry-
Trades stehen dürfte. Die Wechselkursentwicklung war
in den letzten Wochen erheblich von den Zinserwartun-
gen der Märkte beeinflusst. Die Notenbanken sehen sich
teilweise unterschiedlichen geldpolitischen Erfordernis-
sen gegenüber, um sowohl die Liquiditätsversorgung des
Bankensystems als auch die Preisniveaustabilität zu sich-
ern. Die Bank of England und die EZB haben zuletzt ihre
Leitzinsen konstant gehalten, die US-amerikanische FED
reduzierte ihn am 18. September spürbar. Die schwedische
Reichsbank und die schweizerische Nationalbank haben
ihr Zinsniveau dagegen weiter angehoben. 

In den USA ist bereits seit Mitte 2006 tendenziell ein
moderateres Wachstum zu beobachten. Im zweiten Quar-
tal nahm das Bruttoinlandsprodukt mit +1,0 % gegenüber
dem Vorquartal jedoch wieder kräftiger zu. Im Juli liefer-
ten die Exportentwicklung sowie die Auftragseingänge
der Industrie weitere Lichtblicke. Das Wachstum der pri-
vaten Konsumausgaben schwächte sich im Vorjahresver-
gleich dagegen erneut leicht ab. Zudem trübte sich das
Verbrauchervertrauen ein. Auch die Aktivitätsindikato-
ren für den Immobiliensektor waren erneut schwach. Zu-
letzt gaben die Arbeitsmarktzahlen für August Anlass zur
Sorge. Zum ersten Mal seit vier Jahren nahm die Zahl der
Beschäftigten außerhalb der Landwirtschaft ab (-4.000
geg. Vormonat). Die Arbeitslosenquote verharrte den-

Wachstum der OECD-Länder
(in %)

BIP OECD, Veränderung gegen Vorquartal in %, annualisiert 

(linke Skala)

OECD Composite Leading Indicators, 6-Monatsveränderungsrate

(rechte Skala)
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noch bei lediglich 4,6 %. Der Inflationsdruck ließ bis in den
Juli hinein nach. Das allgemeine Preisniveau stieg im Vor-
jahresvergleich um 2,4 %, der Deflator der privaten Kon-
sumausgaben ohne Lebensmittel und Energie erneut nur
um 1,9 %.

Die japanische Wirtschaftsleistung ist entgegen erster
Schätzungen im zweiten Quartal geschrumpft. In der Ver-
gangenheit waren die japanischen Konjunkturdaten schon
häufiger anfällig für größere Revisionen. Auf Basis der re-
vidierten Daten verringerte sich das Bruttoinlandsprodukt
gegenüber den ersten drei Monaten um 0,3 %. Besonders
die Ausrüstungsinvestitionen fielen schwächer aus als
ursprünglich angenommen. Einige neuere Indikatoren
deuten allerdings auf immer noch vorhandene Auftrie-
bskräfte hin. Im Juli stiegen sowohl die Exporte als auch
die Importe in realer Rechnung gegenüber dem Vormo-
nat kräftig an. Bei den Aufträgen für Maschinen konnte der
deutliche Einbruch aus dem Vormonat mehr als kompen-
siert werden, und die Beschäftigung nahm mit +0,6 % im
Vorjahresvergleich weiterhin solide zu. Das allgemeine
Preisniveau stagnierte dagegen auch im August. Die Lohn-
entwicklung blieb weiterhin rückläufig.

Im Euroraum hat sich das Wachstum des Bruttoin-
landsprodukts nach real +0,7 % im ersten Quartal im zwei-
ten Quartal auf +0,3 % abgeschwächt. Die entsprechende
Eurostat-Schnellschätzung vom August wurde Anfang Sep-
tember bestätigt. Überraschend schwach ist das Wachstum
insbesondere in Frankreich, Italien und den Niederlanden
ausgefallen. Der Rückgang dürfte allerdings durch Son-
dereffekte wie das milde Wetter zu Jahresbeginn und die
Lage von Feiertagen überzeichnet sein. Für den weiteren
Jahresverlauf rechnet die EU-Kommission wieder mit ei-
ner Zunahme der Wachstumsraten auf jeweils 0,5 % im
dritten und vierten Quartal. Das Wachstum im Jahr 2007
insgesamt schätzt die EU-Kommission damit jetzt auf 2,5 %
und damit geringfügig (0,1 Prozentpunkte) niedriger als
in der Frühjahrsprognose. Zur treibenden Kraft des Wachs-
tums hat sich in der ersten Jahreshälfte erwartungsgemäß
die Binnennachfrage und dabei insbesondere der private
Konsum entwickelt. 

Die Mehrzahl der aus Befragungen ermittelten Indika-
toren wiesen im Juli/August leichte Rückgänge auf bzw.
blieben unter ihren Spitzenwerten, sie liegen aber immer
noch auf hohem Niveau. So sank der Economic Sentiment
Indikator der EU-KOM im August im Vergleich zum Juli

um einen Indexpunkt auf 110 Punkte. Das Konsumenten-
vertrauen sank leicht, liegt jedoch nach wie vor über dem
langjährigen Durchschnitt. Der Geschäftsklimaindikator
verbesserte sich im August leicht, blieb aber unter dem
Höchststand vom April. Die relativ stark schwankenden
Auftragseingänge in der Industrie nahmen im Juni kräf-
tig um 4,4 % zum Vormonat und um 13,8 % gegenüber dem
Vorjahresmonat zu. Die saisonbereinigte Industrieproduk-
tion stieg nach schwachem Verlauf im zweiten Quartal
im Juli deutlich um + 0,6 % gegenüber dem Vormonat an
und lag 3,7 % über dem Niveau des Vorjahresmonats. 

Die Inflationsrate gemessen am HVPI sank im August
auf 1,7 %, wozu ein günstiger Basiseffekt aufgrund des be-
sonders hohen Energiepreisniveaus im ersten Halbjahr
2006 beigetragen hat. Mit Auslaufen dieses Effektes wird
im weiteren Jahresverlauf mit einem Anstieg der gemes-
senen Inflationsraten gerechnet. Der Index der Arbeits-
kosten pro Stunde entwickelte sich weiterhin moderat und
stieg im zweiten Quartal mit einer jährlichen Rate von
2,5 %. Der Arbeitsmarkt entwickelt sich nach wie vor gün-
stig. Die Zahl der Erwerbstätigen nahm (saisonbereinigt)
im zweiten Quartal um 0,5 % bzw. 776.000 Personen ge-
genüber dem Vorquartal zu und lag um 1,7 % über dem
entsprechenden Wert des Vorjahres. Die Arbeitslosenquo-
te blieb im Juli bei 6,9 % und damit einen Prozentpunkt
unter Vorjahresniveau. 

Eurozone: Industrieproduktion und Economic
Sentiment
(saisonbereinigt)

Industrieproduktion, Volumenindex 2000 = 100,

gleitender Drei-Monatsdurchschnitt (linke Skala)

Economic Sentiment Indicator, Salden (rechte Skala)
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2. Produzierendes Gewerbe

Das Produzierende Gewerbe bleibt ein wichtiger Impuls-
geber für das Wachstum der Gesamtwirtschaft. Sein Auf-
wärtstrend setzte sich bis zuletzt fort, wenngleich sich das
Expansionstempo etwas abschwächte. Dämpfend wirkte
sich die Entwicklung im Baugewerbe aus. Dagegen gin-
gen vom konjunkturell bedeutsamen Bereich der Industrie
nach wie vor positive Produktionsimpulse aus. Die Bestell-
tätigkeit zeigt sich hier weiterhin sehr dynamisch. Damit
dürfte die Industrie ein maßgeblicher Träger des konjunk-
turellen Aufschwungs bleiben. Die Stimmung der Unter-
nehmen war auch im Zusammenhang mit den Turbulen-
zen an den Finanzmärkten in den letzten Monaten nicht
mehr ganz so optimistisch wie zuvor. Unter Berücksichti-
gung des historisch hohen Niveaus sprechen aber auch
die Stimmungsindikatoren derzeit für die Fortsetzung
des Wachstums. 

Die Produktion im Produzierenden Gewerbe blieb zu-
letzt im Juli preis- und saisonbereinigt praktisch unverän-
dert (+0,1 %). Schon im Vormonat war sie aufwärts revidiert
annähernd konstant geblieben (-0,2 %). Eine überdurch-
schnittliche Anzahl von Ferientagen trug dazu bei, dass
der Anstieg der Produktion im aktuellen Monat nicht deut-
licher ausfiel. Ihren Vorjahresstand überschritt die Erzeu-

1. Gesamtwirtschaft

Die deutsche Wirtschaft befindet sich in einem robusten
Aufschwung. Dieser ist durch binnen- und außenwirt-
schaftliche Auftriebskräfte solide unterlegt. Durch die Tur-
bulenzen an den Finanzmärkten und die jüngste Entwick-
lung von Eurokurs und Ölpreis haben sich die Unwägbar-
keiten und die Risiken für die weitere Entwicklung zwar
erhöht. Die Voraussetzungen dafür, ihre Auswirkungen
zu verkraften, sind jedoch aufgrund der günstigen Ge-
samtkonstitution der deutschen Wirtschaft gegeben. Die
Auswirkungen auf die konjunkturelle Entwicklung in
Deutschland dürften begrenzt bleiben, solange es nicht
zu einer stärkeren Dämpfung der Wirtschaftsentwicklung
in den USA kommt. Eine weiche Landung der US-Wirt-
schaft ist aus heutiger Sicht ein plausibles Szenario. Gleich-
wohl besteht derzeit nach wie vor Ungewissheit sowohl
über das Ausmaß und den Fortgang der Hypothekenkrise,
ihre Auswirkungen auf die Finanzmärkte und vor allem
auf die Realwirtschaft in den USA. 

Das Wirtschaftswachstum der deutschen Volkswirt-
schaft hat sich im ersten Halbjahr etwas verlangsamt. Zu-
letzt im zweiten Quartal nahm das Bruttoinlandsprodukt
preis-, kalender- und saisonbereinigt um 0,3 % gegenüber
dem Vorquartal zu. Die konjunkturelle Dynamik wurde
damit allerdings etwas unterzeichnet, weil die Früh-
jahrsbelebung nach dem milden Winter entsprechend
schwächer ausfiel als üblich. Hiervon waren vor allem die
Bauinvestitionen betroffen, die saisonbereinigt um 4,8 %
unter denen des Vorquartals blieben. Die Investitionen in
Ausrüstungen erhöhten sich demgegenüber weiter um
2,5 %, und auch die privaten Konsumausgaben erholten
sich bereits mit einem Zuwachs um 0,6 % gegenüber dem
Vorquartal wieder. Rechnerisch lieferte der Außenbeitrag
im zweiten Quartal, begleitet von einem beträchtlichen
Lagerabbau, den größten Wachstumsbeitrag. 

Das robuste und regional breit angelegte weltwirt-
schaftliche Wachstum, der Verlauf des bislang weitgehend
spannungsfreien heimischen Aufschwungs sowie die vor-
liegenden Konjunkturindikatoren sprechen – auch ange-
sichts der bisherigen Finanzmarktturbulenzen – weiterhin
für eine Fortsetzung des Aufschwungs in Deutschland.
Seine Dynamik dürfte allerdings nicht mehr ganz an die
des durch Sondereffekte begünstigten Vorjahres heran-
reichen. Bislang ist nur von sehr begrenzten zusätzlichen
dämpfenden Effekten durch die Störungen an den Finanz-
märkten auszugehen. 

Wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland

Wachstum des Bruttoinlandsprodukts
(Wachstumsbeiträge in Prozentpunkten, preis-, kalender- und
saisonbereinigt)

Inländische Verwendung (ohne Vorratsveränderungen)

Vorratsveränderungen

Außenbeitrag

Weiße Linie = reales BIP gegen Vorquartal in %
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gung im Produzierenden Gewerbe im Juni/Juli arbeits-
täglich bereinigt weiter deutlich um 4,9 %. 

Die Industrieproduktion nahm im Juli geringfügig
um 0,2 % zu und glich die Abschwächung im vorangegan-
genen Monat nahezu aus. In der Tendenz weist die Produk-
tion in der Industrie weiter aufwärts. Im Zweimonatsver-
gleich (Juni/Juli gegenüber April/Mai) erhöhte sich die Er-
zeugung um 0,7 % und im Dreimonatsvergleich (Mai/ Ju-
ni/Juli gegenüber Februar/März/April) um 0,8 %. Nach der
Entwicklung des Umsatzvolumens zu urteilen, kamen die
wesentlichen Impulse dabei aus dem Ausland. Der An-
stieg der Industrieproduktion war auf die Zuwächse bei
den Herstellern von Vorleistungs- und Investitionsgütern
zurückzuführen (Zweimonatsvergleich: +1,5 % bzw. +1,4 %).
Die Konsumgüterproduzenten verzeichneten dagegen
einen recht deutlichen Produktionsrückgang (-2,5 %). 

glänzen konnte, trug hierzu bei. Im aktuellen Berichts-
monat gingen von Großaufträgen dagegen keine nennens-
werten Impulse aus. Die Entwicklung der Großaufträge
kommt vor allem bei den Herstellern von Investitionsgü-
tern zum Tragen (Juli: -10,4 %). Ohne die Wirtschaftszwei-
ge Schiffs-, Schienenfahrzeug-, Luft- und Raumfahrzeug-
bau, die erfahrungsgemäß den überwiegenden Teil an
Großaufträgen verbuchen, hat das Ordervolumen der In-
vestitionsgüterhersteller im Juli dagegen um 2,2 % zuge-
nommen. Auch im weniger schwankungsanfälligen Zwei-
monatsvergleich (Juni/Juli gegenüber April/Mai) bzw.
auch im Dreimonatsvergleich (Mai/Juni/Juli gegenüber
Februar/März/April) erhöhten sich die Auftragseingänge
in der Industrie weiter (+2,8 % bzw. +3,2 %). Die stärksten
Impulse für die Bestelltätigkeit in der Industrie kommen
dabei weiterhin von den Investitionsgüterherstellern, ge-
folgt von den Vorleistungsgüterproduzenten. Dagegen
schwächte sich die Bestelltätigkeit bei den Herstellern von
Konsumgütern im Zweimonatsvergleich etwas ab. Die
deutlich stärkeren Nachfrageimpulse in der Industrie
kommen nach wie vor aus dem Ausland (Zweimonatsver-
gleich: +5,1 %). Die Inlandsnachfrage erhöhte sich dagegen
vergleichsweise moderat um 0,5 %. Angesichts der in den
vergangenen Monaten insgesamt lebhaften Bestelltätig-
keit überschritten die Inlandsaufträge den Vorjahresstand
allerdings weiterhin deutlich um 10,1 %. Die Auslandsauf-
träge lagen dabei um 15,9 % über dem Vorjahresniveau.

Industrieproduktion
(Volumenindex 2000 = 100, saisonbereinigt)

Monate

gleitender Drei-Monatsdurchschnitt

Die Nachfrage nach industriellen Erzeugnissen ist wei-
terhin ausgesprochen lebhaft. Am aktuellen Rand kam es
im Juli zwar zu einem kräftigen Rückgang der Bestellun-
gen um saisonbereinigt 7,1 %. Nach dem deutlichen Nach-
frageanstieg im Juni um 5,1 % war aber mit einem gewis-
sen Rückpralleffekt zu rechen. Die großen Nachfrage-
schwankungen wurden vor allem durch die Entwicklung
der Großaufträge beeinflusst. Im Juni war ein Mehrfaches
des üblichen Umfangs an Großaufträgen zu verzeichnen.
Die Luftfahrtmesse in Paris, bei der der europäische Luft-
und Raumfahrzeugbau mit einem kräftigen Auftragsplus

Auftragseingang in der Industrie – Inland/Ausland
(Volumenindex 2000 = 100, saisonbereinigt)

Ausland, Monate

Ausland, gleitender Drei-Monatsdurchschnitt

Inland, Monate

Inland, gleitender Drei-Monatsdurchschnitt
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Das ifo-Geschäftsklima im Verarbeitenden Gewerbe
ging im August weiter leicht zurück. Während die aktu-
elle Geschäftslage etwas positiver bewertet wurde als
noch im Juli, nahmen die befragten Unternehmen ihre
Erwartungen für die nächsten sechs Monate erneut
leicht zurück. Ausschlaggebend für diese Entwicklung
waren die aktuellen Turbulenzen an den Finanzmärkten
und die damit verbundene Zunahme der Risiken für die
konjunkturelle Entwicklung. Der Rückgang der Erwartun-
gen fiel aber sehr viel weniger deutlich aus als bei den
vom ZEW befragten und stärker unter dem Eindruck der
Finanzmärkte stehenden Finanzmarktanalysten. Der
Indikator für das ifo-Geschäftsklima hat sich zwar von
seinen im Frühjahr erreichten historischen Höchststän-
den entfernt, sein nach wie vor hohes Niveau spricht
derzeit allerdings dafür, dass der Aufschwung in Deutsch-
land auch weiterhin positive konjunkturelle Impulse aus
der Industrie erhält. 

deutlich rückläufig (-1,2 % bzw. -6,0 %). Das Vorjahresni-
veau der Bauproduktion wurde aufgrund dieser Entwick-
lung arbeitstäglich bereinigt um 3,4 % bzw. 3,3 % unter-
schritten. 

Produktion im Bauhauptgewerbe
(Volumenindex 2000 = 100, saisonbereinigt)

Monate

gleitender Drei-Monatsdurchschnitt

Die Erzeugung im Bauhauptgewerbe ist nach deutli-
cher Abschwächung im Juni (-2,0 %) im Juli saisonberei-
nigt wieder spürbar um 1,3 % angestiegen. Die insgesamt
schwache Entwicklung der Bauproduktion in den letzten
Monaten, die auf witterungsbedingte Verschiebungen
und auf das Auslaufen von Sondereinflüssen zurückzu-
führen ist, konnte damit aber nicht wieder ausgeglichen
werden. So zeigte sich auch im Zwei- und im Dreimonats-
vergleich die Erzeugung im Bauhauptgewerbe zum Teil

Auftragseingang im Bauhauptgewerbe
(Volumenindex 2000 = 100, saisonbereinigt)

Monate

gleitender Drei-Monatsdurchschnitt

Auch die Nachfrage im Bauhauptgewerbe zeigt mitt-
lerweile Schwächetendenzen. Das Volumen der Auftrags-
eingänge ging im Juni saisonbereinigt erneut deutlich
zurück (-6,1 %) und auch im Zwei- und im Dreimonatsver-
gleich wies die Nachfrage nach unten (-5,2 % bzw. -3,3 %).
Im Bauhauptgewerbe macht sich offensichtlich weiter
das Auslaufen der ehemals stark stützend wirkenden Son-
dereffekte, wie zum Beispiel die Sonderkonjunktur durch
den Wegfall der Eigenheimzulage, bemerkbar. Vor die-
sem Hintergrund hat sich auch das Geschäftsklima im
August etwas weiter eingetrübt. Impulse sind im Bau-
hauptgewerbe weiterhin vom Wirtschaftsbau zu erwar-
ten. Wenngleich auch hier die Bestellungen im Verlauf
rückläufig sind, überschreitet das Auftragsvolumen noch
deutlich die Vorjahresstände. Mit einer Verbesserung der
Finanzlage der öffentlichen Haushalte könnten sich auch
die Chancen für den stark von öffentlichen Aufträgen
abhängigen Tiefbau weiter verbessern. Vom Wohnungs-
bau sind dagegen vorläufig kaum Impulse zu erwarten,
obwohl die Baugenehmigungen seit dem Frühjahr, wenn
auch auf niedrigem Niveau, wieder zunehmen.
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4. Außenwirtschaft

Die Ausfuhrdynamik hat sich merklich abgeschwächt.
Die Aus- und Einfuhren sind im bisherigen Jahresverlauf
bei starken monatlichen Schwankungen nur noch leicht
aufwärts gerichtet. Die weiteren Aussichten für den Au-
ßenhandel bleiben gleichwohl recht günstig. Allerdings
sind die Risiken für die Weltwirtschaft und die Unsicher-
heit über die weitere Entwicklung mit den Turbulenzen
an den Finanzmärkten merklich gestiegen. 

Die Warenausfuhren in jeweiligen Preisen blieben
im Juli gegenüber dem Vormonat praktisch unverändert
(-0,1 %). Im Vormonat waren sie deutlich um saisonberei-
nigt 1,9 % angestiegen. Im Zweimonatsvergleich (Juni/Juli
gegenüber April/Mai) erhöhten sich die Ausfuhren um

3. Privater Konsum

Die privaten Konsumausgaben – das bei weitem größte
Verwendungsaggregat des Bruttoinlandsprodukts – sind
im zweiten Quartal preis- und saisonbereinigt um 0,6 %
gegenüber dem Vorquartal angestiegen. Sie erholten sich
damit vom umsatzsteuerbedingten Einbruch im ersten
Quartal (-1,8 % gegenüber Vorquartal), konnten den Rück-
gang aber noch nicht vollständig kompensieren. Auch
im preisbereinigten Vorjahresvergleich zeigt sich, dass
die Erhöhung der Umsatzsteuer noch nachwirkte. Die
privaten Konsumausgaben lagen im zweiten Quartal preis-
bereinigt um -0,2 % unter dem Ergebnis des Vorjahresquar-
tals. Zur bislang nur verhaltenen Entwicklung des priva-
ten Konsums haben insbesondere die Vorzieheffekte im
Bereich der langlebigen Gebrauchsgüter beigetragen,
die den privaten Konsum im letzten Jahr zusätzlich
stützten und nun in diesem Jahr fehlen. So ist der Rück-
gang beim privaten Konsum in der ersten Jahreshälfte
überwiegend auf den Einbruch bei den PKW-Käufen
zurückzuführen.

Mit dem Auslaufen der Vorzieheffekte wird auch die
Belebung des privaten Konsums in der zweiten Jahres-
hälfte weiter voranschreiten. Wichtige realwirtschaftli-
che Indikatoren wie die Entwicklung der Einzelhandels-
umsätze könnten erste Anzeichen hierfür sein. So erhöhte
sich das Umsatzvolumen im Einzelhandel (ohne Handel
mit Kraftfahrzeugen und ohne Tankstellen), welches für
knapp ein Drittel der privaten Konsumausgaben als Indi-
kator dient, im Juli um 0,6 % gegenüber dem Vormonat.
Auch beim Absatz von Personenkraftwagen, gemessen
an der Zahl von Neuzulassungen, setzte sich der Erholungs-
kurs fort. Zwar liegt die Zahl der Neuzulassungen weiter
unter dem Niveau des Vorjahres, der Vorjahresabstand
ging aber im August auf nunmehr -2,2 % zurück (Juli: -2,7 %).
Die inländischen Auftragseingänge bei den Herstellern
von Konsumgütern verringerten sich aktuell im Juli, sind
in der längerfristigen Tendenz aber ebenfalls weiter auf-
wärts gerichtet.

Die Stimmungsindikatoren für das Konsumklima und
den Einzelhandel zeichnen – trotz der Eintrübung der Er-
wartungen in Zusammenhang mit den Turbulenzen auf
den Finanzmärkten – insgesamt nach wie vor ein freund-
liches Bild. So schwächte sich das GfK-Konsumklima im
September zwar ab, die Anschaffungsneigung legte aber
weiter zu. Das ifo-Geschäftsklima für den Einzelhandel

verbesserte sich im August – gestützt auf die optimisti-
schere Einschätzung der aktuellen Geschäftslage bei Ein-
trübung der Erwartungen – sogar leicht. Die wichtigste
Unterstützung erhält der private Konsum aber nach wie
vor von den günstigen Rahmenbedingungen, wie die leb-
hafte Beschäftigungsentwicklung und die im Vergleich
zum Vorjahr gestiegenen Tariflohnabschlüsse. Die damit
verbundene Erhöhung der verfügbaren Einkommen soll-
te dem privaten Konsum im weiteren Verlauf zusätzliche
Impulse verleihen. 

Einzelhandelsumsatz (ohne KFZ und Tankstellen)
(Volumenindex 2000 = 100, saisonbereinigt)

Monate

gleitender Drei-Monatsdurchschnitt

Ab 2006
Berichtskreiswechsel
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1,3 % und im Dreimonatsvergleich (Mai/Juni/Juli gegenü-
ber Februar/März/April) um 0,4 %. Die Dynamik der preis-
bereinigten Ausfuhrentwicklung schwächte sich im lau-
fenden Jahr merklich ab und erreicht derzeit nicht mehr
die Stärke aus dem Jahr 2006. Der Vorjahresstand wird
im Juli gemäß Ursprungswert aber mit 11,8 % weiter deut-
lich überschritten. Zur Abschwächung der Ausfuhrdyna-
mik dürfte die im Verlauf des Jahres merkliche Aufwer-
tung des Euros beigetragen haben. Hierfür spricht, dass
die Ausfuhren in Drittländer außerhalb der EU im laufen-
den Jahr bislang deutlich langsamer zunahmen als die
Ausfuhren in die Eurozone oder die übrigen EU-Länder.
Angaben zu den preisbereinigten Ausfuhren werden vom
Statistischen Bundesamt derzeit nicht veröffentlicht. Der
Anstieg der Ausfuhrpreise schwächte sich im Verlauf des
laufenden Jahres merklich ab. Im Juli erhöhten sie sich
gegenüber dem Vorjahr um 1,6 % und blieben gegenüber
dem Juni unverändert. 

Die Perspektiven für den deutschen Außenhandel sind
nach wie vor günstig, wenngleich sich die Risiken auf-
grund der Turbulenzen an den Finanzmärkten und die
Unsicherheit hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die
Wirtschaftsentwicklung merklich erhöht haben. Bislang
lässt sich aber nach den vorliegenden Informationen
noch nicht auf eine stärkere Dämpfung der US-Wirtschaft

Außenhandel mit Waren
(Werte in Milliarden Euro, saisonbereinigt)

Exporte, Monate

Exporte, gleitender Drei-Monatsdurchschnitt

Importe, Monate

Importe, gleitender Drei-Monatsdurchschnitt

schließen. Die Auftriebskräfte für die Weltwirtschaft sind
insgesamt weiterhin stark und erscheinen insbesondere
in den aufkommenden Regionen der Welt, wie China,
Indien, aber auch Osteuropa als recht robust. Auch das
Wachstum in den Ländern der Eurozone verläuft bislang
weitgehend in den erwarteten Bahnen. Weiterhin ten-
denziell dämpfend auf die Ausfuhrentwicklung dürfte
sich allerdings der im Jahresverlauf gegenüber dem
Dollar stärker notierende Euro-Wechselkurs auswirken.
Die preisliche Wettbewerbsfähigkeit der deutschen
Wirtschaft, gemessen am realen effektiven Wechselkurs
gegenüber den 20 wichtigsten Handelspartnern, ver-
schlechterte sich binnen eines Jahres allerdings lediglich
um ca. 2 %. Darüber hinaus sind wichtige Bereiche der
deutschen Exportwirtschaft aufgrund ihrer spezialisier-
ten Produktpalette (z.B. Spezialmaschinen) resistenter
gegenüber Wechselkursschwankungen. Dies alles spricht
dafür, dass die deutsche Wirtschaft auch weiterhin von
einer robusten Auslandsnachfrage profitieren dürfte. Die
Frühindikatoren deuten ebenfalls auf eine anhaltend
aufwärts gerichtete Exportentwicklung hin. Die Aus-
landsbestellungen in der Industrie stiegen in der Tendenz
sehr kräftig an, und die ifo-Exporterwartungen weisen
immer noch ein sehr hohes Niveau auf. 

Die Wareneinfuhren in jeweiligen Preisen gingen im
Juli saisonbereinigt um 2,4 % zurück. Im Vormonat waren
sie kräftig um 6,4 % angestiegen. Bei sehr starken Schwank-
ungen in den Einzelmonaten hat sich auch die Einfuhr-
dynamik erheblich abgeschwächt und ist derzeit in der
Tendenz uneinheitlich. Während die Einfuhren im Zwei-
monatsvergleich um +3,2 % zunahmen, nahmen sie im
Dreimonatsvergleich um 0,9 % ab. Im Vorjahresvergleich
wurden insbesondere merklich weniger Energieträger
importiert. Ihren Vorjahresstand überschritten die nomi-
nellen Wareneinfuhren insgesamt (Ursprungswerte) im
Juli um 6,3 %. Damit haben sich auch die Vorjahresabstän-
de merklich verringert. 

Der Überschuss in der Handelsbilanz erhöhte sich von
Juni auf Juli von 16,5 Mrd. Euro auf 17,9 Mrd. Euro. Kumu-
liert bis zum Juli 2007 wies die Handelsbilanz ein Über-
schuss von 115,5 Mrd. Euro auf, 26,4 Mrd. Euro mehr als
im entsprechenden Vorjahreszeitraum. Die Leistungsbi-
lanz verzeichnete hingegen im Juli mit 14,1 Mrd. Euro auf-
grund eines ferienbedingt gestiegenen negativen Saldos
der Dienstleistungsbilanz einen etwas geringeren Über-
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5. Arbeitsmarkt

Die Belebung am Arbeitsmarkt setzt sich – gestützt auf
den wirtschaftlichen Aufschwung – gegenwärtig mit et-
was schwächerer Dynamik fort. Die Beschäftigung erhöht
sich dabei weiter recht kräftig. Der Aufbau der sozialver-
sicherungspflichtigen Beschäftigung und der Rückgang
der Arbeitslosigkeit haben sich demgegenüber verlang-
samt. Hierbei schlagen sich aber auch Sonderentwick-
lungen nieder. So dürfte die verstärkte Überprüfung des
Arbeitslosenstatus die Arbeitslosenzahl im Verlauf nicht
mehr verringern. Bei der Entwicklung der sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigung dürfte die nach dem mil-
den Winter etwas schwächere Frühjahrsbelebung noch
nachwirken. Die Belebung des Arbeitsmarktes sollte sich
deshalb auch in den kommenden Monaten im Zuge des
konjunkturellen Aufschwungs durchaus lebhaft fortset-
zen. 

Die Beschäftigung entwickelt sich weiter positiv. Mit
39,786 Mio. lag die Erwerbstätigkeit im Inland um
633.000 Personen (Juni: +636.000, Mai: +656.000) über
dem Stand des Vorjahres. Jahreszeitlich bedingt nahm sie
mit dem Beginn der Ferienzeit zwar um 8.000 Personen
ab. Die Zunahme der Beschäftigung setzte sich aber im
Verlauf mit saisonbereinigt +39.000 Erwerbstätigen ge-
genüber dem Vormonat weiter kräftig fort, auch wenn
der Zuwachs weniger stark ausfiel als im Durchschnitt
der vorangegangenen sechs Monate (+60.000). 

Der Beschäftigungsaufbau wird weiterhin vor allem
durch die Zunahme der sozialversicherungspflichtigen
Beschäftigung getragen. Nach ersten vorläufigen Schätz-
ungen der Bundesagentur für Arbeit (BA) erhöhte sich
ihre Zahl im Juni binnen Jahresfrist um 526.000 Personen
auf 26,88 Mio. Dabei hat der Vorjahresabstand weiter et-
was abgenommen. Im Verlauf nahm die sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung saisonbereinigt nach der
ersten Hochrechnung von Mai auf Juni um 7.000 Person-
en zu. Dies war merklich weniger als im Durchschnitt der
vorangegangenen sechs Monate (rd. 50.000). Dabei ist zu
berücksichtigen, dass nach dem milden Winter die Früh-

jahrsbelebung im Gegenzug weniger stark ausfiel und
dies auch noch im Juni nachgewirkt haben dürfte. Außer-
dem handelt es sich um eine erste Hochrechnung, die
noch nach oben korrigiert werden könnte. 

Die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung er-
höht sich in nahezu allen Branchen. Besonders ausgeprägt
gilt dies nach wie vor für die unternehmensnahen Dienst-
leistungen. Hier nahm die Beschäftigung im Juni gegen-
über dem Vorjahr um 229.000 Personen zu. Maßgeblichen
Anteil hieran hat weiterhin die Arbeitnehmerüberlas-
sung. Kräftige Beschäftigungszuwächse gab es auch bei
Verkehr und Nachrichtenübermittlung, im Gastgewerbe
sowie im Verarbeitenden Gewerbe und im Baugewerbe.
Merkliche Beschäftigungseinbußen sind demgegenüber
im Kredit- und Versicherungsgewerbe und in der öffent-
lichen Verwaltung zu verzeichnen. 

Die Zunahme der Zahl der Selbständigen (einschließ-
lich mithelfender Familienangehöriger) hat ebenfalls zum
Beschäftigungsaufbau beigetragen. Im zweiten Quartal
2007 gab es 4,46 Mio. Selbständige, dies entspricht einem
Zuwachs gegenüber dem Vorjahr um 59.000. Die Zahl der
ausschließlich geringfügig Beschäftigten erhöhte sich
nach ersten Schätzungen im Juni gegenüber dem Vorjahr
weiter um 121.000 auf 4,97 Mio. Die Zahl der Empfänger
von Arbeitslosengeld II in Arbeitsgelegenheiten war da-
gegen im Juli mit 304.000 um rd. 10.000 Personen niedri-
ger als vor einem Jahr. 

schuss als noch im Juni (+16,4 Mrd. Euro). Kumuliert bis
Juli 2007 betrug der Leistungsbilanzüberschuss 86,9 Mrd.
Euro und damit 28,6 Mrd. Euro mehr als im entsprechen-
den Vorjahreszeitraum. 

Erwerbstätige (Inlandskonzept) und
sozialversicherungspflichtig Beschäftigte
(in 1.000, saisonbereinigt)

sozialversicherungspflichtig Beschäftigte (rechte Skala)

Erwerbstätige (Inlandskonzept, linke Skala)
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6. Preise

Die Preisentwicklung in Deutschland verläuft insgesamt
weiter in relativ ruhigen Bahnen. Nach der vor allem
durch saisonale Einflüsse bedingten leichten Beschleuni-
gung des Preisauftriebs auf der Verbraucherstufe hat
sich die Preisentwicklung zuletzt wieder merklich beru-
higt. Von Einfluss waren in den letzten Monaten Preiser-
höhungen bei Lebensmitteln. Ursächlich hierfür sind eine
weltweit steigende Nachfrage, aber auch die zunehmen-
de Verwendung von Getreideerzeugnissen für die Ener-
giegewinnung. Weitere Preiserhöhungen bei Nahrungs-
mitteln sind angekündigt. Insgesamt dürfte sich der von
der Verteuerung von Nahrungsmitteln ausgehende Preis-
druck auf die deutschen Verbraucherpreise allerdings in
Grenzen halten, da das Gewicht dieses Verbrauchsseg-
ments im Verbraucherpreisindex insgesamt vergleichs-
weise niedrig ist (ca. 9 %). Der von der Verteuerung von
Heizöl im Juli ausgegangene Preisdruck hat sich mit den
im August wieder spürbar zurückgegangenen Rohölprei-
sen aufgelöst und maßgeblich zur Entspannung des Preis-
klimas beigetragen. Der Preis für Rohöl der Sorte Brent ist
im September allerdings wieder kräftig angestiegen und
lag bei Redaktionsschluss Mitte September bei rund 78

14 Enthalten keine geringfügig entlohnte Beschäftigung sowie keine Job-, Saison-, Tele-, Gastarbeiter-, Altersteilzeit- und PSA-Stellen sowie besondere
Stellen für Haushaltshilfen für Pflegebedürftige und Daueraufträge.

15 Bei den Angaben zur Erwerbslosigkeit nach IAO handelt es sich derzeit um fortgeschriebene Ergebnisse. Die IAO-Arbeitsmarktstatistik wird künftig auf
der Grundlage der Arbeitskräfteerhebung weitergeführt. Bis zum Abschluss der Umstellung werden die Ergebnisse fortgeschrieben.

Die rege Nachfrage nach Arbeitskräften wird auch
durch die vergleichsweise hohe Zahl an offenen Stellen
dokumentiert. Im August waren der Bundesagentur für
Arbeit (BA) 648.000 offene Stellen gemeldet, 29.000 mehr
als im Vorjahr. Ausschlaggebend hierfür war die Zunah-
me der ungeförderten „normalen“ sozialversicherungs-
pflichtigen14 Beschäftigungsverhältnisse. Diese stiegen
um 68.000 auf 411.000 an. Im Verlauf blieb die Zahl der
offenen Stellen von Juli auf Juni praktisch unverändert
(saisonbereinigt +2.000). Der Stellenindex BA-X, der alle
der BA bekannten Informationen über die Arbeitskräfte-
nachfrage am ersten Arbeitsmarkt abbildet, erhöhte sich
von Juli auf August weiter auf 220 Punkte (2004 = 100).
Mit einem Abstand von 57 Punkten liegt er ebenfalls
deutlich über dem Vorjahresstand. 

Die registrierte Arbeitslosigkeit nimmt im Gegenzug
zum anhaltenden Beschäftigungsaufbau weiter ab. Im
August waren 3,705 Millionen Arbeitslose registriert. Der
aktuelle Rückgang um 10.000 Personen war allerdings we-
niger stark ausgeprägt als im August üblich. In den Jahren
2004 bis 2006 hatte die Zahl der Arbeitslosen im August
im Durchschnitt um 22.000 Personen abgenommen. Sai-
sonbereinigt nahm die Zahl der Arbeitslosen um 15.000
ab. Der Rückgang fiel aber schwächer aus als im Durch-
schnitt der vorangegangenen sechs Monate (rd. 40.000).
Dabei ist zu berücksichtigen, dass von der systematischen
Überprüfung des Arbeitslosenstatus keine zusätzlichen
Entlastungswirkungen mehr ausgehen dürften. 

Gegenüber dem Vorjahr lag die Arbeitslosigkeit im
August um 666.000 Personen niedriger. Dieser deutliche
Rückgang war vor allem auf die konjunkturell bedingte
starke Zunahme der Beschäftigung zurückzuführen. Da-
neben wurde die Entwicklung durch die anhaltende Ver-
ringerung des Arbeitskräfteangebotes begünstigt. Nach
der neuesten Schätzung des Instituts für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung dürfte das Angebot an Arbeitskräf-
ten im Gesamtjahr 2007 um durchschnittlich etwa 73.000
abnehmen. Auch wirkte sich im Jahresvergleich noch die
intensivere Betreuung der Arbeitslosen und systematische
Überprüfung des Arbeitslosenstatus durch die Arbeitsa-
genturen aus. Die Entlastungswirkung durch den Einsatz
arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen war hingegen merk-
lich niedriger als vor einem Jahr. Die Arbeitslosenquote
ging im August leicht auf 8,8 % (Juli: 8,9 %) zurück. In West-
deutschland lag sie bei 7,3 % und in Ostdeutschland bei
14,7 %. Die Zahl der Erwerbslosen in der Abgrenzung der
Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) nahm im Juli
saisonbereinigt auf 2,62 Mio. ab. Dies entspricht einer sai-
sonbereinigten Erwerbslosenquote von zuletzt 6,2 % 15. 

Arbeitslose
(in 1.000, Abgrenzung nach SGB III)

Ursprung

saisonbereinigt
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US-Dollar. Die Preisbewegungen dürften weiterhin stark
durch die Entwicklung der Rohölpreise beeinflusst wer-
den. Mitte September stieg der Dollar/Euro-Wechselkurs
auf einen neuen historischen Höchststand von 1,39 US-
Dollar/Euro. 

7. Monetäre Entwicklung

Die Entwicklung an den Finanzmärkten wird derzeit von
den am Markt für zweitklassige Hypotheken (subprime
mortgage) in den USA ausgelösten Turbulenzen bestimmt.
Steigende Ausfälle bei subprime mortgages und die damit
verbundenen Wertverluste hypothekenbesicherter Wert-
papiere haben zu einer generellen Neubewertung von
Risiken an den weltweiten Finanzmärkten geführt. In die-
sem Zusammenhang stiegen die Zinsaufschläge für alle
Art von risikobehafteten Wertpapieren an, während sich
im Gegenzug die Nachfrage nach sicheren Wertpapieren
(insbesondere Staatsanleihen) und Liquidität ausweitete.
Die Zinsabstände zwischen Wertpapieren höherer und
geringerer Bonität legten zu. Unsicherheiten darüber, in
welchem Umfang Banken durch den Ausfall der hypothe-
kenbesicherten Wertpapiere betroffen sind, wirkten sich
auch auf die Lage am Geldmarkt aus. Um Engpässe am
Geldmarkt zu überbrücken, stellten die Zentralbanken
– so auch die EZB – zusätzliche Liquidität zur Verfügung.
Die EZB beließ zudem bei ihrem Zinsentscheid am 6. Sep-
tember 2007 den Leitzins unverändert bei 4,00 %. Die FED
verringerte sowohl den Leitzins als auch ihren Diskont-
satz um 50 Basispunkte.  

Die Einfuhrpreise sind im Juli im Vormonatsvergleich
zum sechsten Mal in Folge angestiegen, zuletzt leicht um
+0,3 %. Ausschlaggebend waren Preisanstiege bei Roh-
stoffen (+3,5 %) und Produkten von Energieproduzenten
(+3,0 %). Im Vorjahresvergleich erhöhten sie sich mit +0,4 %
deutlich weniger stark als im Juni (+1,3 %). Dies beruhte
allerdings teilweise auf einem Basiseffekt. Besonders hoch
war im Juli – wie bereits in den Vormonaten – die Jahres-
teuerungsrate für die Einfuhr von Roheisen, Stahl und
Ferrolegierungen (+16,2 %). Spürbare Preisrückgänge hat-
ten unter anderem Datenverarbeitungsgeräte und -ein-
richtungen (-29,7 %) sowie elektronische Bauelemente 
(-15,8 %) zu verzeichnen.

Der Preisauftrieb bei den Erzeugerpreisen für gewerb-
liche Produkte schwächt sich seit Mitte 2006 spürbar ab.
Zuletzt im Juni erhöhten sich die Erzeugerpreise im Ver-
lauf um 0,2 % (Mai: +0,3 %) und im Vorjahresvergleich um
1,7 % (Mai: 1,9 %). Selbst wenn man in Rechnung stellt, dass
die Preisentwicklung durch einen Basiseffekt aktuell et-
was unterzeichnet ist, ist das Preisklima auf der Erzeuger-

Preisentwicklung
(Veränderungen gegen Vorjahr in %)

Verbraucherpreise

Erzeugerpreise

Einfuhrpreise

stufe angesichts der aktuellen Konjunkturdynamik und
der hohen Kapazitätsauslastung vergleichsweise ruhig.
Dämpfend auf die Preisentwicklung wirken sich wie be-
reits in den vergangenen Monaten die Energiepreise aus,
die im Juni um 1,4 % unter dem Vorjahresniveau lagen
und im Verlauf stagnierten. Ohne Energie erhöhten sich
die Erzeugerpreise im Juni gegenüber dem Vormonat
um 0,2 % und gegenüber dem Vorjahr um 2,8 %. 

Die Verbraucherpreise gingen im August um 0,1 % ge-
genüber dem Vormonat zurück (Juli: +0,4 %). Ausschlag-
gebend hierfür waren rückläufige Preise für saisonabhän-
gige Nahrungsmittel, die sich in den einzelnen Bundes-
ländern um -1,1 % bis zu -6,4 % abschwächten. Hierdurch
konnten auch die zum Teil deutlichen Preiserhöhungen
bei Milchprodukten kompensiert werden. Darüber hin-
aus wirkten sich rückläufige Preise für Kraftstoffe sowie
saisonbedingt für Pauschalreisen und Ferienwohnungen
preis dämpfend aus. Die Jahresrate der Verbraucherpreis-
inflation verblieb im August bei 1,9 % (Juli 1,9 %). 
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Trotz Zuführung zusätzlicher Liquidität stiegen die
Kurzfristzinsen am Geldmarkt im Euroraum im August
deutlich an. Während der Tagessatz (EONIA) dabei größe-
ren Schwankungen unterworfen war, legten die auf über
einen Tag ausgerichteten Kurzfristzinsen kontinuierlich
zu. Der Dreimonats-EURIBOR stieg von monatsdurch-
schnittlich 4,22 % im Juli auf monatsdurchschnittlich 4,54 %
im August an und erreichte ein Hoch am 6. September
mit 4,76 %. Im Zuge der Zinsentscheidung der EZB hat er
sich wieder leicht zurückgebildet. Die Langfristzinsen,
gemessen an der Umlaufrendite 9- bis 10-jähriger Bundes-
anleihen, gaben hingegen auf 4,30 % im Monatsdurch-
schnitt im August nach (Juli: 4,50 %). Auch Anfang Sep-
tember setzte sich der Rückgang bei den Renditen von
Bundesanleihen weiter fort. In den USA gaben die Rendi-
ten von Staatsanleihen im Zuge der Turbulenzen und der
Flucht in sichere Anlageformen noch deutlicher nach, so
dass sich die Zinsdifferenz zwischen den USA und Deutsch-
land bei den Langfristzinsen weiter auf nunmehr gut 25
Basispunkte verringerte (Stand Mitte September). Die
Zinsdifferenz bei den Kurzfristzinsen ging Anfang August
ebenfalls zurück, erhöhte sich zuletzt aber wieder leicht
auf etwa 95 Basispunkte. Die Renditedifferenz zwischen
Staatsanleihen und Unternehmensanleihen weitete sich
sowohl im Euroraum als auch in den USA bereits seit
Ende Juni aus. Im Euroraum erhöhte sich der spread für
Anleihen mit mittlerem Risiko (BBB-Anleihen) nach dem
JPM Maggie Index über alle Sektoren zwischen Ende Juni
und Ende August um etwa 40 Basispunkte auf knapp 110
Basispunkte. 

Für die Entwicklung des Geldmengen- und Kredit-
wachstums liegen aktuell nur Daten bis Juli vor, also vor
den an den Finanzmärkten stattfindenden Korrekturen.
Die Dynamik der monetären Expansion im Euroraum ge-
staltet sich demnach weiter stark. Im Juli erhöhte sich die
Jahreswachstumsrate des weit gefassten Geldmengen-
aggregat M3 noch einmal auf 11,7 % (Juni: 10,9 %). Dabei
stiegen die jährlichen Wachstumsraten sowohl der liqui-
den Komponente M1 (Bargeld und täglich fällige Einla-
gen) von 6,1 % im Juni auf 6,9 % im Juli als auch die der kurz-
fristigen Einlagen von 13,9 % auf 15,0 % an. Das jährliche
Wachstum der marktfähigen Finanzinstrumente blieb
unverändert bei 19,8 %. Die wesentliche Triebkraft für die
Expansion der Geldmenge M3 war im Juli weiterhin die
Ausweitung der Kreditvergabe an den privaten Sektor.
Die jährliche Wachstumsrate der Kreditvergabe lag hier

im Euroraum bei 10,9 % (Juni: 10,8 %) und in Deutschland
bei 0,2 % (Juni: -0,2 %). Die Ausweitung der Kreditvergabe
in Deutschland war insbesondere auf eine Ausweitung
der Buchkredite (Kredite ohne Wertpapierkredite) an
nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften zurückzuführen
(Juli: +0,6 % gegenüber Vorjahr), während private Haus-
halte weniger Kredite aufnahmen als im Vorjahr (Juli: -1,1 %
gegenüber Vorjahr).

Kurz- und langfristige Zinsentwicklung
(in %)

Euribor 3-Monatsgeld

Umlaufrendite der Bundesanleihen mit 9-10 jähriger Restlaufzeit
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3. Vj.2. Vj.1. Vj.4. Vj.

4. Vj.

3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj.

Bruttoinlandsprodukt (BIP)

Inländische Verwendung

Private Konsumausgaben3

Inländische Verwendung

Private Konsumausgaben3

Konsumausgaben des Staates

Bruttoanlageinvestitionen

Ausrüstungen

Bauten

Sonstige Anlagen

Vorratsveränderung 5

Bruttoinlandsprodukt (BIP)

Inländische Verwendung

Private Konsumausgaben3

2004 2005 2006 2. Vj. 3. Vj. 1. Vj. 2. Vj.

Konsumausgaben des Staates

Bruttoanlageinvestitionen

Ausrüstungen

+ 0,6    + 0,3    + 0,9    + 1,3    + 0,7    + 1,0    + 0,5    + 0,3

+ 0,5    + 0,8    + 0,2    + 0,9    + 0,7    - 0,9    + 1,7    - 0,6

+ 0,6    - 0,7    + 0,8    + 0,2    + 0,4    + 0,8    - 1,8    + 0,6

+ 0,5    + 0,7    + 0,2    + 0,8    + 0,6    - 0,9    + 1,5    - 0,5

+ 0,4    - 0,4    + 0,5    + 0,1    + 0,2    + 0,5    - 1,0    + 0,4

0,0      0,0    + 0,1      0,0    + 0,1      0,0    + 0,3      0,0

+ 0,3    + 0,6    - 0,4    + 1,1    + 0,2    + 0,4    + 0,4    - 0,2

+ 0,1    + 0,4      0,0    + 0,4      0,0    + 0,2    + 0,3    + 0,2

+ 0,2    + 0,2    - 0,4    + 0,6    + 0,2    + 0,1    + 0,1    - 0,5

0,0      0,0      0,0      0,0      0,0      0,0      0,0      0,0

- 0,2    + 0,6      0,0    - 0,4    + 0,1    - 1,7    + 1,9    - 0,6

+ 1,3    + 0,6    + 1,7    + 0,1    + 0,9    + 0,7    + 2,1    + 2,1

+ 0,4    + 0,8    + 5,3    + 4,8    + 6,2    + 7,1    +11,9    + 3,7

+ 4,2    + 6,1    + 7,3    + 8,4    + 8,0    + 6,3    +10,6    + 8,8

+ 1,1    + 0,8    + 2,9    + 1,6    + 2,7    + 3,7    + 3,3    + 2,5

0,0    + 0,5    + 1,8    + 1,1    + 2,2    + 0,7    + 2,0    + 0,7

+ 0,1    + 0,1    + 0,6    + 0,2    + 0,4    + 1,9    - 0,2    - 0,2

1. Gesamtwirtschaft 
1.1 Bruttoinlandsprodukt und Ver wendung1

Quelle: Statistisches Bundesamt.
1 Preisbereinigt, Kettenindex 2000=100;
2 Kalender- und saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA;
3 Einschließlich  private Organisationen ohne Erwerbszweck;
4 Rechnerischer Wachstumsbeitrag zum Bruttoinlandsprodukt;
5 Einschließlich Nettozugang an Wertsachen;
6 Ursprungszahlen von Kalenderunregelmäßigkeiten nicht bereinigt.

Konsumausgaben des Staates

Bruttoanlageinvestitionen

Ausrüstungen

Bauten

Sonstige Anlagen

Exporte

Importe

- 0,2    - 0,2    + 0,5    - 0,1    + 0,5     -0,0    + 1,7    - 0,2

+ 1,8    + 3,2    - 2,2    + 6,3    + 0,9    + 2,0    + 2,1    - 1,3

+ 1,8    + 4,9    - 0,5    + 5,6    - 0,6    + 2,6    + 3,7    + 2,5

+ 1,9    + 2,1    - 4,0    + 7,3    + 1,9    + 1,5    + 1,4    - 4,8

+ 1,0    + 1,0    + 1,2    + 2,6    + 1,9    + 2,5    - 2,8    + 3,1

+ 3,0    + 1,2    + 4,9    + 1,8    + 3,3    + 5,3    - 0,3    + 0,9

+ 3,2    + 2,6    + 3,8    + 0,7    + 3,5    + 1,3    + 2,1    - 0,9

2005                                                          2006                                                           2007

Veränderungen gegen Vorzeitraum in % 2

2006                                               2007

Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum in % 6

Bauten

Sonstige Anlagen

+ 3,8    + 3,6    + 3,6    + 1,9    + 4,7    + 7,8    +14,4    - 0,4

+ 1,2    + 4,7    + 5,9    + 6,1    + 6,9    + 8,3    + 3,9    + 4,8

Wachstumsbeiträge in 
Prozentpunkten 4

Bruttoinlandsprodukt und 
Komponenten

Bruttoinlandsprodukt und 
Komponenten

Außenbeitrag + 0,1    - 0,4    + 0,7    + 0,5      0,0    + 1,9    - 0,9    + 0,8

Exporte 

Importe

+ 9,6    + 6,9    +12,4    + 9,0    +10,7    +15,6    + 9,9    + 9,4

+ 6,9    + 6,5    +12,1    + 8,9    +10,3    + 9,2    + 7,7    + 6,1
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Bruttoinlandsprodukt

Private Konsumausgaben 

Ausrüstungen

Bruttoinlandsprodukt2

Bauten

Außenbeitrag

Kettenindex (rechte Skala)

Veränderung gegen Vorquartal, Außenbeitrag: Wachstumsbeitrag in Prozentpunkten (linke Skala)

Veränderung gegen Vorjahr (rechte Skala), weiße Balken = Jahresdurchschnitte

1.2 Ent wicklung des Bruttoinlandsprodukts und wichtiger 
Ver wendungskomponenten1

Quelle: Statistisches Bundesamt.
1 Preisbereinigt, 2000 = 100, kalender- und saisonbereinigte Werte, Verfahren Census X-12-ARIMA;
2 Ursprungszahlen von Kalenderunregelmäßigkeiten nicht bereinigt.
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2005                                                     2006                                                      2007

3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj.

Bruttowertschöpfung 3

Produzierendes Gewerbe
(ohne Baugewerbe)

Baugewerbe

Handel, Gastgewerbe und Verkehr

Finanzierung, Vermietung und
Unternehmensdienstleister

Öffentliche und private Dienstleister

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei

Institution Stand 2007 2008

IfW Institut für Weltwirtschaft

IWF Internationaler Währungsfonds

DIW Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung

IWH Institut für Wirtschaftsforschung Halle

HWWI Hamburgisches Welt-Wirtschafts-Institut

ifo ifo-Institut für Wirtschaftsforschung

RWI Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung

EU Europäische Union

OECD Organisation for Economic Co-operation and Development10

Veränderungen gegen Vorzeitraum in % 1

Veränderung in % gegen VorjahrPrognose Bruttoinlandsprodukt 9

Bruttowertschöpfung 
nach Wirtschaftsbereichen2

+ 0,3    + 0,3    + 0,9    + 1,5    + 0,8    + 0,8    + 0,8    + 0,5

+ 0,8    + 0,9    + 2,1    + 1,5    + 1,6    + 0,9    + 1,9    + 0,9

0,0    + 0,4    + 0,6    + 1,3    + 0,6    + 0,8    + 0,8    + 1,0

+ 0,4    + 0,9    - 2,8    + 8,4    + 1,7    + 2,1    + 2,1    - 5,2

+ 0,4    - 0,7    + 1,8    + 1,9    + 1,0    + 1,3    - 0,8    + 1,2

- 0,1    + 0,3    - 0,1    + 0,3    - 0,1      0,0    + 0,4    + 0,1

+ 0,5    - 4,2    - 0,4    - 0,7    + 0,7    - 1,5    + 0,8    - 1,0

09/07         + 2,7          + 2,4

09/07         + 2,6          + 2,4

07/07         + 2,6          + 2,5

07/07         + 2,6          + 2,5

06/07         + 2,8          + 2,5

06/07         + 2,6          + 2,5

06/07         + 2,5          + 2,6

05/07         + 2,5          + 2,4

05/07         + 2,9          + 2,2

1.3 Bruttowertschöpfung, gesamt wirtschaftliche Kennzahlen und
Prognosespektrum

Quellen: Statistisches Bundesamt, Institute, internationale Organisationen.
1 Preisbereinigt, Kettenindex 2000 = 100, kalender- und saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA;    2   Ohne Nettogütersteuern;
3 Inlandskonzept;    4   Geleistete Arbeitsstunden der Erwerbstätigen (IAB der Bundesagentur für Arbeit, Nürnberg);   5   BIP je Erwerbstätigen;    
6 Arbeitnehmerentgelt je Arbeitnehmer im Inland;   7   Lohnkosten (Arbeitnehmerentgelt je Arbeitnehmer) in Relation zur Arbeitsproduktivität 

(BIP bzw. Bruttowertschöpfung preisbereinigt je Erwerbstätigen); 8   Der privaten Haushalte;   9   Ursprungszahlen;    
10 kalenderbereinigte Werte. 

2006                                            2007

2004 2005 2006 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj.

Bruttoinlandsprodukt

Inländische Verwendung

Private Konsumausgaben

Erwerbstätige 3

Arbeitsvolumen 4

Arbeitsproduktivität 5

Lohnkosten je Arbeitnehmer 6

Veränderungen gegen Vorzeitraum in %

Preisentwicklung

+ 1,1    + 0,7    + 0,6    + 0,6    + 0,6    + 0,5    + 1,6    + 1,7

+ 1,3    + 1,2    + 1,2    + 1,4    + 1,1    + 0,8    + 1,5    + 1,7

+ 0,6    - 0,5    + 0,5    - 0,5    + 0,5    + 0,8    + 2,2    + 1,8

+ 1,6    + 1,5    + 1,4    + 1,5    + 1,1    + 1,2    + 1,4    + 1,7

+ 0,4    - 0,1    + 0,6    + 0,6    + 0,9    + 1,0    + 1,9    + 1,7

+ 0,6    + 0,9    + 2,2    + 1,0    + 1,8    + 2,7    + 1,3    + 0,7

+ 0,4    - 0,1    + 1,1    + 0,9    + 1,4    + 1,3    + 1,0    + 1,1

Kennzahlen

Lohnstückkosten 7

verfügbares Einkommen8

- 0,2    - 1,0    - 1,2    - 0,1    - 0,4    - 1,4    - 0,3    + 0,3

Terms of Trade - 0,3    - 1,3    - 1,5    - 2,1    - 1,2    - 0,7    + 0,6    + 0,3

+ 1,9    + 1,7    + 1,9    + 1,5    + 1,2    + 2,6    + 1,8    + 1,9

Bundesregierung Frühjahrs-und Herbstprojektion

Institute Gemeinschaftsdiagnose (Institute)

04/07         + 2,3          + 2,4

04/07         + 2,4          + 2,4
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Bruttowertschöpfung

Baugewerbe

Finanzierung, Vermietung und
Unternehmensdienstleister

Produzierendes Gewerbe (ohne Baugewerbe)

Handel, Gastgewerbe und Verkehr

Öffentliche und private Dienstleister

Kettenindex (rechte Skala)                                                                                                                           Veränderung gegen Vorquartal in % (linke Skala)

1.4 Bruttowertschöpfung nach Wirtschaftsbereichen 1

Quelle: Statistisches Bundesamt.
1 Preisbereinigt, Kettenindex 2000 = 100, kalender- und saisonbereinigte Werte, Verfahren Census X-12-ARIMA. 
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1.5 Ent wicklung wichtiger gesamt wirtschaftlicher Kennzahlen1

Quelle: Statistisches Bundesamt.
1 Preisbereinigt, Kettenindex 2000 = 100;    2     Reales BIP je Erwerbstätigen, Ursprungszahlen;    
3   Lohnkosten zur Arbeitsproduktivität, Ursprungszahlen;    4   Ursprungszahlen;    5    Saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA;  
6 Wachstumsbeiträge, Verfahren Census X-12-ARIMA.

Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte 4

Terms of Trade 4

Lohnstückkosten 3

Sparquote 5

Wachstumsbeiträge 6

Veränderung gegen Vorjahr in %

Arbeitsproduktivität 2

Vorratsveränderungen Außenbeitrag
Inländische Verwendung (ohne Vorratsveränderungen)
Weiße Linie = reales BIP gegen Vorquartal in %
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3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj.

2004                              2005                                          2006                             2007

Feb

2003 2004 2005 2006

Deutschland

Eurozone (EZ 13)2

Europäische Union (EU - 27)3

Japan

U S A

2004 2005 2006 Aug Sep Okt Dez Jan Mrz Apr Mai Jun Jul Aug

Deutschland

Eurozone (EZ 13)2

Europäische Union (EU - 27)3

Japan

U S A

Deutschland

Eurozone (EZ 13)2

Europäische Union (EU - 27)3

Japan

U S A

- 0,2 + 1,1 + 0,8 + 2,9 - 0,2 + 0,1 + 0,4 + 0,4 + 0,6 + 0,3 + 0,9 + 1,3 + 0,7 + 1,0 + 0,5 + 0,3

+ 0,8 + 1,8 + 1,6 + 2,9 + 0,3 + 0,2 + 0,3 + 0,5 + 0,7 + 0,4 + 0,9 + 1,0 + 0,6 + 0,9 + 0,7 + 0,3

+ 1,3 + 2,3 + 1,9 + 3,1 + 0,4 + 0,4 + 0,3 + 0,6 + 0,7 + 0,5 + 1,0 + 1,0 + 0,6 + 0,9 + 0,7 + 0,5

+ 1,5 + 2,7 + 1,9 + 2,2 + 0,3 - 0,2 + 0,8 + 1,0 + 0,7 + 0,4 + 0,6 + 0,6 - 0,1 + 1,4 + 0,7 - 0,3

+ 2,5 + 3,6 + 3,1 + 2,9 + 0,9 + 0,6 + 0,8 + 0,7 + 1,1 + 0,3 + 1,2 + 0,6 + 0,3 + 0,5 + 0,2 + 1,0

9,2   9,2   -     8,2   8,1   7,8   7,7   7,6   7,3   6,8   6,7   6,4   6,3   6,3   6,2   -  

8,8   8,6   7,9   7,8   7,7   7,7   7,6   7,5   7,3   7,2   7,1   7,0   7,0   6,9   6,9   -  

9,1   8,8   -     7,8   7,8   7,6   7,5   7,5   7,3   7,2   7,1   7,0   7,0   6,9   6,8   -  

4,7   4,4   4,1   4,2   4,2   4,1   4,0   4,1   4,0   4,0   4,0   3,8   3,8   3,7   3,5   -  

5,5   5,1   4,6   4,7   4,5   4,4   4,5   4,5   4,6   4,5   4,4   4,5   4,5   4,5   4,7   -  

+ 1,8 + 1,9 + 1,8 + 1,8 + 1,0 + 1,1 + 1,5 + 1,4 + 1,8 + 1,9 + 2,0 + 2,0 + 2,0 + 2,0 + 2,0 + 2,0

+ 2,1 + 2,2 + 2,2 + 2,3 + 1,7 + 1,6 + 1,9 + 1,9 + 1,8 + 1,8 + 1,9 + 1,9 + 1,9 + 1,9 + 1,8 + 1,7

+ 2,3 + 2,3 + 2,3 + 2,4 + 2,0 + 1,8 + 2,1 + 2,2 + 2,1 + 2,2 + 2,3 + 2,2 + 2,1 + 2,2 + 2,0 + 1,9

- 0,1 - 0,1 + 0,1 + 0,3 + 0,2 + 0,1 + 0,2 + 0,1   0,0 - 0,1 - 0,3 - 0,1 - 0,1 - 0,1 - 0,1   -  

+ 2,7 + 3,4 + 3,2 + 3,8 + 2,1 + 1,3 + 2,0 + 2,5 + 2,1 + 2,4 + 2,8 + 2,6 + 2,7 + 2,7 + 2,4   -  

Verbraucherpreise 6

Bruttoinlandsprodukt 1

Deutschland

Eurozone (EZ 13)2

Europäische Union (EU - 27)3

Japan

U S A

+ 0,6 + 1,4 + 1,5 + 1,7 + 1,0 + 1,3 + 2,0 + 1,5 + 1,3 + 1,4 + 1,5 + 1,5 + 1,3 + 2,4 + 2,1 + 2,0

+ 0,4 + 0,8   0,0 - 0,1 + 0,7 + 1,3 + 0,5 - 0,2   0,0 - 0,3 - 0,7 - 0,3 - 0,2 + 0,8 - 0,1 - 0,3

0,0  -0,0 - 0,5 - 0,7 - 0,2 + 0,4 - 0,2 - 0,3 - 0,6 - 0,9 - 1,1 - 0,5 - 0,7 - 0,4 - 0,9 - 0,5

+ 3,2 + 3,7 + 3,7 + 3,9 + 3,7 + 3,6 + 3,4 + 3,6 + 3,6 + 4,1 + 3,9 + 3,6 + 3,8 + 4,5 + 4,5 + 5,1

- 4,8 - 5,5 - 6,1 - 6,2 - 5,4 - 6,1 - 6,0 - 6,0 - 5,5 - 6,8 - 6,2 - 6,3 - 6,6 - 5,6 - 5,7   -  

Leistungsbilanzsaldo in % des BIP 4

Nov

Arbeitslosenquoten in % 5

2006                                                                          2007Jahresdurchschnitt

1.6 Internationaler Vergleich

Quellen: EUROSTAT, OECD, Statistisches Bundesamt.
1 Preisbereinigt, Jahresangaben auf Basis von Ursprungswerten berechnet, Quartalsangaben auf Basis saisonbereinigter Werte berechnet;              
2 Bis zum 31. Dezember 2006 gehörten der Eurozone (EZ 12) folgende Mitgliedstaaten an: Belgien, Deutschland, Irland, Griechenland, Spanien, 

Frankreich, Italien, Luxemburg, Niederlande, Österreich, Portugal und Finnland. Seit dem 1. Januar 2007 gehört der Eurozone (EZ13) auch 
Slowenien an. Der neue Mitgliedstaat wird anhand einer Kettenindexformel integriert.

3 Bis zum 31. Dezember 2006 gehörten der Europäischen Union (EU25) folgende Mitgliedstaaten an: Belgien, die Tschechische Republik, Dänemark, 
Deutschland, Estland, Irland, Griechenland, Spanien, Frankreich, Italien, Zypern, Lettland, Litauen, Luxemburg, Ungarn, Malta, die Niederlande, 
Österreich, Polen, Portugal, Slowenien, die Slowakei, Finnland, Schweden und das Vereinigte Königreich. Seit dem 1. Januar 2007 gehören der 
Europäischen Union (EU27) auch Bulgarien und Rumänien an. Die neuen Mitgliedstaaten werden anhand einer Kettenindexformel integriert.

4 Jahresangaben = Veränderung in % gegen Vorjahr, Quartalsangaben = Veränderung in % gegen Vorzeitraum;
5 Berechnung auf Basis saisonbereinigter Größen, für Deutschland, EUR - 12 und EU - 25 harmonisierte Daten;
6 Veränderung in % gegen Vorjahreszeitraum.
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Konsumentenvertrauen 3 85,4   93,6   92,1   91,7   96,9   91,3   88,4   87,1   88,3   85,3   90,4   83,4

Okt. Dez. Febr. April Juni Aug.

Einkaufsmanagerindex
Verarbeitendes Gewerbe 1

Auftragseingänge in der Industrie 2

Langfristige Renditen,
10-jährige Staatsanleihen

+ 5,4  - 0,9  - 2,0   -0,0  - 2,0  - 1,8  - 1,0  + 1,2  - 0,1  - 0,3  + 4,2    -  

4,7    4,7    4,6    4,6    4,8    4,7    4,6    4,7    4,7    5,1    5,0    4,7

Sept. Nov. Jan. März Mai Juli

Konsumentenvertrauen 6 46,6   48,4   48,9   46,3   48,4   48,6   47,2   47,6   47,4   45,2   44,6    -  

All-Industry-Activity-Index 4

Auftragseingänge in der Industrie 5

Langfristige Renditen,
10-jährige Staatsanleihen

105,6  107,1  107,0  106,9  106,7  107,6  106,3  107,6  107,3  107,5    -      -  

+ 7,3  + 0,9  - 1,0  - 2,6  + 4,2  - 3,8  -13,2  - 9,0  - 3,3  -15,9  + 6,9    -  

1,7    1,8    1,7    1,6    1,7    1,7    1,6    1,7    1,7    1,9    1,9    1,7

Konsumentenvertrauen 9 - 8,0  - 7,8  - 7,2  - 6,3  - 6,5  - 4,8  - 4,4  - 4,0  - 1,3  - 1,9  - 1,8  - 3,1

Eurozone

Einkaufsmanagerindex
Verarbeitendes Gewerbe 7

Auftragseingänge in der Industrie8

Langfristige Renditen,
10-jährige Staatsanleihen

56,6   57,0   56,6   56,5   55,5   55,6   55,4   55,4   55,0   55,6   54,9   54,3

+ 9,1  +11,1  + 6,3  + 7,8  + 9,0  + 7,3  +10,5  + 8,7  + 8,0  +15,6    -      -  

3,8    3,8    3,7    3,8    4,0    4,1    4,0    4,2    4,3    4,6    4,5    4,3

USA

Japan

52,7   51,5   49,9   51,4   49,3   52,3   50,9   54,7   55,0   56,0   53,8   52,9

1.7 Internationaler Vergleich – Frühindikatoren

1 Institut for Supply Management (ISM), Indexwerte > 50 (< 50) = Verbesserung (Verschlechterung) der Geschäftslage, saisonbereinigt;
2 US Census Bureau, Veränderung gegen Vorjahresmonat in %;
3 University of Michigan, Index (1. Quartal 1996 = 100);
4 Ministry of Economy, Trade and Industry, Index (2000 = 100), saisonbereinigt;
5 Economic and Social Research Institute, Cabinet Office, Private Machinery, Veränderung gegen Vorjahresmonat in %;
6 Economic and Social Research Institute, Cabinet Office, Indexwerte > 50 (< 50) = Verbesserung (Verschlechterung) des Konsumentenvertrauens, 

saisonbereinigt;
7 Reuters, Indexwerte > 50 (< 50) = Verbesserung (Verschlechterung) der Geschäftslage, saisonbereinigt;
8 Eurostat, Veränderung gegen Vorjahresmonat in %;
9 EU-Kommission, saisonbereinigte Salden.

2006                                                                                 2007
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Verarbeitendes Gewerbe Auftragseingänge in der Industrie

Langfristige Renditen, 10-jährige Staatsanleihen Konsumklima

USA-Einkaufsmanagerindex Verarbeitendes
Gewerbe (rechte Skala)1

Japan-All-Industry-Activity-Index (linke Skala)2

Eurozone-Einkaufsmanagerindex 
Verarbeitendes Gewerbe (rechte Skala)3

USA (rechte Skala)4

Japan (linke Skala)5

Eurozone (rechte Skala)6

USA

Japan

Eurozone

USA (rechte Skala)7

Japan (rechte Skala)8

Eurozone (linke Skala)9

Zeitreihen nicht direkt miteinander vergleichbar.

1.8 Internationaler Vergleich – Ent wicklung der Frühindikatoren

1 Institut for Supply Management (ISM), Indexwerte > 50 (< 50) = Verbesserung (Verschlechterung) der Geschäftslage, saisonbereinigt;
2 Ministry of Economy, Trade and Industry, Index (2000 = 100), saisonbereinigt;
3 Reuters, Indexwerte > 50 (< 50) = Verbesserung (Verschlechterung) der Geschäftslage, saisonbereinigt;
4 US Census Bureau, Veränderung gegen Vorjahresmonat in %;
5 Economic and Social Research Institute, Cabinet Office, Japan, New Orders, Machinery, By Sector, Private, excl volatile orders, saisonbereinigt, 

Veränderung gegen Vorjahresmonat in %;
6 Eurostat, Veränderung gegen Vorjahresmonat in %;
7 University of Michigan, Index (1. Quartal 1996 = 100);
8 Economic and Social Research Institute, Cabinet Office, Indexwerte > 50 (< 50) = Verbesserung (Verschlechterung) des Konsumentenvertrauens,

saisonbereinigt;
9 EU-Kommission, saisonbereinigte Salden.
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2006                                                                                 2007

2007

Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum in %6

2007

April Mai Juni Julip Juni/Julip

Produzierendes Gewerbe insgesamt

Industrie 3

Vorleistungsgüterproduzenten

Investitionsgüterproduzenten

Konsumgüterproduzenten

Gebrauchsgüterproduzenten

Verbrauchsgüterproduzenten

Energie 4

Bauhauptgewerbe 5

April Mai Juni Julip Jan.-Julip

Produzierendes Gewerbe insgesamt

Industrie3

Vorleistungsgüterproduzenten

Investitionsgüterproduzenten

Konsumgüterproduzenten

Gebrauchsgüterproduzenten

Verbrauchsgüterproduzenten

Energie 4

Bauhauptgewerbe 5

Juni September Dezember März Juni

Kapazitätsauslastung im
Verarbeitenden Gewerbe8

-  1,5         +  1,9         -  0,2         +  0,1         +  0,9

-  1,4         +  1,9         -  0,3         +  0,2         +  0,7

-  2,1         +  2,1         +  0,6         -  0,2         +  1,5

-  1,1         +  2,1         -  0,2         +  1,1         +  1,4

-  0,9         +  1,3         -  2,7         -  0,8         -  2,5

-  4,3         +  4,8         -  0,7         +  0,2         +  1,7

-  0,1         +  0,6         -  3,1         -  1,1         -  3,3

+  0,5         +  3,3         +  3,1         -  0,3         +  4,6

-  5,6         +  0,2         -  2,0         +  1,3         -  1,2

+  4,5         +  5,7         +  5,2         +  4,6         +  6,1

+  6,0         +  6,8         +  6,5         +  5,8         +  7,2

+  6,8         +  7,6         +  7,2         +  6,5         +  8,6

+  6,8         +  7,3         +  8,0         +  7,8         +  8,1

+  2,5         +  3,8         +  1,7         +  0,7         +  2,9

-  2,2         +  1,3         +  2,5         +  0,8         +  2,9

+  3,6         +  4,3         +  1,5         +  0,6         +  3,0

-  5,1         -  0,1         -  0,1         -  0,6         -  5,3

-  1,7         -  2,7         -  3,2         -  3,7         +  6,2

86,3           86,6           87,6           87,5           86,8

Kapazitäts- und Geräteauslastung

Produktion 2

Produktion 2

Veränderungen gegen Vorzeitraum in % (saisonbereinigt 1)

In % der betriebsüblichen Vollauslastung (saisonbereinigt7) 

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank, ifo-Institut für Wirtschaftsforschung.
1 Verfahren Census X-12-ARIMA;
2 Preisbereinigt, Index 2000 = 100;
3 Produzierendes Gewerbe (ohne Energie und Bauleistungen) = Verarbeitendes Gewerbe – soweit nicht der Energie zugeordnet –  

sowie Erzbergbau, Gewinnung von Steinen und Erden;
4 Energieversorgung, Kohlenbergbau, Gewinnung von Erdöl und Erdgas, Mineralölverarbeitung;
5 Vorbereitende Baustellenarbeiten, Hoch- und Tiefbau;
6 Ursprungszahlen arbeitstäglich bereinigt; 
7 Saisonbereinigung des ifo-Instituts;
8 Ohne Nahrungs- und Genussmittelgewerbe und ohne Chemische Industrie;
p Vorläufiges Ergebnis.

2. Produzierendes Gewerbe
2.1 Produktion und Kapazitätsauslastung

Bundesrepublik Deutschland
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Produzierendes Gewerbe insgesamt Industrie 2

Bauhauptgewerbe Energie

gleitender 3-Monatsdurchschnitt                                              Monatswerte

2.2 Ent wicklung der Produktion1

Bundesrepublik Deutschland

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1 Saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA; preisbereinigt, Index 2000 = 100;
2 Produzierendes Gewerbe (ohne Energie und Bauleistungen).
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Eurozone + 10,7         +  9,4         + 36,2         + 12,2         + 13,2

Nicht-Eurozone + 11,2         + 12,3         + 11,7         +  7,0         + 10,5

Eurozone -  1,5         +  3,3         + 22,4         - 21,7         + 10,9

April Mai Juni Julip Juni/Julip

Industrie insgesamt3

Inland

Ausland

Vorleistungsgüterproduzenten

Inland

Ausland

Investitionsgüterproduzenten

Inland

Ausland

Konsumgüterproduzenten

Inland

Ausland

April Mai Juni Julip Jan.-Julip

Industrie insgesamt3

Inland

Ausland

Vorleistungsgüterproduzenten 

Inland

Ausland

Investitionsgüterproduzenten

Inland

Ausland

Konsumgüterproduzenten

Inland

Ausland

Gebrauchsgüterproduzenten

Verbrauchsgüterproduzenten

September Dezember März Juni September Dezember März Juni

Verarbeitendes Gewerbe insgesamt

Vorleistungsgüterproduzenten

Investitionsgüterproduzenten

Konsumgüterproduzenten

2,6      2,6      2,6      2,7      2,8      3,0      3,0      2,9

1,9      1,9      2,0      2,0      2,1      2,2      2,2      2,2

3,6      3,5      3,6      3,8      3,9      4,2      4,3      3,9

1,8      2,1      2,1      2,1      2,2      2,2      2,1      2,2

+ 11,2         +  7,4         + 16,4         +  9,8         + 10,2

+ 11,4         +  3,7         +  9,8         + 10,5         +  8,5

+ 11,0         + 11,0         + 22,5         +  9,2         + 11,7

+  9,1         +  4,6         +  8,5         +  8,7         +  8,0

+  8,5         +  3,6         +  6,9         +  7,7         +  7,2

+  9,6         +  5,9         + 10,5         +  9,9         +  9,1

+ 13,0         + 10,1         + 23,7         + 11,0         + 12,5

+ 14,9         +  4,8         + 14,0         + 14,1         + 11,2

+ 11,6         + 13,9         + 30,7         +  8,7         + 13,4

+ 10,1         +  4,5         +  9,9         +  8,3         +  6,6

+  9,1         +  0,5         +  6,8         +  7,6         +  4,6

+ 11,8         + 11,0         + 14,7         +  9,5         +  9,9

+  3,9            0,0         +  6,9         + 10,5         +  4,0

+ 13,6         +  7,2         + 11,6         +  7,3         +  8,0

Auftragseingang2

Veränderungen gegen Vorzeitraum in % (saisonbereinigt1)

2.3 Auftragseingang der Industrie/
Auftragsbestand des Verarbeitenden Gewerbes
Bundesrepublik Deutschland

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank, ifo-Institut für Wirtschaftsforschung.
1 Saisonbereinigungsverfahren Census X-12-ARIMA;
2 Preisbereinigt, Index 2000 = 100;
3 Ohne Ernährungsgewerbe und Tabakverarbeitung; ohne Kokerei, Mineralölverarbeitung, Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen;
4 Ursprungszahlen von Kalenderunregelmäßigkeiten nicht bereinigt;
5 Saisonbereinigung des ifo-Instituts;
p Vorläufiges Ergebnis.

2007

-  1,6         +  3,0         +  5,1         -  7,1         +  2,9

-  1,2         +  2,0         +  0,4         -  1,7         +  0,5

-  2,0         +  4,1         +  9,4         - 11,7         +  5,1

-  1,8         +  2,4         +  2,6         -  3,7         +  1,9

-  1,2         +  2,3         +  1,1         -  3,4         +  0,5

-  2,5         +  2,3         +  4,7         -  4,1         +  3,8

-  2,0         +  3,6         +  8,0         - 10,4         +  4,2

-  1,8         +  1,5         +  0,3         -  0,3         +  0,8

-  2,1         +  5,1         + 13,4         - 16,6         +  6,6

+  1,6         +  3,5         -  1,9         -  1,2         -  0,7

+  1,0         +  2,7         -  1,8         -  0,5         -  0,7

+  2,5         +  4,8         -  1,9         -  2,2         -  0,7

2007
Auftragseingang2

Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum in % 4

2005                                                          2006                                                          2007

Reichweite in Monaten (saisonbereinigt5)

Auftragsbestand

Nicht-Eurozone -  2,3         +  4,8         -  0,9         -  1,9         +  0,4
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Industrie insgesamt 
ohne Nahrungs- und Genussmittelgewerbe

Inland

Ausland

Vorleistungsgüterproduzenten

Investitionsgüterproduzenten

Konsumgüterproduzenten 2

gleitender 3-Monatsdurchschnitt                                             Monatswerte

2.4 Ent wicklung des Auftragseingangs der Industrie1

Bundesrepublik Deutschland

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1 Preisbereinigt, Index 2000 = 100; saisonbereinigt, Verfahren Census X–12–ARIMA;
2 Gebrauchs- und Verbrauchsgüterproduzenten.
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2007

2007

2.Vj. April Mai Juni Mai / Juni

2.Vj. April Mai Juni Jan. - Juni

Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum in % 3

Veränderungen gegen Vorzeitraum in % (saisonbereinigt1)

Auftragseingang 2

Auftragseingang 2

2.5 Auftragseingang im Bauhauptgewerbe
Bundesrepublik Deutschland, Westdeutschland, Ostdeutschland

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1 Verfahren Census X-12-ARIMA, preisbereinigt, Index 2000 = 100;
2 Einschließlich vorbereitende Baustellenarbeiten; preisbereinigt, Index 2000 = 100; 
3 Ursprungszahlen von Kalenderunregelmäßigkeiten nicht bereinigt.

Ostdeutschland

Hoch- und Tiefbau insgesamt

Hochbau

Wohnungsbau

Hochbau ohne Wohnungsbau

Tiefbau

Straßenbau

Tiefbau ohne Straßenbau

-  3,3         +  0,1         -  2,3         -  6,1         -  5,2

-  0,1         -  2,2         +  0,1         -  7,0         -  4,4

+  1,7         + 11,8         -  6,8         +  0,6         -  1,3

-  0,8         -  7,6         +  3,3         - 10,2         -  5,8

-  6,6         +  2,6         -  4,7         -  5,1         -  6,0

-  7,2         +  6,8         -  7,7         - 11,8         - 10,2

-  6,3            0,0         -  2,6         -  1,1         -  3,1

Deutschland

Hoch- und Tiefbau insgesamt

Hochbau

Tiefbau

-  2,3            0,0         -  1,1         -  7,2         -  4,6

-  0,7         -  2,9         +  2,4         -  8,9         -  3,6

-  4,3         +  3,7         -  5,2         -  5,0         -  5,9

Westdeutschland

Hoch- und Tiefbau insgesamt

Hochbau

Tiefbau

-  6,7         +  0,6         -  6,2         -  2,1         -  6,8

+  2,8         +  1,8         - 10,3         +  2,4         -  8,4

- 12,9         -  0,5         -  3,0         -  5,3         -  5,7

Ostdeutschland

Hoch- und Tiefbau insgesamt

Hochbau

Wohnungsbau

Hochbau ohne Wohnungsbau

Tiefbau

Straßenbau

Tiefbau ohne Straßenbau

-  0,2         +  5,5         -  3,1         -  2,4         +  3,0

+  0,5         +  2,6         -  1,1         +  0,4         +  2,3

-  9,5         -  6,4         - 10,9         - 10,8         -  8,5

+  5,9         +  7,6         +  4,0         +  6,6         +  8,1

-  1,1         +  8,9         -  5,0         -  5,3         +  3,6

-  2,5         + 10,8         +  1,0         - 15,2         +  1,4

-  0,1         +  7,6         -  8,8         +  2,1         +  5,1

Deutschland

Hoch- und Tiefbau insgesamt

Hochbau

Tiefbau

+  0,2         +  6,5         -  4,3         -  0,7         +  3,2

-  0,4         +  1,6         -  3,4         +  1,0         +  2,3

+  0,8         + 12,9         -  5,4         -  2,7         +  4,3

Westdeutschland

Hoch- und Tiefbau insgesamt

Hochbau

Tiefbau

-  1,9         +  2,2         +  1,9         -  8,4         +  2,2

+  5,1         +  7,8         + 11,8         -  2,3         +  2,8

-  6,5         -  1,7         -  4,0         - 12,3         +  1,9
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Bauhauptgewerbe Deutschland insgesamt 2 Bauhauptgewerbe Gebietsstände insgesamt 2

Hochbau Deutschland insgesamt Tiefbau Deutschland insgesamt

gleitender 3-Monatsdurchschnitt                                                 Monatswerte

2.6 Ent wicklung des Auftragseingangs im Bauhauptgewerbe1

Bundesrepublik Deutschland, Westdeutschland, Ostdeutschland

Quelle: Statistisches Bundesamt.
1 Index 2000 = 100, saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA;
2 Hoch- und Tiefbau einschließlich vorbereitende Baustellenarbeiten.

gleitender 3-Monatsdurchschnitt
Monatswerte

gleitender 3-Monatsdurchschnitt Westdeutschland
Monatswerte Westdeutschland
gleitender 3-Monatsdurchschnitt Ostdeutschland
Monatswerte Ostdeutschland
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Salden saisonbereinigt 1

2007

März April Mai Juni Juli August

Gewerbliche Wirtschaft

Geschäftsklima

Geschäftslage (Beurteilung)

Geschäftslage (Erwartungen)

+ 14,6        + 16,4        + 16,3        + 13,2        + 12,0        + 10,8

+ 20,5        + 21,9        + 20,7        + 18,4        + 18,3        + 18,6

+  8,8        + 11,0        + 11,9        +  8,0        +  5,9        +  3,3

Verarbeitendes Gewerbe

Geschäftsklima

Geschäftslage (Beurteilung)

Geschäftslage (Erwartungen)

Vorleistungsgüterproduzenten

Geschäftsklima

Geschäftslage (Beurteilung)

Geschäftslage (Erwartungen)

Investitionsgüterproduzenten

Geschäftsklima

Geschäftslage (Beurteilung)

Geschäftslage (Erwartungen)

Konsumgüterproduzenten

Geschäftsklima

Geschäftslage (Beurteilung)

Geschäftslage (Erwartungen)

Bauhauptgewerbe

Geschäftsklima

Geschäftslage (Beurteilung)

Geschäftslage (Erwartungen)

- 13,7        - 14,0        - 14,7        - 16,1        - 15,3        - 17,5

- 26,8        - 27,0        - 28,3        - 28,4        - 25,3        - 25,8

+  0,3           0,0        +  0,1        -  2,9        -  4,8        -  8,8

+ 25,8        + 27,1        + 27,5        + 23,9        + 23,5        + 21,5

+ 40,0        + 40,4        + 39,0        + 38,0        + 36,4        + 36,6

+ 12,5        + 14,5        + 16,6        + 10,5        + 11,2        +  7,5

+ 27,3        + 28,5        + 31,3        + 25,0        + 24,3        + 20,6

+ 44,9        + 44,7        + 46,9        + 42,0        + 40,4        + 38,6

+ 10,9        + 13,3        + 16,8        +  9,2        +  9,2        +  3,9

+ 29,8        + 31,3        + 29,1        + 26,8        + 29,3        + 28,0

+ 47,4        + 48,3        + 43,3        + 45,7        + 44,6        + 47,7

+ 13,4        + 15,6        + 15,8        +  9,4        + 15,0        +  9,8

+ 15,9        + 17,2        + 15,0        + 17,0        + 13,1        + 13,0

+ 18,2        + 17,2        + 13,9        + 19,2        + 17,0        + 15,7

+ 13,6        + 17,2        + 16,2        + 14,9        +  9,3        + 10,4

2.7 ifo – Geschäftsklima
Bundesrepublik Deutschland

Quelle: ifo-Institut für Wirtschaftsforschung.
1 Saisonbereinigungsverfahren des ifo-Instituts.



Verarbeitendes Gewerbe1

Vorleistungsgüterproduzenten Investitionsgüterproduzenten

Geschäftsklima Geschäftslage                                                      Geschäftserwartungen

Konsumgüterproduzenten Bauhauptgewerbe
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Quelle: ifo-Institut für Wirtschaftsforschung.
1 Saisonbereinigte Salden, Saisonbereinigungsverfahren des ifo-Instituts.

2.8 Ent wicklung des ifo-Geschäftsklimas1

Bundesrepublik Deutschland
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Einzelhandelsumsatz 
zzgl. Einzelhandelsumsatz mit 
Kraftfahrzeugen und Tankstellen2

darunter:
Kraftwagen, -teile und Zubehör

-  4,4   -  0,5   +  0,3   -  1,5   -  5,6   -  1,7   -  1,2   -  2,8

-  1,5   -  1,4   -  1,2   -  4,0   -  4,2   -  4,0   -  3,8   -  6,7

-  3,0   -  5,5   -  4,7   -  3,2   +  0,5   +  3,2   +  3,4      -  

+  4,8   +  4,4   +  4,5   +  5,7   +  7,4   +  8,4   +  8,5   +  7,6

-  1,8   -  1,5   +  4,6   +  0,1   +  2,1   -  3,0   -  3,7      -  

- 12,4   -  9,5   -  5,5   -  6,4   - 11,9   -  7,8   -  4,7      -  

-  7,2   -  5,6   -  0,5   -  3,2   -  5,0   -  5,4   -  4,2      -  

darunter:
Lebensmittel, Getränke, Tabakwaren

Textilien, Bekleidung, Schuhe, 
Lederwaren

Einrichtungsgegenstände, 
Haushaltsgeräte, Baubedarf

Einzelhandelsumsatz 
zzgl. Einzelhandelsumsatz mit 
Kraftfahrzeugen und Tankstellen2

VolumenWerte

Mai Juni Juli Juni / Juli Mai Juni Juli Juni / Juli

Einzelhandelsumsatz 
(ohne Handel mit Kraftfahrzeugen 
und ohne Tankstellen)2

Mai Juni Juli Jan. - Juli Mai Juni Juli Jan. - Juli

Einzelhandelsumsatz 
(ohne Handel mit Kraftfahrzeugen 
und ohne Tankstellen) 2

darunter:
Lebensmittel, Getränke, Tabakwaren

Textilien, Bekleidung, Schuhe, 
Lederwaren

Einrichtungsgegenstände, 
Haushaltsgeräte, Baubedarf

Februar März April Mai Juni Juli August September

ifo – Konjunkturtest Einzelhandel
4

Geschäftsklima

Geschäftslage (Beurteilung) 

Geschäftslage (Erwartungen)

GfK – Konsumklima 5

darunter: Anschaffungsneigung

darunter:
Kraftwagen, -teile und Zubehör

2007

2007

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank, ifo – Institut für Wirtschaftsforschung, Gesellschaft für Konsumforschung.
1 Saison- und preisbereinigt, Verfahren Census X - 12 - ARIMA; 
2 Gewichte berechnet ohne Niedersachsen;
3 Index 2003 = 100, Ursprungszahlen von Kalenderunregelmäßigkeiten nicht bereinigt; Klassifikation WZ 2003;
4 Saisonbereinigung des ifo-Instituts;
5 Saisonbereinigung der Gesellschaft für Konsumforschung (GfK).

3. Privater Konsum
3.1 Einzelhandelsumsatz, Geschäfts- und Konsumklima

Bundesrepublik Deutschland

2007

Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum in % 3

Salden saisonbereinigt

Veränderungen gegen Vorzeitraum in % 1

-  4,3   -  0,3   -  0,6   -  0,8   -  4,9   -  0,8   -  1,0   -  1,5

-  1,5   -  1,5   -  3,4   -  0,8   -  3,3   -  3,4   -  5,2   -  2,8

-  7,7   +  3,5   +  1,8   +  1,9   -  8,5   +  2,4   +  1,2   +  0,8

-  6,6   +  2,8   +  2,4   +  0,2   -  6,4   +  2,9   +  2,5   +  0,5

-  3,0   +  0,8   +  0,2   -  0,6   -  2,8   +  0,6   -  0,1   -  0,8

- 12,0   +  5,4   -  0,4   -  1,5   - 11,8   +  5,4   +  0,3   -  1,1

-  2,6   +  3,5   -  1,1   +  1,5   -  2,4   +  3,8   -  1,1   +  2,0

-  1,3   +  0,9   +  0,6   +  0,6   -  1,2   +  0,8   +  0,6   +  0,6

-  3,3   +  1,2   +  0,6   -  0,2   -  3,2   +  1,2   +  0,6   -  0,1

+  6,6   -  0,3   +  0,9   +  3,3   +  6,7   -  0,4   +  1,0   +  3,4
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Einzelhandelsumsätze insgesamt (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen und ohne Tankstellen)1

Geschäftsklima Einzelhandel – Salden (ifo-Institut) 2

GfK – Indikator Konsumklima (Indikatorpunkte, reale Änderung gegen Vorjahresmonat in %) 3

gleitender 12-Monatswert        Monatswerte

3.2 Ent wicklung des privaten Konsums

Quellen: Statistisches Bundesamt, ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, Gesellschaft für Konsumforschung (GfK).
1 Index 2003 = 100, preis- und saisonbereingt, Verfahren Census X-12-ARIMA;
2 Saisonbereinigung des ifo-Instituts;
3 Saisonbereinigung der GfK.

Ab 2006
Berichtskreiswechsel
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2007

Werte Volumen3

Einfuhr (Waren)

20072006

2007

Juni Juli Jan.-Juli Juni Juli Jan.-Juli

Ausfuhr (Waren)

Saldo der 

Handelsbilanz

Ergänzungen zum Warenverkehr

Dienstleistungen

Erwerbs- und Vermögenseinkommen

laufenden Übertragungen

Leistungsbilanz

1.Vj. 2.Vj. Mai Juni Juli Jan.-Juli

Saldo der

Handelsbilanz

Ergänzungen zum Warenverkehr

Dienstleistungen

Erwerbs- und Vermögenseinkommen

laufenden Übertragungen

Leistungsbilanz

Einfuhr (Waren)

Ausfuhr (Waren)

Juni Juli Juni / Juli Juni Juli Juni / Juli

Einfuhr (Waren)

Ausfuhr (Waren)

60,1          59,9         413,9          65,3          63,6         444,4

73,2          72,8         503,1          81,8          81,5         559,8

+ 13,1        + 13,0        + 89,1        + 16,5        + 17,9        +115,5

-  1,4        -  1,9        - 11,2        -  0,8        -  1,2        -  7,6

-  1,1        -  3,1        - 12,9        -  0,6        -  3,2        - 11,2

+  3,0        +  2,2        + 11,3        +  3,3        +  3,6        +  8,8

-  1,6        -  2,9        - 18,1        -  2,0        -  3,0        - 18,6

+ 12,0        +  7,3        + 58,3        + 16,4        + 14,1        + 86,9

+  9,6        + 11,9        +  4,5        +  3,4        +  4,9        + 26,4

+  1,6        +  1,2        +  0,7        +  0,6        +  0,7        +  3,5

+  1,5        +  0,3        +  0,1        +  0,5        -  0,1        +  1,7

-  0,1        -  3,7        -  1,6        +  0,3        +  1,3        -  2,5

-  0,6        +  0,2        +  0,4        -  0,4        -  0,1        -  0,5

+ 11,9        +  9,9        +  4,0        +  4,4        +  6,8        + 28,6

+  8,1        +  7,0        +  3,4        +  8,6        +  6,3        +  7,4

+ 11,1        + 11,3        +  9,1        + 11,7        + 11,8        + 11,3

+  6,4        -  2,4        +  3,2           -             -             -

+  1,9        -  0,1        +  1,3           -             -             -

Veränderungen gegen Vorzeitraum in % (saisonbereinigt2)

Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum1

Werte in Mrd. Euro

in %

in Mrd. Euro

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1 Ursprungszahlen;
2 Verfahren Census X-12-ARIMA;
3 Bis auf weiteres werden keine Zahlen von der  Deutschen Bundesbank  veröffentlicht.

4. Außenwirtschaft
4.1 Einfuhr, Ausfuhr, Leistungsbilanz



Einfuhr                                          Ausfuhr jeweils gleitender 3-Monatsdurchschnitt jeweils Monatswerte
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Ausfuhr / Einfuhr, saisonbereinigt 1, Werte in Mrd. Euro

Saldo der Handelsbilanz in Mrd. Euro

Saldo der Leistungsbilanz in Mrd. Euro

Monatssaldo gleitender 12-Monatsdurchschnitt

4.2 Ent wicklung der Außenwirtschaft

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1 Verfahren Census X-12-ARIMA.
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Veränderungen gegen VorjahreszeitraumVeränderungen gegen Vorzeitraum

20072006

2007

2007

Juni Juli August Juni Juli August

Erwerbstätige 1

Arbeitslose 4

Arbeitslosenquote in % 3 4

Zugänge an Arbeitslosen 4

Abgänge an Arbeitslosen4

Kurzarbeiter 4

Offene Stellen 4

Juni Juli August Juni Juli August

Erwerbstätige 1

Arbeitslose 4

Kurzarbeiter 4

Offene Stellen 4

März April Mai Juni Juli August

Erwerbstätige 1

Erwerbslosenquote in % 2 3

Arbeitslose 4

Arbeitslosenquote in % 3 4

Offene Stellen 4

Erwerbstätige 1

Arbeitslose 4

Saisonbereinigte Zahlen 5 6

Ursprungszahlen 6

Erwerbslose 2 *

Erwerbslosenquote in % 2 3 *

Erwerbslose 2 7

Erwerbslose 2

Erwerbslose 2

39 590         39 635        39 659        39 693        39 710           -  

6,7            6,4           6,4           6,3           6,2           - 

3 874          3 857         3 853         3 815         3 770         3 755

9,3            9,2           9,2           9,1           9,0           9,0

616            605           603           612           613           615

2 850          2 710         2 690         2 650         2 620           -  

5. Arbeitsmarkt
5.1 Er werbstätige, Arbeitslose, Kurzarbeiter, offene Stellen

Bundesrepublik Deutschland

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Statistisches Bundesamt.
1 Berechnung nach dem Inländerkonzept im Rahmen der Erwerbstätigenrechnung des StBA;
2 Abgrenzung nach IAO, Inländerkonzept, Angaben basieren auf einer neuen Telefonbefragung des StBA, siehe http://www.destatis.de/arbeitsmarkt;
3 Basis: alle zivilen Erwerbspersonen;
4 Nationale Abgrenzung; 
5 Verfahren Census X - 12 - ARIMA;
6 In 1.000 Personen, Quoten in %;
7 Vorjahresvergleiche sind nicht möglich, da für die Referenzmonate keine Angaben über Erwerbslose in ausreichender statistischer Qualität verfügbar sind;
* Vorübergehend keine Zahlen am aktuellen Rand wegen Umstellung der Erhebungsmethode durch das Statistische Bundesamt.

Veränderungen gegen Vorzeitraum

39 025         38 994        39 075        39 683        39 641           -  

4 399          4 386         4 372         3 687         3 715         3 705

10,5           10,5          10,5           8,8           8,9           8,8

486            619           558           507           781           681

62             54            48           -             -             -  

581            627           619           648           650           648

599            621           573           613           754           690

3 300          3 420         3 620           -             -             -  

7,8            8,1           8,5           -             -             - 

+   6          +   2         -   2         +  67         +  22         +  29

- 125          +  28         -  10         - 711         - 671         - 666

-              -             -             -             -             -  

+  88          -  42           -           + 658         + 647           -  

+ 69           + 45          + 24          + 34          + 17           - 

- 57           - 17          -  4          - 38          - 45          - 15

- 40           -140          - 20          - 40          - 30           - 

-              -             -             -             -             -  
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Arbeitslose in 1.000

Erwerbstätige in 1.000, monatlich, rechte Skala, Erwerbstätige, vierteljährliche Veränderung gegen Vorjahr in %, linke Skala1

Arbeitslose (Ursprungswerte) in 1.000

Erwerbstätige-Veränderung in % Ursprungswerte                                      saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA

Kurzarbeiter in 1.000 Offene Stellen in 1.000

2006 bis 2007

2005 bis 2006

2004 bis 2005

5.2 Ent wicklung des Arbeitsmarkts 
Bundesrepublik Deutschland

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Statistisches Bundesamt.
1 Erwerbstätige nach Inländerkonzept.
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Zugänge an Arbeitslosen 3

Veränderungen gegen Vorzeitraum Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum

Juni Juli August Juni Juli August

Erwerbslosenquote in % 1 2*

Arbeitslose 3

Arbeitslosenquote in % 2 3

Abgänge an Arbeitslosen 3

Kurzarbeiter 3

Offene Stellen3

Juni Juli August Juni Juli August

Arbeitslose 3

Kurzarbeiter 3

Offene Stellen 3

März April Mai Juni Juli August

Arbeitslosenquote in % 2 3

Offene Stellen 3

Arbeitslose 3

Offene Stellen 3

Veränderungen gegen Vorzeitraum

2007

Saisonbereinigte Zahlen 4 5

2007

2006 2007

Ursprungszahlen5

Arbeitslose 3

5.3 Arbeitslose, Kurzarbeiter, offene Stellen in Westdeutschland

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Statistisches Bundesamt.
1 Abgrenzung nach IAO, Inländerkonzept, Angaben basieren auf einer neuen Telefonbefragung des StBA, siehe http://www.destatis.de/arbeitsmarkt;
2 Basis: alle zivilen Erwerbspersonen;
3 Nationale Abgrenzung; 
4 Verfahren Census X-12-ARIMA;
5 In 1.000 Personen, Quoten in %;
* Vorübergehend keine Zahlen am aktuellen Rand wegen Umstellung der Erhebungsmethode durch das Statistische Bundesamt.

-  76          +  23         -   6         - 539         - 510         - 498

-              -             -             -             -             -  

+   9          +   5         -   4         +  65         +  30         +  31

7,0            7,3           7,7           -             -             - 

2 966          2 961         2 941         2 427         2 450         2 444

8,9            8,9           8,8           7,3           7,3           7,3

327            422           383           347           543           476

392            423           400           410           521           482

50             43            38           -             -             -  

445            486           480           511           515           511

7,7            7,7           7,6           7,5           7,5           7,4

472            470           473           483           486           485

2 568          2 550         2 540         2 512         2 485         2 463

- 37           - 18          - 10          - 28          - 27          - 22

- 12           -  2          +  3          + 10          +  3          -  1
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Arbeitslose in 1.000 Arbeitslose (Ursprungswerte) in 1.000

Kurzarbeiter in 1.000 Offene Stellen in 1.000

2006 bis 2007

2005 bis 2006

2004 bis 2005

Ursprungswerte                                                        saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA

5.4 Entwicklung des Arbeitsmarkts in Westdeutschland

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Statistisches Bundesamt.
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Zugänge an Arbeitslosen 3

Veränderungen gegen Vorzeitraum Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum

Juni Juli August Juni Juli August

Erwerbslosenquote in % 1 2*

Arbeitslose 3

Arbeitslosenquote in % 2 3

Abgänge an Arbeitslosen 3

Kurzarbeiter 3

Offene Stellen 3

Juni Juli August Juni Juli August

Arbeitslose 3

Kurzarbeiter 3

Offene Stellen 3

März April Mai Juni Juli August

Arbeitslosenquote in % 2 3

Offene Stellen3

Arbeitslose 3

Offene Stellen 3

Veränderungen gegen Vorzeitraum

2007

Saisonbereinigte Zahlen 4 5

2007

2006 2007

Ursprungszahlen5

Arbeitslose 3

5.5 Arbeitslose, Kurzarbeiter, offene Stellen in Ostdeutschland

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Statistisches Bundesamt.
1 Abgrenzung nach IAO, Inländerkonzept, Angaben basieren auf einer neuen Telefonbefragung des StBA, siehe http://www.destatis.de/arbeitsmarkt;
2 Basis: alle zivilen Erwerbspersonen;
3 Nationale Abgrenzung; 
4 Verfahren Census X - 12 - ARIMA;
5 In 1.000 Personen, Quoten in %;
* Vorübergehend keine Zahlen am aktuellen Rand wegen Umstellung der Erhebungsmethode durch das Statistische Bundesamt.

- 20           +  1          +  6          - 10          - 18          +  7

-  9           -  9          -  5          -  1          -  2          +  3

15,3           15,3          15,3          15,2          15,0          15,0

144            135           130           129           127           130

1 306          1 307         1 313         1 303         1 285         1 292

-              -             -             -             -             -  

-  49          +   5         -   3         - 173         - 161         - 169

-   4          -   3         +   2         +   2         -   7         -   3

16,8           16,7          16,7          14,7          14,7          14,7

207            199           173           203           233           208

11             11             9           -             -             -  

135            142           139           137           134           137

159            197           175           160           238           205

11,0           10,9          11,4            -             -             - 

1 432          1 426         1 430         1 260         1 265         1 262
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Arbeitslose in 1.000 Arbeitslose (Ursprungswerte) in 1.000

Kurzarbeiter in 1.000 Offene Stellen in 1.000

Ursprungswerte                                                        saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA

2006 bis 2007

2005 bis 2006

2004 bis 2005

5.6 Ent wicklung des Arbeitsmarkts in Ostdeutschland

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Statistisches Bundesamt.



Monatsbericht 09-2007 BMWi68

Juni Juli August Juni Juli August

2007

Veränderungen gegen Vorzeitraum in % Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum in %

2006                                                                                 2007

Insgesamt

Waren

Verbrauchsgüter 

darunter: Nahrungsmittel

darunter: Saisonabhängige 
Nahrungsmittel 2

Gebrauchsgüter mit mittlerer
Lebensdauer

Langlebige Gebrauchsgüter

Dienstleistungen

darunter: Wohnungsmiete

nachrichtlich:
Kerninflation 3

Insgesamt

Vorleistungsgüterproduzenten

Investitionsgüterproduzenten

Konsumgüterproduzenten

Gebrauchsgüterproduzenten

Verbrauchsgüterproduzenten

Energie

November Februar Mai November Februar Mai

Wohngebäude

Straßenbau

+  0,1        +  0,4        -  0,1        +  1,8        +  1,9        +  1,9

0,0           0,0        -  0,2        +  1,6        +  1,7        +  1,7

+  0,2        +  0,2        -  0,3        +  2,2        +  2,1        +  2,1

+  0,1        -  0,2        +  0,3        +  1,7        +  1,9        +  2,5

-  0,7        -  1,4        -  3,7        +  0,9        +  2,1        +  0,7

-  0,4        -  1,2        +  0,1        +  0,8        +  0,6        +  0,9

0,0        -  0,1           0,0        +  0,9        +  1,1        +  1,2

+  0,2        +  0,9           0,0        +  2,0        +  2,0        +  2,1

0,0        +  0,1        +  0,1        +  1,0        +  1,0        +  1,0

+  0,1        +  0,4        +  0,1        +  2,0        +  1,9        +  2,0

+  0,2        -  0,1           -          +  1,7        +  1,1           -  

0,0        +  0,1           -          +  4,9        +  3,8           -  

0,0        +  0,1           -          +  1,1        +  1,1           -  

+  0,4        +  0,3           -          +  1,8        +  2,0           -  

0,0           0,0           -          +  1,4        +  1,3           -  

+  0,4        +  0,4           -          +  1,8        +  2,2           -  

0,0        -  0,5           -          -  1,4        -  2,8           -  

+  1,0        +  1,7        +  1,0        +  4,1        +  5,2        +  5,4

+  0,9        +  1,5        +  0,9        +  4,9        +  5,3        +  5,1

Baupreise 5

Erzeugerpreise gewerblicher 
Produkte 5

Verbraucherpreise 1

Junip Julip Augustp Junip Julip Augustp

HVPI 4 +  0,1        +  0,5        -  0,1        +  2,0        +  2,0        +  2,0

6. Preise
6.1 Verbraucherpreise, Erzeugerpreise, Baupreise

Bundesrepublik Deutschland

Quelle: Statistisches Bundesamt.
1 Preisindex 2000 = 100; Gliederung nach Waren und Leistungen; Abgrenzung nach der COICOP (Classification of Individual Consumption by Purpose);
2 Obst, Gemüse (einschl. Kartoffeln), Fische;
3 Insgesamt ohne Energie und saisonabhängige Nahrungsmittel;
4 Harmonisierter Verbraucherpreisindex, Basis 1996 = 100;
5 Preisindex 2000 = 100;
p Vorläufiges Ergebnis.
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Index 2000 = 100

Veränderung gegen Vorjahr in %

Verbraucherpreise                                  Erzeugerpreise gewerblicher Produkte                                Kerninflation (Verbraucherpreise ohne 
Energie und saisonabhängige Nahrungsmittel)

6.2 Entwicklung der Verbraucherpreise, Erzeugerpreise, Kerninflation

Quelle: Statistisches Bundesamt.
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Veränderungen gegen Vorzeitraum in % Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum in %

2007

Weltmarktpreise für Rohstoffe 1

Insgesamt

Nahrungs- und Genußmittel

Industrie-Rohstoffe

Energierohstoffe (Kohle und Rohöl)

Außenhandelspreise 2

Einfuhrpreise insgesamt

Güter der Ernährungswirtschaft

Güter der gewerblichen Wirtschaft

Rohstoffe und Halbwaren

Fertigwaren

Ausfuhrpreise insgesamt

Terms of Trade

Juni Juli August Juni Juli August

+  3,3        +  5,5        -  3,8        +  6,1        +  6,2        +  3,2

+  5,8        +  0,7           0,0        + 25,2        + 22,8        + 26,9

-  3,9        +  1,1        -  4,3        + 17,7        + 13,5        +  8,7

+  5,6        +  7,4        -  4,0        +  1,3        +  2,9        -  0,1

+  0,6        +  0,3           -          +  1,3        +  0,4           -  

+  0,6        +  0,6           -          +  4,1        +  5,5           -  

+  0,6        +  0,3           -          +  1,0        -  0,1           -  

+  1,9        +  1,1           -          +  3,1        -  0,1           -  

0,0        -  0,2           -          +  0,2        -  0,2           -  

+  0,2           0,0           -          +  2,0        +  1,6           -  

-  0,4        -  0,3           -          +  0,7        +  1,2           -  

6.3 Weltmarktpreise für Rohstoffe,  Außenhandelspreise, 
Wechselkurse des Euro
Bundesrepublik Deutschland

Wechselkurs des Euro

nominaler effektiver Wechselkurs 
des Euro 3

realer effektiver Wechselkurs des Euro 3

Indikator der preislichen 
Wettbewerbsfähigkeit 4

Indikator der preislichen 
Wettbewerbsfähigkeit 5

-  0,3        +  0,6        -  0,4        +  2,6        +  2,9        +  2,4

-  0,4        +  0,6        -  0,4        +  1,8        +  2,1        +  1,7

-  0,2        +  0,6        -  0,4        +  2,2        +  2,5        +  2,3

-  0,3        +  0,5        -  0,2        +  0,8        +  1,1        +  1,3

Ursprungszahlen, Monatsdurchschnitte

Wechselkurs 1 Euro / US-Dollar

Wechselkurs 1 Euro / Yen

Wechselkurs 1 Euro / Pfund / Sterling

1,3242        1,3516        1,3511        1,3419        1,3716        1,3622

155,24        160,68        163,22        164,55        166,76        159,05

0,6802        0,6793        0,6814        0,6756        0,6744        0,6777

2007

März April Mai Juni Juli August

Quellen: HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung, Europäische Zentralbank, Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1 HWWA-Index auf US-Dollar-Basis, 2000 = 100;
2 Index 2000 = 100;
3 Erstes Quartal 1999 = 100; Berechnung der EZB; EWK-24-Gruppe: Durchschnitte der Euro Wechselkurse. Die dabei verwendeten Gewichte beruhen auf  

dem Handel mit erwerblichen Erzeugnissen von 1999 bis 2001 mit den Handelspartnern Australien, Bulgarien, China, Dänemark, Estland, Hongkong,
Japan, Kanada, Lettland, Litauen, Malta, Norwegen, Polen, Rumänien, Schweden, Schweiz, Singapur, Slowakei, Südkorea,  Tschechische Republik, 
Ungarn, Vereinigtes Königreich, Vereinigte Staaten sowie Zypern und spiegeln auch Drittmarkteffekte wider;

4 Realer effektiver Wechselkurs Deutschlands auf Basis der Verbraucherpreise (20 Industrieländer);
5 Realer effektiver Wechselkurs Deutschlands auf Basis der Verbraucherpreise (56 Industrieländer).
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Index der Weltmarktrohstoffpreise (2000 = 100) Außenwert / Effektiver Wechselkurs des Euro

Außenhandelspreise, Index 2000 = 100 Terms of Trade, Veränderung gegen Vorjahr in %

auf Euro - Basis
auf US-Dollar- Basis

Außenwert des Euro gegenüber dem US-Dollar 
1999 = 100
Nominaler effektiver Wechselkurs des Euro1; 
1. Quartal 1999 = 100
Indikator der preislichen Wettbewerbsfähigkeit2

Einfuhrpreise                                              Ausfuhrpreise

6.4 Ent wicklung der Weltmarktpreise für Rohstoffe, 
Außenhandelspreise, Außenwert des Euro

Quellen: HWWA-Institut, Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1 Erstes Quartal 1999 = 100; Berechnung der EZB; EWK-24-Gruppe: Durchschnitte der Euro Wechselkurse. Die dabei verwendeten Gewichte beruhen auf  

dem Handel mit erwerblichen Erzeugnissen von 1999 bis 2001 mit den Handelspartnern Australien, Bulgarien, China, Dänemark, Estland, Hongkong,
Japan, Kanada, Lettland, Litauen, Malta, Norwegen, Polen, Rumänien, Schweden, Schweiz, Singapur, Slowakei, Südkorea, Tschechische Republik, 
Ungarn, Vereinigtes Königreich, Vereinigte Staaten sowie Zypern und spiegeln auch Drittmarkteffekte wider;

2 Realer effektiver Wechselkurs Deutschlands auf Basis der Verbraucherpreise (20 Industrieländer).



Monatsbericht 09-2007 BMWi72

3-Monats EURIBOR

6-Monats EURIBOR

12-Monats EURIBOR

Umlaufsrendite 
3-5-jähriger Bundesanleihen

Umlaufsrendite 
5-8-jähriger Bundesanleihen

Umlaufsrendite 
9-10-jähriger Bundesanleihen

Wachstum der Geldmenge M11

Wachstum der Geldmenge M21

Wachstum der Geldmenge M31

Wachstum der Geldmenge M3
3-Monatsdurchschnitt1

Kredite an den privaten Sektor im 
Euroraum 1

Kredite an den privaten Sektor in 
Deutschland1

darunter: Buchkredite im Euroraum

Buchkredite in Deutschland

Deutscher Aktienindex (DAX 30)3

Dow Jones Euro Stoxx (50)4

Standard & Poor’s 5004

März April Mai Juni Juli August

3,89          3,98          4,07          4,15          4,22          4,54

4,00          4,10          4,20          4,28          4,36          4,59

4,11          4,25          4,37          4,51          4,56          4,67

3,90          4,11          4,26          4,52          4,50          4,20

3,92          4,14          4,27          4,55          4,51          4,25

3,94          4,15          4,28          4,56          4,50          4,30

+  9,5        +  8,8        +  9,3        +  9,5        + 10,4           -  

+ 10,9        + 10,3        + 10,6        + 10,9        + 11,7           -  

+ 10,5        + 10,6        + 10,6        + 11,1           -             -  

+  7,0        +  6,0        +  5,9        +  6,1        +  6,9           -  

+ 10,9        + 10,8        + 11,1        + 11,5        + 11,6           -  

+  0,6        +  0,3        -  0,3        -  0,2        +  0,2           -  

+ 10,6        + 10,4        + 10,4        + 10,8        + 11,0           -  

+  0,5        +  0,1        -  0,1        +  0,2        +  0,6           -  

6705,96       7237,29       7581,97       7874,48       7888,85       7463,64

4070,48       4336,98       4443,98       4470,21       4449,03       4220,63

1406,95       1462,70       1511,34       1514,49       1520,89       1454,62

2007

Ursprungszahlen in % p.a., Monatsdurchschnitte

Veränderungen zum Vorjahr in %

Ursprungszahlen, Monatsdurchschnitte

Nikkei 2254 17129,95      17466,50      17577,72      18001,36      17986,77      16460,95

Quellen: Europäische Zentralbank, Deutsche Bundesbank, Deutsche Börse AG, Dow Jones & Company.
1 saisonbereingt, Verfahren Census X - 12 - ARIMA;
2 Ursprungszahlen;
3 Performanceindex;
4 Kurs- bzw. Preisindex.

7. Monetäre Entwicklung
7.1 Zinsen, Geldmenge, Kredite, Aktienindizes

Buchkredite an nichtfinanzielle 
Kapitalgesellschaften in Deutschland 2

darunter: Laufzeit bis 1 Jahr

Laufzeit über 1 Jahr bis 5 Jahre

+ 1,04        + 0,59        + 1,24        + 0,69        + 0,61           -  

+ 0,39        - 0,42        + 1,73        + 0,71        + 0,93           -  

+ 4,42        + 4,55        + 6,95        + 4,03        + 1,54           -  

Laufzeit über 5 Jahre + 0,68        + 0,25        + 0,12        + 0,10        + 0,34           -  

Buchkredite an private Haushalte in 
Deutschland 2

darunter: Wohnungsbaukredite

- 0,70        - 0,93        - 1,09        - 1,05        - 1,14           -  

+ 0,37        + 0,16        + 0,03         -0,00        - 0,27           -  
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Wachstum der Geldmenge M3 in der EWU Umlaufsrendite, EURIBOR, in % p.a.

Kredite an Nichtbanken Aktienindizes

saisonbereinigt, Veränderung gegen Vorjahr in %1

monatlich
gleitender 3 - Monatsdurchschnitt

Differenz: Bundesanleihen – EURIBOR 

––––– EURIBOR 3-Monatsgeld2

––––– Bundesanleihen mit 10-jähriger Restlaufzeit2

Veränderung gegen Vorjahr in %
Deutschland EWU
darunter: Buchkredite Deutschland

Buchkredite EWU

Monatsdurchschnitte, Januar 2003 = 100 

––––– DAX 303

– – – Dow Jones EURO Stoxx (50)4

––––– Standard & Poor`s 5004

– – – Nikkei 2254

7.2 Monetäre Ent wicklung und Zinsstruktur

Quelle: Deutsche Bundesbank.
1 Saisonbereinigungsverfahren Census X-12-ARIMA;
2 Jahresraten;
3 Performanceindex;
4 Kurs- bzw. Preisindex.
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Die Resultate der gesamtwirtschaftlichen Aktivitäten
einer Volkswirtschaft finden ihren zusammenfassenden
Ausdruck in den Ergebnissen der Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen (VGR). Die konjunkturelle Entwicklung
wird daher am umfassendsten in den makroökonomischen
Aggregaten der VGR widergespiegelt. Ein wesentlicher
Nachteil der VGR-Daten ist es jedoch, dass sie erst ver-
gleichsweise spät vorliegen. In der Regel sind vorläufige
Daten aus dem abgelaufenen Quartal erst 6 - 8 Wochen,
endgültige Daten oft erst Jahre später verfügbar. Daher
kann auf die VGR-Ergebnisse für die Beobachtung und
Analyse der Konjunktur am aktuellen Rand nur in sehr
beschränktem Maße zurückgegriffen werden. 

Ziel der Konjunkturanalyse ist es, auf Basis der aktu-
ellen Konjunkturindikatoren Aussagen über die tatsäch-
lichen konjunkturellen Bewegungen der Wirtschaft zu
machen. Aus der Konjunkturanalyse sollen außerdem
soweit wie möglich auch fundierte Aussagen über künftige
Entwicklungen abgeleitet werden. Diese Untersuchungen
können nur auf der Grundlage möglichst aktueller stati-
stischer Daten und hierauf basierender Indikatoren erfol-
gen. Deshalb greift die Konjunkturbeobachtung auf be-
stimmte Indikatoren als Näherungsgrößen für später zu
erwartende VGR-Ergebnisse zurück. Die beobachteten
Indikatoren decken dabei für die konjunkturelle Entwick-
lung wichtige Einzeltatbestände und Teilbereiche der
Gesamtwirtschaft ab und lassen sich wie folgt kategori-
sieren:

3 Indikatoren, deren statistische Datenbasis Wert-
größen sind (Produktion, Auftragseingang, Außen-
handel, Einzelhandelsumsätze, Geldmenge, etc.)

3 Indikatoren auf Basis von Personenzahlen und 
physischer Größen (Baugenehmigungen, Erwerbs-
tätige, offene Stellen, etc.)

3 Indikatoren auf der Grundlage von Umfrageergeb-
nissen (ifo-Konjunkturtest, GfK-Konsumklima, etc.)

Obgleich weniger aktuell, sind die Ergebnisse der VGR
für die Konjunkturbeobachtung unentbehrlich, da nur
sie einen exakten quantitativen Einblick in die Entwick-
lung der Gesamtwirtschaft erlauben. Neben der Beobach-
tung der konjunkturellen Entwicklung am aktuellen
Rand auf der Grundlage von Einzelindikatoren werden
im Quartals- und Halbjahresturnus daher auch die jeweils
neuesten Ergebnisse der VGR in die Betrachtung einbe-
zogen. 

In Bezug auf ihre Aktualität lassen sich die Indikatoren
in sogenannte vorlaufende Indikatoren (z. B. ifo-Konjunk-
turtest, GfK-Konsumklima, Auftragseingänge, Baugeneh-
migungen), gleichlaufende (Produktion, Umsätze) und
nachlaufende Indikatoren (Erwerbstätige, Arbeitslose)
einteilen. 

Konjunkturelle Bewegungen unterscheiden sich so-
wohl in ihrer zeitlichen Abfolge als auch in ihrer Intensität
in den einzelnen Bereichen und Zweigen der Wirtschaft.
Die einzelnen Indikatoren werden daher nach ökonomi-
schen Teilbereichen der Gesamtwirtschaft (z. B. Gewerb-
liche Wirtschaft, Produzierendes Gewerbe, Handel) bis
auf die Ebene einzelner Wirtschaftszweige disaggregiert
und gesondert betrachtet. 

Der sich in den Indikatoren auf der Grundlage der Ur-
sprungswerte (= originäre statistische Daten) ausdrückende
konjunkturelle Verlauf wird von saisonalen Schwankun-
gen und irregulären bzw. kalendarischen Einflüssen
(Arbeitstage, Ferien, u. ä.) überlagert. Indikatoren, die
auf Wertgrößen basieren, können bei Veränderungen
des Preisniveaus die Analyse der realwirtschaftlichen
Aktivitäten zusätzlich erschweren. Durch verschiedene
Bereinigungsverfahren können die genannten Einflüsse
aber quantifiziert und weitgehend neutralisiert werden.
Dies ermöglicht eine Betrachtung der durch realwirt-
schaftliche Aktivitäten bedingten konjunkturellen Ent-
wicklung im engeren Sinne. 

Erläuterungen zur Konjunkturanalyse
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Der überwiegende Teil der im Monatsbericht des
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie zur
wirtschaftlichen Lage beobachteten Konjunkturindikato-
ren wird auf Basis der Ursprungswerte arbeitstäglich be-
reinigt und saisonbereinigt analysiert. Die auf Wertgrößen
basierenden Indikatoren werden dabei soweit als möglich
in nominaler (d. h. nicht preisbereinigter) und realer (d. h.
preisbereinigter) Form zu Grunde gelegt. Die Saisonberei-
nigung der aktuellen Konjunkturindikatoren einschließ-
lich der VGR und der Erwerbstätigenreihen erfolgt in der
Regel nach dem Verfahren Census X-12-ARIMA.

Die Berichterstattung zur wirtschaftlichen Lage in
Deutschland umfasst die üblichen Konjunkturindikatoren
aus der VGR, Produzierendem Gewerbe, Binnen- und
Außenhandel, Arbeitsmarkt, Preisentwicklung und einige
wichtige monetäre Indikatoren. Daneben werden Ergeb-
nisse aus dem ifo-Konjunkturtest (Geschäftsklima) und
einige weitere wichtige, aus Umfragen gewonnene Indi-
katoren berücksichtigt. Im internationalen Vergleich wer-
den die Entwicklung des Bruttoinlandsproduktes, der
Leistungsbilanz, der Arbeitslosigkeit und der Verbraucher-
preise ausgewiesen.

Ansprechpartner im Bundesministerium für
Wirtschaft und Technologie:

Bernd Reinhard
(Die Exportinitiative Energieeffizienz)

Joachim Steffens
(Investitionsgarantien des Bundes)

Dr. Hilda Joffe
(Die Verwertungsoffensive)

Kerstin Stromberg-Mallmann
(Benchmark „Internationale Telekommunikations-
märkte“)

Katja Schmidt, Joachim Kaiser und Mathias Kesting
(Wirtschaftliche Lage)

Veröffentlichungskalender 2007 
Schlaglichter der Wirtschaftspolitik 

Ausgabe
Veröffentlichungszeitpunkt 
im Internet

Oktober Mo, 22. Oktober 2007

November Mi, 21. November 2007

Dezember Fr, 20. Dezember 2007
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Notizen
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